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' „Für Wien: ohne Zuſtellung ganzjährig 6 fl., halbjährig 3 fl., 
Pränumerationspreiſe:“, mit Zuſtellung ganzjährig 7 fl., halbjährig 3 fl. 50 kr. 


Freitag, den 9. December 1892. 


Jahrgang l. 


Für die Provinz: ganzjährig 8 fl., halbjährig 4 fl. 


ien are a 10 kr. im Redactiouslocale im Rathhauſe. 


Gemeinderuth. 


Sitzungen des Gemeinderathes. 


Dienstag, den 13. December 1892, 5 Uhr Nachmittags. 
Mittwoch, den 14. December 1892, 5 Uhr Nachmittags. 
Freitag, den 16. December 1892, 5 Uhr Nachmittags. 


Stenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 6. December 
1892 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Johann 
Nep. Prix und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Albert 
Richter. 


Bürgermeifler Dr. Prix: Die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Die Herren Gem.⸗Räthe Haßfurther und Dr. 
v. Billing entſchuldigen ihr Ausbleiben. 

Zur Kenutnis. 

2. Die I. öſterr. Sparcaſſe hat dem Centralverein zur Be⸗ 
köſtigung armer Schulkinder den Betrag von 500 fl. geſpendet. 

Wird dankend zur Kenntnis genommen. 

3. Herr Philipp Thorſch hat 100 fl. ö. W. zu dem gleichen 
Zwecke gewidmet; ebenſo hat Herr Ludwig Reithoffer 100 fl. 
ö. W. zu dem gleichen Zwecke geſpendet. 

Wird der Dank ausgeſprochen. 

4. Herr Dr. Rudolf Mandelbaum hat namens des Herrn 
Rudolf Stifter, Hauseigenthümer, IX., Alſerſtraße 45, 100 fl. 
zur Vertheilung an Arme übergeben. 

Wird der Dank ausgeſprochen. 


5. Herr Geza Winter theilt mit, daS Freiherr v. Wald— 


berg einen Betrag von 300 fl. zur Vertheilung an Arme ge— 
ſpendet hat. 
Der Gemeinderath votiert den Dank. 


6. Herr Emil Kolb theilt mit, dafs in Ausführung der 


teſtamentariſchen Beſtimmungen des am 9. November 1892 ge— 
ſtorbenen Felix Roth ein Betrag von 1000 fl. 6. W. zur Ver: 
theilung an die Armen Wiens übergeben wurde. 

Wird der Dank ausgeſprochen. 


7. Wohllöbliches Bürgermeiſteramt der k. k. Reichshaupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Wien! 1. December 1892. 

Ich habe die Ehre, anbei 100 fl. ö. W. zu überreichen und 
widme dieſen Betrag als eine Dotation des bevorſtehenden Chriſt— 
baumes des Armeninſtitutes im VIII. Wiener Gemeindebezirke 
Joſefſtadt, und zwar zu Handen des Obmannes Herrn Hermann 
Reſch. 

Unter einem erſuche ich ebenſo höflich als wie entſchieden, 
daſs mir bei der Verlautbarung niemehr, ſowie ehevor manchmal 
die mir von amtswegen gebürende Apoſtrophierung „Kaiſer— 
licher Rath“ vorenthalten wird, denn im Wiederholungsfalle dieſer 
abträglichen Behandlung würde ich wiſſen, mein gutes Recht zu 
wahren. 

Hochachtungsvoll 
Kaiſerlicher Rath 
J. E. A. Ruthmayer. 

Der Gemeinderath ſpricht dem kaiſerlichen Rathe 

Herrn Ruthmayer den Dank aus. 


8. Der öſterreichiſche Touriſtenclub dankt für die ihm be— 
willigte Subvention. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

9. Herr Robert Schleſinger überſendet 200 Paar Schuhe 
zur Vertheilung an Arme ohne Unterſchied der Confeſſion. 

Wird der Dank ausgeſprochen. 
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10. Der öſterreichiſche Ingenieur- und Architekten-Verein 
dankt für die Beitragsleiſtung zu den Koſten der Herſtellung eines 
Friedrich Schmidt-Denkmales. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

11. Das Curatorium der Kaiſer Franz Joſef⸗Stiflung erſucht, 
im Sinne des Statutes die Neuwahl von ſechs Delegierten pro 
1893 in das Curatorium vornehmen zu dürfen. 

Wird auf die Tagesordnung geſetzt werden. 

12. Ich habe die Ehre, eine Interpellation zu beantworten. 

Herr Gem. Rath Dr. Uhl hat neulich wegen des Tramway⸗ 
Pferdeſtandes in der Stiegengaſſe eine Interpellation geſtellt, dahin 
gehend, ob vor Ertheilung der Bewilligung zur Aufſtellung des— 
ſelben die Anrainer vernommen worden ſind; wenn nicht, was 
der Bürgermeiſter zu thun gedenkt, und was der Bürgermeiſter 
überhaupt zu thun gedenkt, damit dieſer Pferdeſtand wegkommt. 

Die Erhebungen haben gezeigt, dafs die Anrainer nicht ver— 
nommen worden ſind. Das geſchieht aber überhaupt nicht bei 
derlei Angelegenheiten, die im öffentlichen Intereſſe gemacht werden. 
Die Commiſſion iſt unter Zuziehung der Vertreter des Bezirks— 
ausſchuſſes im VI. Bezirke abgehalten worden, und die Commiſſions— 
mitglieder waren einſtimmig der Meinung, daßs gerade dort dieſes 
Unterkunftshaus für die Pferde aufgeſtellt werden ſoll. Infolge 
deſſen iſt auch die Bewilligung an die Tramway-Geſellſchaft er— 
gangen. 

Bezüglich der Frage, was ich zu thun gedenke, um das weg— 
zubringen, bemerke ich, dass ich ſelbſt dies alles beſichtigte und 
daſs ich zugeben mußs, dajs es nichts Unpaſſenderes geben kann, 
als dieſes Unterkunftshaus für die Pferde. (Beifall.) Ich werde 
daher diejenigen Mittel zu ergreifen ſuchen, welche geeignet ſind, 
dieſes Unterkuuftshaus wegzubringen. (Beifall.) 

Ich bitte, die Einläufe zu verleſen. 

Schriftführer Gem.-Rath Zagorski (liest): 

13. Interpellation des Gem.-Nathes Dr. Stern, 
welche lautet: 

Ohne mich in eine Schilderung der am 4. d. M. in der Volkshalle des 
Rathhauſes ſtattgefundenen antiſemitiſchen Hetzverſammlung, deren Charakter 
aus der Perſönlichkeit ihres Einberufers vorauszuſehen war, einzulaſſen, erlaube 
ich mir die Anfrage: | 

Gedenkt der Herr Bürgermeiſter die Localitäten 
des aus den Steuergeldern aller Bewohner Wiens 
ohne Unterſchied der Confeſſion erbauten Rathhauſes 
noch fernerhin für Verſammlungen, in welchen die der 
Stadt Wien zur Schande gereichende Raſſen- und 
Claſſenhetze propagiert werden ſoll, zu überlaſſen? 

Dürgermeifter: Ich werde dieſe Interpellation gleich beant— 
worten. ö 

Es iſt infolge Gemeinderaths-Beſchluſſes dem Bürgermeiſter 
überlaſſen, von Fall zu Fall den Verſammlungen die Volkshalle 
zu bewilligen. Ich habe mich bei Überlaſſung der Volkshalle zur 
Abhaltung von Verſammlungen ziemlich weitgehend verhalten. Ich 
war in keiner Weiſe beengt, und iſt die Volkshalle den ver— 
ſchiedenſten Verſammlungen überlaſſen worden. (Rufe: Sehr 
richtig!) Der Verein, um den es ſich hier handelt, heißt „Verein 
der chriſtlichen Familie“. Ich habe in den Statuten nichts ge— 
funden, was mich hätte hindern oder berechtigen können, oder das 
hätte begründen können, gerade dieſem Vereine die Volkshalle nicht 
zu überlaſſen. (Zuſtimmung.) 

Für das, was dort geſprochen wird, für Ausſchreitungen, 
die da vorkommen mögen, iſt wohl derjenige nicht verantwortlich, 
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gerufen haben werde. (Widerſpruch.) Ich faſſe die 
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der das Haus überlässt. (Rufe: Sehr richtig!) Dazu find andere 
Organe da; vor allem iſt es Sache des Regierungsvertreters, 
Ausſchreitungen nicht zu dulden. (Rufe: Sehr richtig!) 
Schriftführer Gem.-RNath Zagorski (liest): 
14. Interpellation des Gem.-Nathes Stiaßuy und 


Genoſſen, welche lautet: 


Die in den Jahren 1891 und 1892 im Wiener Gemeinderathe und in 
einigen Vereinen geführten Verhandlungen über die Erwirkung größerer 
Steuerbegünſtigungen haben in den genannten Jahren hemmend auf 
die Bauthätigkeit gewirkt, indem viele Bauwerber den Umbau ihrer Realitäten 
bis nach erfolgter geſetzmäßiger Feſtſtellung der erhofften Steuerbegünſtigungen 
verſchoben haben. 

Gegenwärtig beſchäftigt ſich der Stadtrath mit der Feſtſtellung jener an 
Hauptverkehrsſtraßen gelegenen Objecte, deren Beſeitigung zu Zwecken der 
Verkehrserleichterung und deren Umbau im Intereſſe der Stadtent- 
wicklung wünſcheuswert erſcheint. Es iſt nun zu beſorgen, daßs bei einer 
längeren Hinausſchiebung der Beſchluſsfaſſung des Gemeinderathes über dieſe 
Angelegenheit weder die hohe Regiernug, falls dieſelbe die vorgeſchlagenen 
Steuerbegünſtigungen gewähren ſollte, ihre Geſetzesvorlagen, noch auch der 
Reichsrath und der u.⸗ö. Landtag die Berathung der bezüglichen Geſetzeutwürfe 
rechtzeitig beendigen werden. Es beſteht ſomit einfach die Gefahr, dass neuer— 
dings im Jahre 1893 die Bauthätigkeit auch aus dem vorangeführten Grunde 
im ungünſtigen Sinne beeinfluſst werden wird. 

Wir geſtatten uns daher, an den verehrten Herrn Bürgermeiſter die 
Anfrage zu richten: 


Iſt derſelbe geneigt, die Berathung der Vorlagen 
betreffs Erwirkung von Steuerbegünſtigungen für ein— 
zelne Realitäten in Wien im Stadtrathe zu be— 
ſchleunigen und die in dieſer Richtung geſtellten Anträge 
des Stadtrathes dem Gemeinderathe zur Beſchluſs— 
faſſung eheſtens vorzulegen? 

Bürgermeiſter: Ich habe die Ehre, zu erwidern, daſßs dieſe 
Angelegenheit ſchon durch mehrere Sitzungen den Stadtrath beſchäftigt, 
und dafs ich glaube, dieſer werde in den nächſten Tagen die Vor— 
lage erledigt haben. u 

Gem.-Nath Geitler (zur Geſchäftsordnung): Auf der Tages- 
ordnung des Wiener Gemeinderathes ſteht unter anderem auch der 
Bericht des Stadtrathes über den Voranſchlag für das Jahr 1893. 

§ 19 der Gemeindeordnung lautet: „Der Gemeinderath kann, 
wenn er es für nothwendig findet, zur weiteren Verhandlung eines 
vom Stadtrathe geſtellten oder auf der Tagesordnung ſtehenden 
Berichtes eine Commiſſion einſetzen, welche aus ſeiner Mitte 
gewählt wird.“ | 

Mit Rückſicht auf die Wichtigkeit des Gegenſtandes, nämlich 
des Voranſchlages für das Jahr 1893, welcher, wie ich bereits 
geſagt habe, auf der Tagesordnung des Gemeinderathes ſteht, bean— 
trage ich hiemit, der Gemeinderath wolle zur Vorberathung 
und Berichterſtattung über den Voranſchlag für das 
Jahr 1893 eine aus 30 Mitgliedern beſtehende Com: 
miſſion ſo bald als möglich aus ſeiner Mitte wählen. 
(Bravo! Bravo!) 

Bürgermeiſter: Ich muſs bemerken, dafs die Herren doch 
warten ſollen, bis das Referat hier erſtattet wird, und daſs fie 
dann dieſen Autrag ſtellen. Das Präliminare ſteht nicht auf 
der Tagesordnung, und die Herren wiſſen gar nicht, ob es über— 
haupt heute möglich ſein wird, zum Referate zu gelangen. Es iſt 
eben nur mitgetheilt, dajs das in Ausſicht ſteht. Ich würde bitten, 
dann den Antrag zu ſtellen, wenn ich den Herrn Referenten auf— 
Geſchäfts⸗ 
ordnung ſo auf. 

Gem.-Nath Geitler (zur Geſchäftsordnung): Ich ſtehe voll: 
kommen auf dem Standpunkte der Geſchäftsordnung und ſtelle 
den Antrag hauptſächlich deswegen, weil bereits auf der gedruckten 
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Tagesordnung des Gemeinderathes der Bericht des Stadtrathes 
über den Voranſchlag ſteht. 

Vürgermeiſter: Ich muſs darauf Folgendes bemerken. Es 
iſt nicht richtig, dafs das Budget auf der Tagesordnung ſteht; 
dies ift einfach nicht wahr; auf der Tagesordnung ſteht das Canal— 
bauten- und Pflaſter-Präliminare. Man kann daher nicht für das 
Budget eine Commiſſion wählen, nachdem es nicht auf der Tages— 
ordnung ſteht. Die Herren könnten höchſtens für das Canalbauten— 


und Pflaſterungs-Präliminare eine Commiſſion wählen, aber nicht 


für das Budget. 
Das Budget ſelbſt kann ja noch nicht in den Gemeinderath 


kommen, weil die zur öffentlichen Einſichtnahme geſetzlich vor 


geſchriebene Friſt von 14 Tagen noch nicht vorüber iſt. Ich bitte 
die Herren, ſich zu gedulden, bis das Budget auf die Tagesorduung 
kommt, oder Sie ſtellen den Antrag, dafs zur Berathung des 
Canalbauten⸗ und Pflaſter-Präliminares eine Commiſſion gewählt 
werde. (Rufe: Nein!) Dann müſſen eben die Herren warten, bis 
das Budget auf die Tagesordnung kommt. 

Gem.-Nath Geitler: Auf der gedrückten Tagesordnung ſteht 
der Bericht über den Voranſchlag für das Jahr 1893. 

Vürgermeiſter: Auf der Tagesordnung ſteht nur das Canal— 
bauten⸗ und Pflaſter⸗Präliminare, aber nicht das Budget. Dieſes 
kann nicht auf der Tagesordnung ſtehen, weil ich es nicht vorlegen 
darf, bevor die 14 Tage abgelaufen find. Ich glaube, dafs die 
Sache damit erledigt iſt. (Zuſtimmung.) 

Wir ſchreiten zur Tagesordnung. Ich erſuche Herrn Gemi— 
Rath Noske, zu referieren. 

15. Referent Gem.⸗Rath Nosſie: Zahl 7156. Bei der 
Ausgabs⸗Rubrik IV 7, „Schreib- und Druckpapier“, iſt ſeinerzeit 
eine Summe im Betrage von 24.020 fl. eingeſtellt worden. Nun 
hat ſich herausgeſtellt, das der Bedarf, welchen die Gemeinde— 
ämter an Papier, Löſch⸗, Packpapier und allen Sorten von Schreib— 
papier gehabt haben, ein das Präliminare weit überſteigender 
geweſen iſt, was ſich aus verſchiedenen Urſachen erklärt; erſtens 
aus dem Grunde, weil die Bezirksämter erſt im heurigen Jahre 
in volle Action gekommen ſind, und man alſo im vorhinein nicht 
gut bemeſſen konnte, wieviel Papier ſie brauchen werden, weiters 
dadurch, daſs infolge der Theilung des Steueramtes neue Steuer— 
bücher augelegt werden müſſen, wodurch ein erheblicher Mehrbedarf 
ſich herausſtellte, endlich, weil infolge des Auftretens der Cholera 
eine große Anzahl von Placaten in ſehr großer Auflage gedruckt 
werden muſste, was gleichfalls im Präliminare nicht vorgeſehen wurde. 

Dadurch hat ſich eine Überſchreitung dieſer Budgetpoſt ergeben, 
welche mit Rückſicht auf die Schätzung der Buchhaltung jenes 
Erforderniſſes, das noch im Laufe dieſes Jahres zu erwarten iſt, 
ſich auf 24.404 fl. erſtrecken wird, und es iſt nothwendig, einen 
Zuſchuſscredit in dieſer Höhe zu bewilligen. Es wird alſo vom 
Stadtrathe in Übereinſtimmung mit dem Magiſtrate beantragt, es 
wolle ein Zuſchuſseredit im Betrage von 24.500 fl. für das Jahr 
1892 zur Ausgabs-Rubrik IV 7, „Schreib- und Druckpapier“, 
bewilligt werden. Ich bemerke, daſs in das Budget pro 1893 
bereits Schreib- und Druckpapier in der Höhe des heurigen Er⸗ 
forderniſſes eingeſtellt iſt. Ich bitte um die Genehmigung. 


Dürgermeifter: Keine Einwendung? — Angenommen. 
Es wurde daher beſchloſſen, zur Ausg. Rubr. IV 7 
„Schreib- und Druckpapier“ einen Zuſchuſscredit von 


20.500 fl. zu bewilligen. 


verſagen. 
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16. Referent Gem.-Nath Noslie: Zahl 7534. In der letzten 
Gemeinderaths-Sitzung ben die 5 Gem.⸗Räthe Gerhar dus, 
Matzenauer, Wünſch, Dr. Nechansky, Dr. Prockſch 
und Genoſſen einen Antrag geſtellt, der nach kurzer Begründung 
folgendermaßen gelautet hat: „Der Gemeinderath wolle beſchließen, 
an den hohen Landtag die Bitte zu ſtellen, den vom Wiener 
Ausſchuſſe des n.=d. Landtages dem Landtage bereits zur Beſchluſs⸗ 
faſſung vorgelegten, in der Beilage enthaltenen Geſetzentwurf, 
betreffend einige Anderungen in dem mit Geſetz vom 19. December 
1890, L. G.⸗Bl. Nr. 45, kundgemachten Gemeindeſtatute für die 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien baldthunlichſt zum 
Beſchluſſe zu erheben.“ Den geehrten Herren iſt die Veranlaſſung 
dieſes Antrages bekannt. 

Seit einiger Zeit iſt es einer Anzahl von Mitgliedern des 
Gemeinderathes gefällig, an den Berathungen des Gemeinderathes 
nicht mehr theilzunehmen. Mein Referat erſtreckt ſich leider nicht 
auf die Urſachen dieſer Abſtinenz, ich ſage „leider“ deshalb, weil 
ich dadurch außer Stande komme, die Behauptungen, welche zur 
Begründung dieſer Abſtinenz aufgeſtellt wurden, hier widerlegen 
zu können. Würde mein Referat ſich auf dieſen Theil, auf die 
Urſachen der Abſtinenz erſtrecken, wäre ich wohl in der Lage, an 
der Hand ſorgfältiger, actenmäßiger Erhebungen nachzuweiſen, daſs 
einerſeits die Behauptungen, welche zur Begründung dieſer Ab— 
ſtinenz aufgeſtellt wurden, mit den Thatſachen völlig im Wider— 
ſpruche ſtehen, und andererſeits dort, wo ein Widerſpruch mit den 
Thatſachen nicht vorhanden iſt, die Beſchwerden, welche aus dieſen 
Behauptungen abgeleitet werden, nicht zutreffen. 

Nachdem aber mein Referat ſich nicht mit den Urſachen der 
Abſtinenz, ſondern mit den Folgen derſelben zu beſchäftigen hat, 
muss ich darauf verzichten, dieſen Nachweis an dieſer Stelle zu 
liefern. 

Was die Folgen dieſer Abſtinenz anbelangt, ſo ſind Be— 
. des Statutes vorhanden, nach welchen gewiſſe Dinge, 
z. B. die Bewilligung von Darlehen, Verkauf von Gründen, die 
Veräußerung beweglichen und unbeweglichen Vermögens, die Aus⸗ 
ſchreibung von Steuern und Gebüren, die Überweiſung von ge: 
wiſſen Agenden an die Bezirksausſchüſſe, die Verleihung des Ehren— 
bürgerrechtes ꝛc. nur in Anweſenheit von 92 Mitgliedern des Ge— 
meinderathes und nur mit qualificierter Majorität beſchloſſen werden 
können. Inſoferne alſo dieſe Anzahl von Mitgliedern durch die 
Abſtinenz in der Anzahl von Gemeinderäthen nicht vorhanden iſt, 
könnte es dahin kommen, dass erforderlichenfalls der Gemeinde— 
rath außer Stande wäre, gewiſſe Beſchlüſſe zu faſſen, die zur 
Durchführung beſtimmter Maßregeln nothwendig ſind. Ich verweiſe 
darauf, daſs wir mitten in einer Reihe von großen Arbeiten ſind. 
Die Verkehrsanlagen erfordern mitunter Grundverkäufe; die Fort— 
ſetzung der Waſſerleitung in die Vororte, gewiss ein ebenſo drin⸗ 
gender wie berechtigter Wunſch der Vororte, erfordert, dajs gewiſſe 
finanzielle Maßregeln getroffen werden, ohne welche dieſe Fort— 
ſetzung nicht erfolgen könnte. Es mußs conſtatiert werden, dass 
mit der Nichterledigung dieſer und noch mancher anderer Ange— 
legenheiten, die hier anfzuzählen zu weit führen würde, die 
Schaffung von Arbeit, das endliche Aufhören jener Stagnation 
zuſammenhängt, unter welcher die Wiener Bevölkerung und vor 
allem jener Theil der Bevölkerung leidet, den beſonders zu ver— 
treten diejenigen Herren vorgaben, welche jetzt ihre Mitwirkung 
Es muſs das deswegen betont werden, weil es ein 


eigenthümliches Licht auf die Art der Fürſorge wirft, welche von 
12 
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den ſich der Theilnahme an den Sitzungen enthaltenden Herren 
gerade für jene Wählerkreiſe bethätigt wird, denen ſie angeblich 
ihre beſondere Fürſorge zuwenden. Es iſt nun angeſichts ſolcher 
Verhältniſſe insbeſondere, überhaupt aber, wenn einmal ſich ſolche 
Verhältniſſe gezeigt haben, die Pflicht des Gemeinderathes, auf 
Maßregeln zu ſinnen, welche ſolchen Zuſtänden ein Ende machen, 
welche die ungeſtörte Fortführung der Adminiſtration, der Ver— 
waltung, die ja die Aufgabe des Gemeinderathes bildet, ſichern 
können. Es hat ſich ja ſchon, bevor die jetzige Maſſenenthaltung 
inſceniert wurde und bei früheren Anläſſen gezeigt, dass es ein 
beliebtes Mittel der Oppoſition in dieſem Saale geweſen iſt, durch 
Entfernung vor gewiſſen Abſtimmungen die Beſchluſsfaſſung über 
verſchiedene Angelegenheiten zu verhindern. Es war dies der Anlaſs, 
daſs im Landtage von Seite des beſtandenen Wiener Ausſchuſſes, 
und zwar in der bereits abgeſchloſſenen Seſſion, die Ende 1891 
begonnen und im Frühjahre 1892 aufgehört hat, ein Antrag auf 
Abänderung der 88 52, 56 und 59 des neuen Gemeindeſtatuts 
geſtellt wurde. 

Dieſe Abänderung iſt im weſentlichen dahin gegangen, dass dem 
§ 96 ein Zuſatz beigefügt werden ſollte folgenden Inhaltes (liest): 

„Wird die Erledigung einer der angeführten Verwaltungs⸗ 
angelegenheiten“ — alſo jener Verwaltungsangelegenheiten, bezüglich 
deren zur Beſchluſsfaſſung eine qualificierte Majorität nothwendig 
iſt — „dadurch vereitelt, dass bei der Abſtimmung weniger als 
92 Gemeinderaths-Mitglieder anweſend find, jo find ſämmtliche 
Gemeinderaths⸗Mitglieder zu einer neuerlichen Sitzung einzuladen, 
damit über dieſen Gegenſtand abgeſtimmt werde. Bei dieſer Sitzung 
genügt zur Beſchluſsfähigkeit über denſelben Gegenſtand die Anz 
weſenheit von 70 Mitgliedern des Gemeinderathes; doch mus in 
der Einladung ſowohl dieſer Umſtand ausdrücklich erwähnt, als 
auch der Gegenſtand der Abſtimmung angeführt werden.“ 

Dieſer Bericht und Antrag des Wiener Ausſchuſſes iſt in 
jener Seſſion des Landtages nicht mehr zur Erledigung gekommen 
und iſt daher nach den Beſtimmungen der Geſchäftsordnung des 
Landtages heute inſofern als nicht mehr exiſtent zu betrachten, als 
ein neuer Bericht und Antrag an den Landtag geſtellt werden 
müſste, damit dieſer Gegenſtand wieder zur Verhandlung kommen 
könne. | 

Der Stadtrat) war nun der Meinung, dass es eine Abhilfe 
gegen die beſtehenden Übelſtände und gegen die Pflichtwidrigkeit, 
welche ſich die ausbleibenden Herren Gemeinderäthe gegen § 12 der 
Geſchäftsordnung zuſchulden kommen laſſen, wäre, wenn an die 
maßgebenden Factoren mit der Bitte herangetreten würde, dieſen 
Antrag des Wiener Ausſchuſſes zu reactivieren. Es geht alſo der 
Antrag des Stadtrath im weſentlichen darauf hinaus, es möge, 
und zwar weil jetzt der Landtag nicht verſammelt iſt, zunächſt an 
die hohe Regierung im Petitionswege das Anſuchen geſtellt werden 
dem Landtage einen Regierungsgeſetzentwurf vorzulegen, wonach 
dieſer Antrag des Wiener Ausſchuſſes reactiviert wird. Es geht 
der Antrag des Stadtrathes weiters dahin, es ſei ſofort nach dem 
Zuſammentritte des n.-d. Landtages auch an dieſe Körperſchaft 
die Bitte zu richten, einen ihr etwa vorliegenden Geſetzentwurf des 
gedachten Inhaltes zuſtimmend und baldthunlichſt zu erledigen, 
andernfalls aber, wenn nämlich ein ſolcher Geſetzentwurf nicht 
vorgelegt werden ſollte, aus eigener Initiative im Sinne eines 
ſolchen Geſetzentwurfes zu beſchließen. 

Nun hat der Stadtrath geglaubt, den Antrag der Herren 
Collegen, über welchen ich die Ehre habe, zu referieren, einiger— 
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maßen ergänzen zu ſollen, indem nämlich nach § 13 des Statuts 
für die Verleihung des Ehrenbürgerrechtes und nach § 54 des 


Statuts für die Beſchluſsfaſſung über die Zuweiſung gewiſſer 


Angelegenheiten an die Bezirksausſchüſſe gleichfalls eine qualificierte 
Majorität nothwendig iſt, rückſichtlich deren in dem mehrerwähnten 
Antrage des Wiener Ausſchuſſes eine Fürſorge nicht getroffen iſt. 
Es iſt nun richtig, daſs man dieſe beiden Angelegenheiten, die 
Verleihung des Ehrenbürgerrechtes und die Überweiſung von 
Gegenſtänden an die Bezirksausſchüſſe, nicht unmittelbar zu jenen 


Angelegenheiten zählen kann, durch deren eventuelle Nichterledigung 


die Adminiſtration der Gemeinde eine Störung erleiden würde. 

Denn es kann ſich nur darum handeln, dafs in dem einen 
Falle jemand, der das Ehrenbürgerrecht bekommen ſoll, es längere 
Zeit nicht bekommt, und im anderen Falle, dafs Agenden, welche 
an den Bezirksausſchuſs überwieſen werden ſollen, nicht überwieſen 
werden, alſo inſolange dies nicht geſchehen iſt, im Wirkungskreiſe 
des Gemeinderathes verbleiben. 

Der Stadtrath war jedoch der Meinung, dafs, wenn ſchon 
die Statuten geändert werden ſollen, man auch dieſe Angelegen— 
legenheiten, auch wenn ſie nicht den unmittelbaren Betrieb der 


Verwaltung ſtören, einbezogen werden ſollen, und ſtellt den Antrag, 


daſs die Petition an die Regierung und den Landtag nicht nur 
den Inhalt haben ſoll, dieſen urſprünglichen Bericht und Antrag 
des Wiener Ausſchuſſes über den Geſetzentwurf, betreffend die 
Anderung des Gemeindeſtatuts, wieder aufzunehmen, ſondern dafs 
dieſer Geſetzentwurf auch durch die Aufnahme der geplanten Ande— 
rungen der SS 13 und 54 des Gemeindeſtatuts zu ergänzen ſei. 

Es ergibt ſich daraus der Antrag des Stadtrathes wie folgt 
(liest): 

„Es ſei an die Regierung eine Petition des In⸗ 
haltes zu richten, dieſelbe möge dem Landtage bei ſeinem 
nächſten Zuſammentritte einen Geſetzentwurf zur Be— 


ſchluſsfaſſung vorlegen, durch welchen das mit dem 
Geſetze vom 19. December 1890, L.-G.-Bl. 45, kund— 
gemachte Gemeindeſtatut für die Reichshaupt- und 


Reſidenzſtadt Wien im Sinne des vom Wiener Aus— 
ſchuſſe des u.-ö. Landtages in der Seſſion 1891/92 
bereits genehmigten Vorſchlages (OIX der Beilagen zu 
den ſtenographiſchen Protokollen, VII. Wahlperiode) ab— 
geändert wird und durch welchen ferner auch die Ver— 
leihung des Ehrenbürgerrechtes ($ 13 des Statuts) 
und die ÜUberweiſung von Gegenſtänden an die Bezirks— 
ausſchüſſe (S 54 des Statuts) den nach oberwähntem 
Vorſchlage abgeänderten Beſtimmungen des § 56 unter— 
worfen werden mögen. 

An den n.⸗ö. Landtag ſei ſogleich nach ſeinem Zu⸗ 
ſammentritte im Wege einer Petition die Bitte zu 
ſtellen, derſelbe möge eine ſolche etwa an ihn gelau— 
gende Regierungsvorlage mit thunlichſter Beſchleunigung 
zuſtimmend erledigen, eventuell aus eigener Initiative 
die von der Gemeinde Wien angeſtrebten Anderungen 
des Gemeindeſtatutes beſchließen. 

Indem ich die Ehre habe, namens des Stadtrathes dieſen 
Antrag Ihrer Genehmigung zu unterbreiten, glaube ich, dafs die 
Majorität des Gemeinderathes ſich ein Verdienſt erwerben wird, 
wenn fie dieſen Antrag zum Beſchluſs erhebt, und ich glaube, dais 
dieſes Verdienſt darin beſtehen wird, dafs ſie den Ernſt zeigt, auch 
durch derlei Vorkommniſſe, wie ſie jetzt ſich abſpielen, ſich nicht in 


der pflichtgemäßen Erledigung der der Gemeindeverwaltung ob— 
liegenden Aufgaben ſtören zu laſſen und dadurch mit beizutragen, 
daſs endlich die Stagnation auf gewerblichem Gebiete, welche in 
Wien herrſcht, gebrochen werde, und daſs dies dadurch geſchehe, 
daſs die Abſtinenz ſolcher Gemeinderäthe beſeitigt werde, welche 
gerade in einem Augenblicke eintritt, wo die Mitwirkung jedes ein- 
zelnen zum Wohl des Ganzen unbedingt erforderlich und nicht nur 
eine Pflicht der Geſchäftsordnung, ſondern auch eine Pflicht der 
Moral ift, dass alſo die Mitwirkung dieſer Gemeinderathsmitglieder 
herbeigeführt oder die Folgen dieſer Nichtmitwirkung beſeitigt 
werden. 

Ich bitte Sie in dieſem Sinne um Genehmigung der Anträge. 
(Beifall.) 

Gem.-Nath Dr. Nechansliy: Meine Herren! Es iſt gewiss 
wohl zu überlegen, wenn man an die Abänderung eines Statuts 
ſchreiten will, und insbeſondere in dieſem Falle, wo es den Anſchein 
gewinnen könnte, dass dieſe Abänderung des Statuts nichts anderes 
darſtelle als einen Schachzug gegen eine beſtimmte Partei, gegen 
beſtimmte Mitglieder des Gemeinderathes. Ich würde auch den 
Antrag nicht mitgefertigt haben und würde ihn heute nicht unter: 
ſtützen, wenn ich ihn nicht an ſich für zweckmäßig erkennen würde. 

Ich bin immer der Anſchauung geweſen, dass es eigentlich 
nicht gerechtfertigt iſt, in Statute noch eine nach meiner An— 
ſchauung veraltete Beſtimmung aufrecht zu erhalten, daſs bei 
gewiſſen Verwaltungsangelegenheiten ſowohl eine qualificierte Ma— 
jorität feſtgeſetzt, als auch, was die Verwaltung noch mehr erſchwert, 
die Anweſenheit einer beſtimmten Anzahl Mitglieder verlangt ift. 

Es hat die Erfahrung gelehrt, dajs dieſe Beſtimmung des 
Gemeindeſtatuts die Verwaltung in manchen Fällen ſehr gehemmt 
hat, und zwar dadurch, dafs die nöthige Anzahl von 92 Mit— 
gliedern in einer Verſammlung nicht anweſend war, und deshalb 
3. B. über einen Verkauf nicht referiert werden konnte, oder es 
hat ſich der Fall ergeben, dafs ein Theil der Mitglieder fort— 
gegangen iſt und infolge deſſen die Verſammlung bei dieſem Gegen— 
ſtande beſchluſsunfähig geworden iſt. Ich bin nicht der Anſicht, 
daßs es das Richtige iſt, in einer Körperschaft wie der Wiener 
Gemeinderath, der eine Körperſchaft iſt, welche zunächſt Verwaltungs- 
angelegenheiten, ja eigentlich nur Verwaltungsangelegenheiten zu 
beſorgen hat, die Beſchluſsfaſſung über dieſe Verwaltungsangelegen— 
heiten beſonderen Schwierigkeiten zu unterwerfen. Es iſt vielleicht 
eine Anſchauung, die aus alter Zeit in die neue Zeit herüber— 
gekommen, aber den neuen wirtſchaftlichen Verhältniſſen nicht mehr 
entſprechend iſt, dans man den Verkauf von unbeweglichem Gute, 
welches der Gemeinde gehört, beſonderen Cautelen unterwirft. Der 
Beſitz des unbeweglichen Gutes und der Verkauf des unbeweglichen 
Gutes hat in der jetzigen Zeit nicht mehr die Bedeutung, welche 
ſie einſtmals gehabt haben. Es war vor Decennien vielleicht den 
Verhältniſſen entſprechend und begreiflich, das man den Verkauf 
von unbeweglichen Sachen an eine beſtimmte Anzahl Mitglieder, 
an eine qualificierte Majorität gebunden hat, aber jetzt iſt es 
meiner Anſchauung nach nicht mehr der Fall. Für uns iſt der 
Verkauf von unbeweglichen Sachen, von Grundſtücken, ebenſo eine 
Verwaltungsangelegenheit wie irgend eine andere. Es iſt ein Zweig 
unſerer Verwaltungsthätigkeit, der meines Erachtens ſogar raſcher 
und einfacher erledigt werden mufs als ein anderer. 

Wir ſind beim Verkauf unbeweglicher Sachen ſchon in einer 
gewiss unangenehmen Situation gegenüber den anderen Grund— 
beſitzern, indem ſolche Angelegenheiten meiſt in öffentlicher Sitzung 
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behandelt werden und wir uns daher in unſere Karten blicken laſſen 
müſſen. Wenn nun eine ſolche Angelegenheit in Rückſicht auf die 
Anzahl der Mitglieder beſonderen Schwierigkeiten unterworfen iſt, 
ſo iſt die raſche und prompte Erledigung dieſes Verwaltungszweiges 
in einer Weiſe gehemmt, welche meines Erachtens nicht zweckmäßig 
it. Ich bin daher der Anſchauung, - dafs dieſe Beſtimmung des 
Statuts den Erforderniſſen einer raſchen und prompten Erledigung 
nicht entſpricht. Es iſt aber auch weiter zu bedenken, dass in den 
wichtigen Fällen, bei wichtigen Transactionen mit dem Gemeinde— 
vermögen ohnedies die Überwachung von Seite des Landtages 
ſtattfindet, dafs ohnedies in den wichtigſten Fällen eine Anderung 
nur ſtattfinden kann, wenn ein Landesgeſetz erwirkt iſt. Dieſes 
Landesgeſetz iſt ferner durch die Regierung zur Sanction vorzu⸗ 
legen, wodurch eine weitere Controle geſchaffen iſt. 

Wenn man das überlegt, muss man zur Anſchauung kommen, 
dafs es an und für ſich nicht nothwendig iſt, in dieſem Falle 
beſondere Schwierigkeiten bei der Berathung und bei der Beſchluſs⸗ 
faſſung zu machen. Ich betrachte alſo — und ich wiederhole das — 
den Vorſchlag nicht nur als einen Schachzug unter den gegebenen 
Verhältniſſen, ſondern ich betrachte ihn als etwas, was an und 
für ſich zweckmäßig iſt. Ich möchte aber nicht weiter mit dem 
Antrage gehen, als es zur zweckmäßigen und raſchen Erledigung 
der Verwaltungsangelegenheiten nothwendig iſt, und da möchte ich 
meine Anſchauung dahin äußern, daſs es mir nicht nothwendig 
erſcheint, auch die Verleihung des Ehrenbürgerrechtes und die 
Überweiſung von Gegenſtänden an den Bezirksausſchuſs mit in 
den Antrag einzubeziehen, das heißt auch dieſe Gegenſtände der 
qualificierten Majorität zu entziehen. 

Es hat der Herr Referent auch ſchon darauf hingewieſen und 
ich billige ſeine Andeutungen, die aber eigentlich ein Grund gegen 
den Stadtraths-Antrag ſind. Die Verleihung des Ehrenbürgerrechtes 
iſt kein ſo wichtiger Gegenſtand, welcher eine raſche Erledigung 
verlangt, iſt kein Gegenſtand, wegen deſſen eine Abänderung des 
Statuts gemacht werden müſste. Ebenſo iſt es mit der Über— 
weiſung von Gegenſtänden an den Bezirksausſchuſs; ob das in 
einer Sitzung geſchieht oder nicht, wird keine ſo ſchweren Con— 
ſequenzen haben, als wenn z. B. im Gemeinderathe darüber ver— 
handelt wird, ein Darlehen zu einer Zeit aufzunehmen, wo wir 
es nothwendig brauchen, oder einen Grundverkauf vorzunehmen zu 
einer Zeit, wo ein gutes Anbot vorliegt. Ich bin alſo dafür, daſs 
wir es dabei laſſen, was der Wiener Ausſchuſs des Landtages 
bereits beantragt hat, wobei ſich, wenn ich richtig verſtanden habe, 
die Abänderung des Statutes nur auf Fälle des § 52 beziehen 
würden. 

Ich würde mir daher den Antrag erlauben, dass der Stadt— 
raths⸗Antrag reſtringiert werde und dass der Paſſus „und durch 
welchen ferner auch die Verleihung des Ehrenbürger— 
rechtes“ bis „unterworfen werden mögen“ geſtrichen 
werde. 

Ich empfehle die Annahme dieſes Antrages dem löblichen 
Gemeinderathe. . 

Gem.-Rath Matzenauer: Ich möchte mich wieder für die 
unveränderte Annahme des Stadtraths-Autrages ausſprechen, und 
zwar deswegen, weil ſonſt dadurch eine Anomalie in das Statut 
gebracht würde, dafs nämlich zur Aufnahme eines Anlehens nicht 
92 Mitglieder anweſend ſein brauchen, aber bei Ernennung von 
Ehrenbürgern 92 auweſend ſein müſſen. Da ſchafft man förmlich 
eine Anomalie, und es wird geradezu komiſch ſein, wenn man 
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über die Aufnahme eines Anlehens beſchließen kann, ohne dajs 
92 Mitglieder anweſend find, welche aber anweſend ſein müſſen, 
wenn man über die Ernennung von Ehrenbürgern oder über die 
Zuweiſung von Agenden an die Bezirksausſchüſſe beſchließen will. 
Dias iſt nur haltbar im Zuſammenhange mit den anderen 
Beſtimmungen, und wenn man dieſe Beſtimmung fallen läſst, 
muſs man auch auf jene verzichten. 

Gem.-Nath Dr. Daum: Ich bin für den Antrag des Herrn 
Collegen Nechansky und ich glaube, dafs es ganz zweckmäßig 
iſt, den weiteren Zuſatz wegzulaſſen. Was iſt eigentlich der Grund, 
weshalb wir eine Anderung des Statutes anſtreben? Über dieſen 
Grund ſollen wir nicht hinausgehen. Es iſt ja gewiſs, dass. gewiſſe 
Gemeinderäthe ſolchen Berufszweigen angehören, dass fie nicht 
bei allen Sitzungen erſcheinen können. Es ſoll durch den neuen 
Paragraphen des Statuts verhindert werden, dass in einer Sitzung, 
die zufälligerweiſe ſchwach beſucht iſt, ein ſehr wichtiger Gegenſtand, 
als ſolcher erſcheint die Veräußerung unbeweglichen Vermögens, 
verhandelt wird. 

Die Abſicht des Geſetzgebers war es durchaus nicht, daßs das 
Geſetz dazu missbraucht werde, um die Verhandlung eines ſolchen 
Gegenſtandes zu verhindern, und in dieſem Sinne wird das Geſetz 
von denjenigen, welche abſichtlich nicht erſcheinen, um die Berathung 
zu verhindern, miſsbraucht. Dieſer Missbrauch, welcher von dem 
Geſetzgeber nicht gewollt wurde, ſoll durch die Geſetzesnovelle ab⸗ 
geſtellt werden. Aber weiter zu gehen haben wir keine Urſache, 
umſomehr, als gerade der Beſchluſs über Verleihung des Ehren— 
bürgerrechtes eine gewiſſermaßen politiſche Angelegenheit, wenigſtens 
in gewiſſen Fällen, iſt, und zu wünſchen iſt, dass wir nicht auf 
das politiſche Gebiet hinüberſpielen, ſondern auf wirtſchaftlichem 
Gebiete bleiben. Ich ſtimme daher für den Antrag des Collegen 
Nechansky. 5 | 

Referent (zum Schlusswort): Der Antragfteller, welcher den 
Gegen-Antrag geſtellt hat, der ſich gegen einen Paſſus des Stadt— 
raths-Antrages wendet, mag von der Erwägung ausgegangen ſein, 
und dieſer Erwägung kann ich bei meiner Kenntnis der Verhält— 
niſſe im Landtage nicht widerſprechen, dafs, da die Geſetzesnovelle, 
die ſchon vorliegt, von dieſen SS 13. und 54 nicht ſpricht, eine 
Aufnahme: oder Einbeziehung dieſer beiden Paragraphe in die Ab— 
änderung eine neue und vielleicht ſchwierige Verhandlung des 
Ausſchuſſes herbeiführen würde und dass vielleicht dadurch die 
Verhandlung im Landtage überhaupt erſchwert würde. Thatſache 
iſt ja, daſs dieſer Bericht und Antrag des Wiener Ausſchuſſes auf 
Grund eines Antrages erſtattet wurde; der viel weiter gegangen 
iſt, als das, was der Wiener Ausſchuss vorſchlägt, und daßs der 
Wiener Ausſchuſs ausdrücklich in der Begründung ſeines Antrages 
hervorhebt, daſs es ihm nur darum zu thun ſei, die laufenden 
Verwaltungsgeſchäfte der Gemeinde zu ſichern. Inſofern als das 
verehrte Plenum der Meinung iſt, daßs es damit fein Genügen 

habe, können dieſe beiden Punkte, was zu erklären ich im Namen 
des Stadtrathes nicht ermächtigt bin, wegbleiben. Der Stadtrath 
iſt aber der Meinung, dafs, wenn man eine Anderung des Statutes 
vornimmt, man alle wunden Punkte beſeitigen ſoll und, wie ſchon 
einer meiner Vorredner richtig hervorgehoben hat, daſs man nicht 
für viel wichtigere Sachen die minder qualificierte Majorität haben 
ſoll, während man für weniger wichtige die qualificierte Majorität 
haben würde. 

Es wäre ein gewiſſer Widerſpruch, in den ſich das verehrte 
Plenum vielleicht nicht wird begeben wollen. Im übrigen, wenn 
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man auf dem Standpunkte fteht, lediglich das, was der Wiener 
Ausſchuſs beantragt hat, zu reactivieren, jo erklärt ſich der Antrag 
des Herrn Vorredners, den er rückſichtlich der e des 
Stadtraths-Antrages geſtellt hat. 

Bürgermeister: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. 

Gegen den erſten Theil des Antrages iſt keine n 
erhoben worden. Derſelbe lautet: 

„Es ſei an die Regierung eine ee des Inhaltes 
zu richten, dieſelbe möge dem Landtage bei— ſeinem 
nächſten Zuſammentritte einen Geſetzentwurf zur Be— 
ſchluſsfaſſung vorlegen, durch welchen das mit dem 
Geſetze vom 19. December 1890, L.-G.-Bl. Nr. 45, kund— 
gemachte Gemeindeſtatut für die k. k. Reichshaupt- und. 
Reſidenzſtadt Wien im Sinne des vom Wiener Aus— 
ſchuſſe des n.-5. Landtages in der Seſſion 1891/92 
bereits genehmigten Vorſchlages (ElX der Beilagen zu 
den ſtenographiſchen Protokollen, VII. Wahlperiode) ab— 
geändert wird.“ 

Jene Herren, welche mit dieſem Theil des Antrages einver— 
ſtanden find, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ein— 
ſtimmig angenommen. 

Der Beiſatz, gegen welchen vom Gem.-Rathe Dr. Nechaunsky 
Einwendungen erhoben wurden und deſſen Weglaſſung beantragt 
wurde, lautet: 

„und durch welchen ferner auch die Verleihung 
des Ehrenbürgerrechtes (S 13 des Statutes) und die 
Überweiſung von Gegenſtänden an die Bezirksausſchüſſe 
(§ 54 des Statutes) den nach oberwähntem Vorſchlage 
abgeänderten Beſtimmungen des 8 56 unterworfen 
werden mögen.“ 

Ich mußs den poſitiven Antrag des Stadtrathes zur Ab— 
ſtimmung bringen. Diejenigen Herren, welche mit dem Antrage 
Nechansky einverſtanden ſind, werden dies dadurch zum Aus— 
drucke bringen, dass ſie gegen den Antrag des Stadtrathes ſtimmen. 

Ich bitte jene Herren, welche mit dem Antrage des Stadt— 
rathe einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Es 
iſt die Minderheit. Abgelehnt. (Rufe: O nein!) 

Ich bitte alſo jene Herren, welche mit dem Antrage des 
Stadtrathes einverſtanden ſind, ſich von ihren Sitzen zu erheben 
(Geſchieht.) Iſt abgelehnt. 

Folglich entfällt dieſer Zuſatz. 

Der nächſte Abſatz lautet: 

„An den nied.öſterr. 
ſeinem Zuſammentritte 


Landtag ſei ſogleich nach 
im Wege einer Petition die 
Bitte zu ſtellen, derſelbe möge eine ſolche etwa an ihn 
gelangende Regierungsvorlage mit thunlichſter Be— 
ſchleunigung zuſtimmend erledigen, eventuell aus eigener 
Juitiative die von der Gemeinde Wien angeſtrebten 
Anderungen des Gemeindeſtatuts beſchließen.“ 

Ich bitte diejenigen Herren, welche mit dieſem Zuſatze einver— 
ſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Es fei an die Regierung eine Petition des In— 
haltes du vichten, dieſelbe | 
feinem nächſten Zuſammentritte 
zur Beſchluſsfaſſung vorlegen, 

Geſetze 


möge dem Laudtage bei 

einen Geſetzentwurf 
durch welchen das mit 
19. December 1890, L.-G.-Bl. 


dem vom 
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Nr. 45, kundgemachte Gemeindeſtatut für die k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien im Sinne des 
vom Wiener Ausſchuſſe des u.⸗ö. Landtages in der 
Seſſion 1891/92 bereits genehmigten Vorſchlages 
(CIX der Beilagen zu den ſtenographiſchen Protokollen, 
VII. Wahlperiode) abgeändert wird. 

An Landtag ſei ſogleich nach 
ſeinem Zuſammentritte im Wege einer Petition die 
Bitte zu ſtellen, derſelbe 
ihn gelangende Regierungs vorlage mit thunlichſter 
Beſchleunigung zuſtimmend erledigen, eventuell aus 
eigener Initiative die von der Gemeinde Wien an— 
des Gemeindeſtatuts 


den nied.⸗öſterr. 


möge eine ſolche etwa an 


geſtrebten Anderungen be⸗ 


ſchließen. 


17. Neferent Gem.-Nath Kreindl: Ich habe die Ehre, 
zur Zahl 7543 zu referieren. Der. Vorſteher des XIX. Bezirkes 
ſucht um einen Betrag von 1000 fl. zur Betheiligung Armer mit 
Holz und Lebensmitteln, und insbeſondere armer Schulkinder mit 
Kleidern und Schuhen an. 

Meine Herren! Es iſt Ihnen allen bekannt, daſs der XIX. Be— 
zirk aus acht Gemeinden beſteht. Jede einzelne Gemeinde hat 
früher beim Herannahen des Winters Sammlungen inſceniert, 
welche ein Geſammterträgnis von circa 4000 fl. ergeben haben. 

Nachdem jetzt dieſe früheren Gemeinden nicht mehr in der 
Lage ſind, die Sammlungen in derſelben Weiſe wie früher zu 
veranſtalten, und nachdem insbeſondere auch die Wohlthäter gerin— 
gere Spenden geben, ſieht es nicht danach aus, dafs der nöthige 
Betrag erreicht wird. 

Es haben auch heuer ſolche Sammlungen ſchou ſtattgefunden, 
wobei der Ortsſchulrath den Bezirksvorſteher unterſtützt hat. Die 
Gaben waren aber ſehr gering. Aus dieſem Grunde möchte ich 
recht ſehr bitten, im Sinne des Anſuchens des Bezirksvorſtehers, 
welches geſtern der Stadtrath gutgeheißen hat, dem XIX. Bezirke 
eine Subvention von 1000 fl. zu geben. 

Zürgermeiſter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Jene Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, wollen 
die Hand erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, dem Vorſteher des 
XIX. Bezirkes eine Subvention von 1000 fl. zur 
Betheilung von Armen mit Holz und Lebensmitteln 
und von armen Schulkindern Kleidern und 
Schuhen zu gewähren und zur Deckung dieſer Aus— 
gabe einen Zuſchuſseredit in dieſer Höhe zum all— 
gemeinen Verſorgungsfonde zu bewilligen. 


18. Neferent Gem.-Rath Kreindl: Zahl 7305. Ein 
kleiner Verein, „Nächſtenliebe“ genannt, in Währing, ſucht ebenfalls 
um einen Beitrag für arme Schulkinder an. Dieſer Verein wurde 
früher von den Gemeinden Weinhaus und Währing mit kleinen 
Beträgen ſubventioniert. Der Verein hat 48 Kinder vollſtändig 
bekleidet und außerdem 16 mit Schuhen betheilt. Es wird Ihnen 
von Seite des Stadtrathes beantragt, nachdem das humanitäre 
Wirken des Vereines conſtatiert iſt, demſelben eine Subvention 
von 50 fl. zu bewilligen. Ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 


mit 
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Würgermeiſter: Leine Einwendung ? (Zuſtimmung. 1 A u ge⸗ 
nommen. or 


Es wurde daher beſchloſſen, dem Vereine 
„Nächſtenlicbe , | in Währing zur Bekleidung armer 
Schulkinder eine Subvention von 50 fl. zu bewilligen. | 


19. Referent. Gem.⸗Nath v. Götz: Zahl 7375. Ich habe 
die Ehre, über das Anſuchen des Vereines „Kinderfreunde“ zur 
Erhaltung der Kinderbewahranſtalt „Eliſabethinum“ im XIII. Be⸗ 
zirke, Breitenſee, zu referieren. Dieſer Verein iſt mittelſt Zuſchrift 
vom 26. September 1892 um eine Subvention eingeſchritten. 
Aus dem Jahresberichte, der vorliegt, iſt zu entnehmen, dajs 
im Jahre 1891, an 226 Tagen 15.575 Kinder aufgenommen und 
davon 8816 mittags ausgeſpeist, 57 zu Weihnachten mit Kleidern 
und Schuhen betheilt wurden. Der Verein beſteht bereits zehn 
Jahre und hat bisher keine Subvention bekommen. 

Er iſt ſeinerzeit nur von den Gemeinden des XIII. Bezirkes 
unterſtützt worden und iſt daher auch beim Gemeinderath um eine 
Subvention eingeſchritten. 

Der Stadtrath a eine Subvention von 100 fl. zu 
gewähren. Ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 

Bürgermeiſter: Keine Einwendung? — Angeno UNE. 


Es wurde daher beſchloſſen, dem Vereine der 
Kinderfreunde zur Erhaltung: Kinder-Bewahr⸗ 
anſtalt „Eliſabethinum“ in Breitenſee eine Subven: 
tion von 100 fl. zu bewilligen. 


20. Referent Gem.⸗Nath v. Götz: Zahl 7144. Es handelt 
ſich um die Verbeſſerung der Gasbeleuchtung in der Schule im 
XVIII. Bezirke, Klettenhofergaſſe Nr. 3. Der Ortsſchulrath Wäh— 
ring iſt mit einer Zuſchrift eingeſchritten, daſs in der Knaben— 
Volks- und Bürgerſchule des XVIII. Bezirkes, Klettenhofergaſſe 3, 
eine Vermehrung der Gasbeleuchtung durchgeführt werden ſoll. 
Bei der Schüleraufnahme hat es ſich gezeigt, daſs heuer circa 
400 Kinder mehr untergebracht werden muſsten, und infolge deſſen 
wurden Räumlichkeiten im dritten Stockwerke zu Schulzwecken her— 
angezogen. | 
Im ganzen Gebäude beſteht bereits Gasbeleuchtung; es ſoll 
nun dieſelbe vergrößert werden, u. zw. werden nur die Steig- und Zu— 
leitungsrohre, außerdem 26 Special-Rundbrenner, 3 Rundbrenner und 
in der Kanzlei 3 Wandarme benöthigt. Das Stadtbauamt hat ſich 
nach vorgenommenem Localaugenſchein von der Dringlichkeit der Arbeit 
überzeugt und einen Koſtenvoranſchlag von 1050 fl. vorgelegt; nach— 
dem nun in Rubrik XLIII 4 bereits das Präliminare für das Jahr 
1892 überſchritten iſt, wird vom Stadtrathe beantragt, einen Be⸗ 
trag von 1050 fl. für dieſe Ausführung zu genehmigen. Ich bitte, 
dem Antrage zuzuſtimmen. 
Bürgermeifter: Keine Einwendung? — Au genommen. 
Es wurde daher beſchloſſen, zur Verbeſſerung 
der Gasbeleuchtung in der Schule im XVII. Bezirk. 
Klettenhofergaſſe 3. zur Rubrik, XIII einen du. 
ſchuſscredit per 1050 fl. zu bewilligen. 
21. Zum Referate über das P Pflaſter⸗ und Canalbauken⸗ 
Präliminare gelangt Herr Gem.-Rath Bio ſech a n. f 
Gem.-Nath Silberer (zur Ge ſchäftsorduung): Ich erlaube 


mir den Antrag zu ſtellen, die Angelegenheit, über welche jetzt 
referiert werden ſoll, bis zur Budgetberathung zu vertagen. 


der 
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Vürgermeiſter: Es iſt ein Vertagungs-Antrag geſtellt worden, 
zu welchem nur der Herr Referent das Wort hat. 

Referent Gem.-Rath Voſchan: Wenn man die Abſicht 
hat, die Berathung über das Pflaſter- und Caual-Präliminare, welches 
einen Beſtandtheil des allgemeinen Voranſchlages bildet, zu ver— 
tagen, kann das dem Gemeinderathe gewiſs nicht verwehrt werden; 


im Gegentheile es iſt ſehr wünſchenswert, dafs die Herren das 


Budget recht gründlich kennen lernen, ſchon um die Schwierig— 
keiten, welche mit der Aufſtellung eines Budgets verbunden ſind, 
aus eigener Anſchauung und Erfahrung kennen zu lernen. Ich 
mache nur aufmerkſam, dafs es in dieſem Falle außerordentlich 
wünſchenswert iſt, daſs die zu wählende Commiſſion recht bald 


zuſammentritt und ihre Arbeiten ſo ſchleunig wie möglich macht, 
damit die Pläne, welche ausgefertigt werden müſſen, rechtzeitig 
gemacht und mit Eintritt der ſchönen Jahreszeit die Arbeiten 


angefangen werden können. Wir haben jetzt die erſte Hälfte De— 
cember, es kommen bald die Feiertage; es iſt möglich, dajs der 
Jänner vergeht, bevor der Gemeinderath die Beſchlüſſe faſst. 
Wenn die Herren bedenken, dass viele Bauten, z. B. Schulbauten, 
gemacht werden ſollen, daſs die Pläne erſt ausgefertigt werden 
müſſen, und daſs wir dem Stadtbauamte nicht zumuthen können, 
Pläne ins Ungewiſſe zu machen, ob der Gemeinderath den Bau 
beſchließt oder nicht, fo werden fie ſehen, daſs es wünſchenswert 
iſt, die Arbeiten zu beſchleunigen. Ich mus es alſo dem Gemeinde— 
rath überlaſſen, eine Vertagung eintreten zu laſſen oder nicht. 

Vürgermeiſter: Es iſt der Autrag geſtellt worden, das 
Referat bis zur Vorlage des Budgets zu vertagen. 
Die Herren, welche dieſen Antrag annehmen, wollen die Hand 
erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Mehrheit; der Antrag iſt ange 
nommen. 

22. Referent Vice-Bürgermeifter Dr. Grübl: Ich habe 
die Ehre, im Namen des Stadtrathes zu referiren über die Be— 
ſtimmungen, betreffend die Aufnahme und die Bezüge der ſtädtiſchen 
Diurniſten, mit Ausnahme der techniſchen Diurniſten, ſowie der 
techniſch befähigten Buchhaltungsdiurniſten. 

Der Gemeinderath hat wiederholt Anträge vor ſich geſehen, 
welche ſich auf die Verbeſſerung der materiellen Lage der Diurniſten 
bezogen haben. In letzter Zeit hat auch Herr Gem.-Rath Herrdegen 
einen derartigen Antrag geſtellt, welcher eine Reihe von Beſtim— 
mungen enthält, wie die Bezüge aufgebeſſert werden ſollen und 
wie den Diurniſten nach Ablauf einer längeren Dienſtzeit der 
Charakter von definitiv angeſtellten Beamten verliehen werden ſoll. 
Der Stadtrath hat ſich mit dieſer Angelegenheit eingehend beſchäf— 
tigt und auch das Votum des Magiſtrates eingeholt. Der Stadt— 
rath beantragt nun in einer Anzahl von Paragraphen eine Reihe 
von Beſtimmungen, welche geeignet ſind, die materiellen Verhält— 
niſſe der Diurniſten weſentlich aufzubeſſern. Ein Theil dieſer 
weſentlichen Aufbeſſerung liegt im § 1, nach welchem es einem 
Diurniſten möglich wird, nach Vollendung des 15. Dienſtjahres 
bis zu einem Taggelde von 2 fl. 25 kr. vorzurücken. Die andere 
weſentliche und entſcheidende Aufbeſſerung liegt darin, dafs es ihm 
möglich iſt, nach zehnjähriger Dienſtzeit in den Genußs einer 
Proviſion, alſo einer Altersverſorgung zu gelangen. § 6 ordnet 
an, daſs nach zurückgelegter zehnjähriger Dienſtzeit eine Proviſion 
in der Höhe von 40 Percent des letztbezogenen Diurnums 
erlangt werden kann, und das dieſe Proviſion mit 2 Percent jährlich 
ſteigen ſoll. Das iſt ein weſentlicher Fortſchritt und dadurch iſt 
die Situation der Diurniſten weſentlich verbeſſert. Der Stadtrath 
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hat aber geglaubt, auf alle anderen Anregungen, welche in dieſer 
Richtung gemacht worden ſind, alſo Verleihung des definitiven 
Beamtencharakters, Verleihung eines Titels dieſer Art nicht ein— 
gehen, ſondern den Antrag ſtellen zu ſollen, dieſe Anträge abzu— 
lehnen. Das iſt im weſentlichen der Inhalt dieſer Vorſchläge. Es 
iſt ja möglich, dafs der Gemeinderath bei noch wohlwollenderer 
Geſinnung noch weiter gehen könnte; es iſt aber gar kein Zweifel, 
daſs heute keine öffentliche Körperſchaft beſteht, welche in humanerer 
Weiſe die Angelegenheiten der Diurniſten regelt, als es in dem 


vorliegenden Referate geſchieht. So kann ich darauf hinweiſen, 


daſs auch der Landtag ſich mit der Regelung der analogen Ver— 
hältniſſe beſchäftigt hat, und dafs ſeine Beſchlüſſe auch nicht weiter 
gehen als die Vorſchläge des Stadtrathes. Aus dieſen Gründen 
glaube ich, den Antrag ſtellen zu ſollen, der löbliche Gemeinderath 
wolle die Vorſchläge des Stadtrathes genehmigen. 

Bürgermeiſter: Ich glaube, wir werden paragraphenweiſe 
vorgehen, da eine General-Debatte von keiner Seite gewünſcht 
wird. Ich bitte, § 1 zu verleſen. 

Referent (liest): 

„8 1. 

Die ſtädtiſchen Diurniſten — mit Ausnahme der techniſchen 
Diurniſten, ſowie der techniſch befähigten Buchhaltungsdiurniſten — 
erhalten: N 

1. Im erſten Jahre ihrer Verwendung ein Taggeld von I fl. 
30 kr.;“ — bis jetzt war es 1 fl. 20 kr. 

„2. bei vollkommen zufriedenſtellender Verwendung 

a) nach Ablauf eines Jahres vom Tage des Dienſtantrittes ein 

Taggeld von 1 fl. 60 kr., 

p) nach Vollendung des 5. Dienſtjahres ein Taggeld von 1 fl. 

80 kr., 

c) nach Vollendung des 10. Dienſtjahres ein Taggeld von 2 fl., 
d) nach Vollendung des 15. Dienſtjahres ein Taggeld von 2 fl. 

25 kr.“ 

Bis jetzt war das höchſte Taggeld 2 fl. Die letzte Regelung 
der Bezüge der Diurniſten hat im Jahre 1885 ſtattgefunden. 

Gem.-Nath Herrdegen: Meine Herren! Ich bitte ſehr, ſich 
einmal die Zeit zu nehmen und meinen Ausführungen auch wirklich 
zuzuhören. Die Frage, um die es ſich hier dreht, iſt allerdings 
keine von großer Bedeutung, fie iſt aber gewiis eine Frage 
humanitärer Art, die denn doch für uns nicht ganz gleichgiltig 
ſein darf. Ich habe das Elaborat des Herrn Bürgermeiſters über 
die Beſtimmungen bezüglich der Aufnahme und die Bezüge der 
ſtädtiſchen Diurniſten in einer Beziehung mit großer Befriedigung 
zur Kenntnis genommen, nachdem endlich darin einem Grundſatze 
Rechnung getragen wurde, der bisher ganz außeracht geblieben iſt, 
nämlich, dass für die Diurniſten auch eine Altersverſorgung vor— 
geſehen wird. Es iſt dies in meinem Antrage angeregt worden 
und der Herr Bürgermeiſter iſt aus eigener Initiative in einer 
mich vollkommen befriedigenden Weiſe darauf eingegangen; leider 
hat aber der Stadtrath es für nöthig erachtet, in dieſer Angelegen⸗ 
heit ſich eine Beſchränkung aufzulegen, beziehungsweiſe die Vorſchläge 
des Herrn Bürgermeiſters zu reſtringieren. Ich bedauere ſehr, dass 
man von dem Gedanken abgegangen iſt, der auch in finanzieller 
Hinſicht hätte gerechtfertigt werden können; denn wenn jemals, fo 
kaun es hier geſagt werden, dass es fh um Perſonen in einer 
Lage handelt, welche eine außerordentlich traurige iſt, man kaun 
aber auch weiters ſagen, dajs es ſich hier nicht nur um Diurniſten, 
alſo Tagſchreiber handelt, ſondern dafs wir eine große Zahl von 
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Diurniſten haben, die über eine ganz reſpectable Dienſtkenntnis 
verfügen und auf Poſten verwendet werden, die ſonſt durch Beamte 
verſehen werden, und vor- und nachher wieder durch Beamte beſetzt 
werden. Nun will ich mich dem Vorgange fügen, daßs gleich para— 
graphenweiſe zur Vorlage geſprochen wird und bemerke Folgendes: 
Zu Punkt 1, lautend: „Im erſten Jahre der Verwendung ein 
Taggeld von 1 fl. 30 kr.“ habe ich nichts zu bemerken; hier iſt 
eine Verbeſſerung von 10 kr. per Tag zugeſtanden, und ich finde, 
dafs man eigentlich nicht mehr thun kann. 

Bei Punkt 2 bedauere ich aber ſehr, daſßs man auf den Ge— 
danken nicht eingegangen iſt, mit dieſer Diurniſtenwirtſchaft, ſchon 
was den Titel und die Art der Entlohnung anbelangt, endlich zu 
brechen. 

Dieſe Diurniſtenwirtſchaft hat in anderen Amtern, bei anderen 
Verwaltungen ſchon längſt nicht nur Argernis erregt, ſondern 
man iſt auch daran gegangen, ſie endlich auszumerzen und hat 
für die Diurniſten einen Status geſchaffen, der als Kanzliſtenſtatus 
bezeichnet wird. Es iſt auch nicht zutreffend, was der Herr Re— 
ferent ſagte, daſs es im Sinne meines Antrages gelegen geweſen 
wäre, die Diurniſten zu ſtädtiſchen Beamten zu ernennen. Dieſer 
Plan hat mir nicht vorgeſchwebt, ſondern ich habe lediglich be— 
antragt, von einer Eutlohnung per Tag abzuſehen und die Be— 
züge als Jahresbezüge, allerdings auch mit einem Quartiergelde 
auszuwerfen. 

Die von mir vorgeſchlagenen Bezüge ſind ſo außerordentlich 
beſcheiden, daſs ſie von den Anträgen des Herrn Bürgermeiſters 
nur wenig abweichen. Weil man aber ſchon ſo ſehr beſorgt iſt, 
den Diurniſten, die man ja als rechtlos anſieht, nicht den Charakter 
von Beamten zu verleihen, ſo bin ich bereit, den Bedenken in 
dieſer Beziehung Rechnung zu tragen, inſoferne, als ich davon 
zurückkomme, für die Diurniſten Jahresgehalte und Quartiergeld 
vorzuſchlagen und dafür plaidire, ftatt des Taggeldes einen Monats— 
gehalt auszuſprechen, wie er ja auch für verſchiedene andere 
Kategorien communaler Bedienſteten, welche auch nicht definitiv 
angeſtellt ſind, beſteht. Es wäre dieſe Form der Beſoldung für 
die Betreffenden entſchieden angenehmer und befriedigender zu 
nennen. (Unruhe.) Ich bitte, wenn wir unter uns ſind und viele 
Herren es nicht der Mühe wert erachten, ein biſschen zuzuhören, 
io verſtehe ich das nicht; ich glaube, das dieſe Sache uns alle 
mehr oder weniger intereſſieren ſollte. — Ich beantrage nun zu 
Punkt 2 folgenden Wortlaut bei vollkommen zufriedenſtellender 
Verwendung: 

a) Nach Ablauf eines Jahres einen Monatsgehalt von 50 fl. 

p) Nach Vollendung des 5. Dienſtjahres einen Monatsgehalt 
von 60 fl. 

c) Nach Vollendung des 10. Dienſtjahres 70 fl. 

d) Nach Vollendung des 15. Dienſtjahres 75 fl. 

e) Nach Vollendung des 20. Dienſtjahres 80 fl. 

Nach den Anträgen des Stadtrathes würde alſo: 

Ad a) Ein Monatsbezug, wenn ich nur 30 Tage rechne, 
von 48 fl. ſich ergeben. Ich ſchlage 50 fl., nur 2 fl. mehr vor; 

ad b) ergibt ſich das Diurnum von 1 fl. 60 kr. bei 30 Tagen 
54 fl., ich ſchlage 60 fl. vor, alſo nur um 6 fl. mehr. 

c) Nach Vollendung des 10. Dienſtjahres wurde vorgeſchlagen 
ein Taggeld von 2 fl., das ſind 60 fl., beziehungsweiſe bei 
31 Tagen 62 fl. Ich ſchlage einen Monatsgehalt von 70 fl. vor, 
alſo ein Plus von 10 fl. per Monat. 
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Nach Vollendung des 15. Dienſtjahres ſchlage ich 75 fl. und 
nach Vollendung des 20. Dienſtjahres ſchlage ich 80 fl. vor. 

Meine Herren, wenn ein Diurniſt ein Diurnum von 80 fl. 
bekommt, jo muss er 20 Jahre der Commune gedient haben. Ich 


frage Sie nun, meine Herren, iſt das luxuriös, kann das gerecht— 


fertigt werden oder kann das nicht gerechtfertigt werden, iſt das 
leichtſinnig, wenn ein Mann, der ſelbſt vielleicht beſcheidene, unter- 
geordnete Dienſte in den Kanzleien beſorgt, nach 20 Jahren 
Dienſtzeit mit 80 fl. per Monat entlohnt wird? Wer hat den 
Muth, zu behaupten, dafs das viel iſt? Ich würde dieſe Be— 
hauptung geradezu als eine Ungeheuerlichkeit bezeichnen. 

Ich glaube, daſs man einen Angeſtellten der Commune, der 
durch ein Fünftel⸗Jahrhundert ſeine Dienſtleiſtung zur Verfügung 
geſtellt hat, denn doch mit dieſen Bezügen entlohnen kann, ohne 
den Vorwurf einer nicht ſparſamen Wirtſchaft auf ſich zu laden. 

Nun, ich habe ſchon bemerkt, dafs die Differenz zwiſchen dem 
Stadtraths-Autrage und dieſen Anträgen eine außerordentlich 
geringe iſt und eigentlich mehr das moraliſche Moment hier Be— 
deutung gewinnt, dafs der Titel Diurniſt aufhört, der etwas 
drückend für die Betreffenden iſt, und daſs an deſſen Stelle ein 
anderer Titel, ſtädtiſcher Kanzliſt, trete, und eine monatliche Ent— 
lohnung eingeführt werde. 

Meine Herren! Es iſt doch klar, es gibt keinen, der aus 


Beruf Diurniſt wird. Wer Diurniſt wird, hat gewifs im Leben 


ſchon ſehr traurige Erfahrungen gemacht und er iſt eher ein Mann, 
der zu bedauern iſt, als ein ſolcher, von dem man annehmen darf, 
daſs er mit einer ganz geringen Entlohnung ſich glücklich fühlen 
müſste, zumal von den Diurniſten eine entſprechende Vorbildung 
verlangt wird. § 4 lautet: „Als Diurniſten dürfen nur ſolche 
Perſonen aufgenommen werden, welche die öſterreichiſche Staats— 
bürgerſchaft beſitzen, moral iſch unbeſcholten, geiſtig und körperlich 
geſund ſind und die abzulegende Prüfung mit gutem Erfolge be— 
ſtanden haben.“ Es wird alſo auch eine Art Intelligenz-Prüfung 
verlangt. 

Es wird doch niemand leugnen können, daſs eine ganze 
Reihe von Diurniſten thatſächlich auf Beamtenpoſten verwendet 
werden, alſo iſt es nur billig, wenn man ſie entſprechend bezahlt, 
beſcheiden, aber entſprechend der thatſächlichen Leiſtung. 

Ich bitte alſo dringendſt, weiſen Sie dieſen Antrag nicht von. 
ſich ab, er iſt beſcheiden gehalten und vollauf berechtigt, er ent— 
ſpricht gewiſs nur einer humanitären Denkweiſe oder richtiger geſagt 
einem entſprechenden Rechts- und Billigkeitsſinne und dieſem dürfen 
wir uns nicht verſchließen. (Bravo!) 

Gem.⸗Nath Dr. Nechausky: Ich wollte mir vorerſt eine 
Anfrage an den Herrn Referenten erlauben und ſchicke dieſer Anfrage 
Folgendes voraus. Es iſt gewiſs in dieſer Vorlage eigentlich der 
ſpringende Punkt und das Wichtigſte, ſich darüber zu entſcheiden: 
ſoll man den bisherigen Diurniſten einen definitiven Charakter 
verleihen oder nicht? | 

In zweiter Linie kommt dann die Titelfrage. Das ift eine 
Sache der perſönlichen Anſchauung, des perſönlichen Verlangens. 
Titeln, die koſten ja dem Gemeinderathe nichts. Ich bin wenigſtens 
— was meine Perſon anbetrifft — mit Titeln ſehr freigebig. 
Wenn einer einen Titel haben will, ſo ſoll er ihn haben. Bezüg⸗ 
lich des Kanzliſtentitels würde ich mir alſo nicht ſehr den Kopf 
zerbrechen. Aber für mich iſt vor allem andern wichtig, die Frage 
zu löſen: Soll man den Diurniſten einen definitiven Charakter 
geben oder nicht, weil ich mir ſage: Es iſt ja richtig — à la vue 
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betrachtet — dafs man fich felber jagen muſs: Warum ſoll einer, 
der fünf, zehn, fünfzehn Jahre der Commune tadellos gedient hat, 
jeden Tag zu entfernen ſein? Das iſt ja der ſpringende Punkt. 
Iſt er Diurniſt, ſo bezieht er ein Taggeld und kann jeden Tag 
aus dem Dienſt entlaſſen werden. Ich möchte den Herrn Referenten 
alſo bitten, die Gründe zu entwickeln, warum dieſe definitive An— 
ſtellung der Diurniſten nicht thunlich iſt. Ich bin nicht genügend 
darüber aufgeklärt. 


Referent: Das iſt ja wiederholt beſprochen worden. Ent⸗ 
weder es iſt jemand in der Lage, jenen Anforderungen zu ent- 


ſprechen, welche der ſtädtiſche Dienſt ſtellt, dann wird er als 


definitiver Beamter aufgenommen; er weist ſich aus, entweder 
mit den Prüfungen oder mit den ſonſtigen Qualificationen, die 
gefordert werden, dann iſt er in der Lage, in einen gewiſſen Status 
einzutreten, er wird nach einer gewiſſen Probezeit oder Praktikanten— 
zeit definitiver Beamter und ſind deſſen Rechtsverhältniſſe nach der 
Dienſtpragmatik zu beurtheilen. Er weiß, dafs er definitiv angeſtellt 
wird, dass er Anſpruch auf Penſion u. ſ. w. hat. 
die Sache bei Perſonen, welche dieſe Qualification nicht beſitzen, 
welche alſo — ſei es nun trotz ihres beſten Willens oder ohne 
dieſen Willen — nicht in der Lage find, dieſe Qualificationen auf⸗ 
zuweiſen, die nothwendige Befähigung darzuthun und daher auch 


nicht in den Status der definitiven Beamten eingereiht werden 


können. Das ſind Diurniſten, die, wie ſchon das Wort ſagt, 
eigentlich nur für den Tag engagiert ſind und wenn ſie nicht mehr 
benöthigt werden, entlaſſen werden können. 

Das iſt feſtzuhalten. Die einen ſind definitive Beamte, die 
anderen ſind Diurniſten. 


Gem.-Nath Wimberger: Sehr geehrte Herren! 1 fl. 30 kr. 
iſt wohl ſehr wenig. Was ſoll man gegenwärtig bei der großen 
Theuerung mit 1 fl. 30 kr. oder 1 fl. 60 kr. machen? Dazu 
kommt noch, daſs der Mann, nachdem er fünfzehn oder zwanzig 
Jahre gedient hat, weil er dem Vorſtande nicht paſst, entlaſſen 
werden kann. Was ſoll dann der arme Teufel anfangen? Er iſt 
für ſein Leben unglücklich. Ich ſchließe mich daher dem Antrage 
Herrdegen an. 


Gem.⸗Nath Frauenberger: Der Herr Referent, der Herr 
Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl, hat in kurzen und klaren Sätzen 
ausgeſprochen, was ein Diurniſt iſt, und an dem müſſen wir 
feſthalten. 

Wir können ja nicht die Diurniſten zu Beamten machen, das 
geht abſolut nicht, Diurniſt bleibt Diurniſt, der arbeitet, wenn er 
aufgenommen iſt. Er arbeitet vielleicht einen Monat, vielleicht ein 
Jahr und vielleicht auch fünf oder zehn Jahre, bleibt aber immer 
Diurniſt. Das müſſen wir feſthalten, wir können ja die Welt 
nicht umdrehen, wir müſſen auch ein biſschen auf den Staat ſehen, 
wie er es macht. 

Unſere Aufgabe iſt es, die Diurniſten ſo gut als es die 
finanzielle Lage der Gemeinde erlaubt, zu bezahlen, aber uns in 
weitere Verpflichtungen einlaſſen und einen Monatsgehalt fixieren 
und dann Quartiergeld geben u. ſ. w., meine Herren, das geht 
zu weit. Es iſt wirklich ſehr peinlich, wenn man hier manchen 
Rednern zuhört. Es werden hier Dinge verlangt, die man ja 
unmöglich bewilligen kann, und wenn man dann dagegen ſpricht, 
dann ſieht es merkwürdig aus, dann ſieht es ſo aus, als ob man 
kein Herz im Leibe habe. Ich glaube, ehe man ſo etwas ſpricht, 
ſollte man ſich überlegen, ob das, was man verlangt, auch möglich 


Anders ſteht 
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iſt. Es ſind ja neue Beamte, die hier verlangt werden. Da ſchaffen 


Sie einen Beamtenſtatus, den wir nicht brauchen. 


Ich glaube daher, laſſen wir es bei dem Vorgeſchlagenen. 

Was die Bezüge betrifft, bin ich der letzte, der nicht ſagen 
würde, geben wir jedem 2 fl., dann 3 fl. und dann 4 fl. Ich 
möchte jedem das gönnen, aber es geht nicht. Wir müſſen uns 
nach den allgemeinen Verhältniſſen und nach dem richten, was 
anderen bezahlt wird. Wenn Sie einen Schreiber aufnehmen, was 
werden Sie zahlen? Man mußs ja eben auch die allgemeinen 
Verhältniſſe berückſichtigen. Wenn man das Taggeld von 1 fl. 30 kr. 
betrachtet, ſo ift das, wenn man Leute ins Auge faſst, die vielleicht 
fünf Kinder haben, gewiss ſehr wenig, aber es gibt auch Diur— 
niſten, die allein ſtehen. Und dieſe Stellen werden nicht anders 
bezahlt. Sie haben in jedem Geſchäfte ſolche Stellen, die man 
nicht beſſer zahlen kann; in jedem Geſchäfte, wenn das Geſchäft 
nicht größer wird, bleibt der Buchhalter ewig Buchhalter und ſein 
Poſten wird fo honoriert, wenn der Menſch noch ſo viel Kenntniſſe 
hat, dort kann er nicht mehr werden. Ebenſo iſt es bei den 
Diurniſten. Es wird ein Taggeld von 1 fl. 30 kr. im erſten 
Jahre beſtimmt, bei vollkommen zufriedenſtellender Verwendung 
erhöht ſich das Taggeld auf 1 fl. 60 kr., nach Vollendung des 
fünften Dienſtjahres auf 1 fl. 80 kr. 

Das iſt für einen Diurniſten immerhin ſchon eine gute Be⸗ 
zahlung mit Rückſicht auf die Bezahlung des Staates und mit 
Rückſicht auf die Bezahlung in anderen Amtern. Nach Vollendung 
des zehnten Dienſtjahres wird das Taggeld auf 2 fl., nach Vollen— 
dung des 15. Dienſtjahres auf 2 fl. 25 kr. erhöht, Meine Herren! 
Ich kann Ihnen nicht mehr jagen, als dass das, was hier vor: 
geſchlagen iſt, eine ſehr anſtändige und honette Bezahlung iſt. 
Man kann ja doch nicht verlangen, dass die Gemeinde alle 
Menſchen, die einmal etwas bei ihr zu thun gehabt haben, für 
immerwährende Zeiten verſorgt. Alles, was recht iſt; es werden 
ja die Gelder der Steuerzahler dazu verwendet, und ich habe 
ſchon wiederholt gejagt, daßs man mit dieſen nicht jo herumſpringen 
darf. Ich möchte Sie daher bitten, den Antrag des Collegen 
Herrdegen abzulehnen, hingegen den Antrag des Herrn Re— 
ferenten anzunehmen. 

Gem.-Nath Dr. Friedjung: Wenn ſtets darauf hingewieſen 
wird, dajs wir die Diurniſten nicht beſſer ſtellen können, weil in 
den Geſchäften ähnliche Perſonen mit einer derartigen Arbeitskraft 
nicht beſſer geſtellt werden, ſo habe ich vor allem eine Einwendung 
zu erheben. Es gibt überhaupt meines Wiſſens — ich ſelbſt bin 
nicht Geſchäftsmann — kein Geſchäft, welches mit Diurniſten 
arbeitet. (Widerſpruch.) Jeder Geſchäftsmann wird Leute, welche 
er jahrelang beſchäftigen kann und jahrelang beſchäftigt, anſtändig 
ſtellen. (Rufe: O, gar keine Spur!) Die Einwendungen, die mir 
zugerufen werden, können mich nicht überzeugen; ich kann nicht 
einſehen, daſs ein Geſchäftsmann reell handelt, der weiß, er braucht 
jemanden von jetzt an durch 5, 10 oder 15 Jahre, und dieſem 
trotzdem nur ein Taggeld zahlt und ſich mit ihm nicht in der 
Weiſe auseinanderſetzt, daſs er ihm einen ordentlichen Monats 
gehalt zahlt. Ich mußs alſo dieſe Zwiſchenrufe von dem Stand— 
punkte eines Mannes, der nicht Geſchäftsmann iſt, aber der weiß, 
wie ein reeller Geſchäftsmann handeln ſollte, zurückweiſen; ins⸗ 
beſondere wir acceptieren ja hier dieſen Grundſatz, dafs wir den 
Diurniſten ein beſtimmtes Intereſſe an ihrem Amte einflößen ſollen, 
indem wir eine Vorlage berathen, daſs ein Diurniſt nach einer be— 
ſtimmten Anzahl von Jahren eine Proviſion bekommen kann oder 
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— wie ich der Anſicht bin — bekommen ſoll. Dieſen Grundſatz 
acceptieren wir ja, wir ſtehen ja auf dieſem Standpunkt, daj8 wir 
mit der Möglichkeit, Leute ohne jede Entlohnung für die Zeit, 
welche ſie gearbeitet haben, ohne jede Sicherung für das Alter, ent— 
laſſen zu können, brechen, mit dem Principe brechen, daj3 wir be— 
rechtigt ſind, Arbeitskräfte in einer derartigen Weiſe auszunützen, 
wie es ein anſtändiger Geſchäftsmann nicht thun wird; denn dieſer 
wird Leute, welche 10, 20 Jahre gedient haben, nicht ohneweiters 
entlaſſen. Darin liegt es ja; wenn man ſagt, die Angeſtellten der 
Gemeinde können auch uns den Rücken kehren, wenn ſie wollen, 
und ſie haben an dem Dienſte kein Intereſſe, ſo iſt ja die Waffe 
aus der Hand gewunden, in einem Augenblicke, wo wir dem 
Diurniſten einen Monatsgehalt geben, wenn derſelbe auch nicht 
größer iſt als das Diurnum, in einem Augenblicke, wo ſie ſelbſt 
ein größeres Intereſſe an dem Dienſte haben, und ſie ſelbſt nicht 
ihrer Beſchäftigung hier ſo raſch und unbeſorgt den Rücken kehren, 
wie ſie es mitunter thun. Das ſind alſo Gründe, die ganz ent— 
ſchieden dafür ſprechen, daſs wir ſtatt eines Taggeldes einen 
Monatsgehalt zahlen. Damit iſt die Frage weiters noch nicht ent— 
ſchieden, ob wir den Monatsgehalt höher ſtellen als das Taggeld, 
das wir jetzt geben. College Herrdegen hat auch eine ſo geringe 
Erhöhung des Monatsgehaltes gegenüber dem Taggeld beantragt, 
dass dieſelbe budgetmäßig kaum ins Gewicht fallen wird. Wenn 
durch die Erhöhung ſtatt 48 fl. — die meiſten dienen ja unter 
10 Jahren — monatlich 50 fl. gegeben werden ſollen, ſo iſt das 
doch keine Erhöhung, die in die Wagſchale fällt. Aber wir geben 
ihnen ſolcherart ein Ehrgefühl, das Bewufstjein, dafs fie im 
Dienſte der Stadt ſtehen und dementſprechend auch rejpectiert werden. 
Diesmal wird man mir nicht etwa vorwerfen, daſs ich um die 
Gunſt der Diurniſten buhle, weil ſie Wähler ſind; ſie ſind keine 
Wähler, aber ſie ſind Menſchen und Arbeiter, ſo gut wie ich, und 


die Rückſicht, daſs dieſe Herren in einem ordentlichen Dienſtver⸗ 


hältniſſe ſtehen, das iſt der Grund, warum ich mich dem Principe 
Herrdegens unbedingt anſchließen werde. Allerdings, es geſchieht 
im Dienſte der Gemeinde, nicht dieſer Leute, daſs fie von Tag zu 
Tag entlaſſen werden können; aber die Sicherung, dass fie am 
Schluſſe des Monats, alſo, nachdem man es ihnen früher geſagt 
hat, in einer beſtimmten Friſt entlaſſen werden, ſollen wir ihnen 
geben. Nicht, weil die Erhöhung des Gehaltes eine bedeutende iſt 
— ſie iſt nicht bedeutend — ſtimme ich Herrdegen bei, ſondern 
weil ich das Princip für richtig anſehe und, wenn ein Antrag 
geſtellt würde, der formuliert, daſs das Taggeld in Form eines 
Monatsgehaltes gegeben wird, ſo würde ich demſelben ſchon des 
Princips wegen zuſtimmen. Deswegen bitte ich auch, dem Antrage 
Herrdegens ſtattzugeben, der nicht viel mehr beantragt hat. 
Ich empfehle ſeine Anträge auf das allerwärmſte. 

Gem.-Nath Noske: Die Frage, inwiefern vom Proviſorium 
mehr weniger abgegangen werden ſoll, wirkt zurück auf die Be⸗ 
ſtimmung, welche ſpäter im $ 5 zur Verhandlung kommt, auf die 
Frage der Proviſionierung. Die Angelegenheit hat die Entwicklung 
genommen, dajs urſprünglich allerdings im § 1 die Taggelder 
beftimmt waren, im $ 5 aber der Anſpruch auf Proviſionierung 
eingeräumt war, und der Stadtrath iſt naturgemäß zu dem Wider⸗ 
ſpruche gekommen, dafs er gejagt hat: Wenn ich im S1 die Diurniſten 
vollkommen proviſoriſch anſtelle mit einem Taggelde, das ihm jeder 
Tag entzogen werden kann, kann ich ihm nicht im 8 5 den Anſpruch 
auf eine Proviſion geben, und jo iſt es gekommen, dajs im 8 5 
geſagt wurde, der Stadtrath kann den ſtädtiſchen Diurniſten eine 
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Proviſion geben. Es hat da das eine Böſe, möchte ich ſagen, 
das andere Böſe erzeugt. Auf der einen Seite hat man den Diur⸗ 
niſten nur ein Taggeld gegeben, man hat es vermieden, die Diur⸗ 
niſten auch nur dem definitiv angeſtellten ſtädtiſchen Diener gleich⸗ 
zuſtellen, deſſen Dienſtleiſtung, ſo wertvoll ſie im Intereſſe der 
Gemeinde verwendet ſein mag, ſchließlich nicht ſo hoch geſtellt 
werden kann, als die des Diurniſten. Ein Diener hat ſein ganzes 
Leben Pakete auszutragen und wird definitiv angeſtellt, bekommt 
Penſionsanſpruch und Monatsgehalt. Der Diurniſt, der im Range 
doch über dem Diener naturgemäß rangiert, iſt nicht in der Lage, 
das zu erreichen, ihm gegenüber wendet man immer ein: Du biſt 
proviſoriſch. Das mag ja richtig ſein, ſolange es ſich um einen 
Diurniſten handelt, der friſch aufgenommen wird, oder erſt ein, 
zwei oder drei Jahre in Verwendung ſteht. Man kann ſagen, es iſt 
momentan Arbeit vorhanden, die ein paar Jahre dauert, und dann 
werden die Diurniſten entlaſſen; aber von jemandem, der 10 bis 
20 Jahre im Dienſte der Gemeinde ſteht, zu behaupten, er ſei provi— 
ſoriſch angeſtellt, das iſt eine Härte. Ich muss den Standpunkt theilen, 
das eine Härte darin liegt, von jemandem, von dem dadurch, daſss 
man ihn 15 bis 20 Jahre im Dienſte hat, nachgewieſen iſt, dass 
man ihn im Dienſte dauernd braucht, zu behaupten, er ſei ewig 
proviſoriſch und nicht nur ihm ein Taggeld zu geben, ſondern auch 
bezüglich deſſen — worauf ich ein viel größeres Gewicht lege, — 
bezüglich der Proviſionierung, ihn einfach in der Luft hängen und 
von der Gnade des Stadtrathes abhängig zu laſſen. 

Ich mufs jetzt Schon bemerken, daſss diejenigen Herren, welche 
der Meinung find, dafs ein ſolches allzuweit gehendes Proviſorium 
nicht zweckmäßig iſt, im § 1 die Frage löſen müſſen, damit fie 
im 8 5 bei der Frage der Proviſionierung, die ich viel höher 
ſtelle, als die des Gehaltes oder des Taggeldes, in ihrer freien 
Entſchließung nicht gehindert ſind. Man ſagt, man kann die 
definitiven Beamten nicht den Diurniſten gleichſtellen. Dieſen 
Standpunkt anerkennt gewiss jeder von uns, oder ich mufs jagen, 
auch wenn wir den Diurniſten Monatsgehalte und Proviſion und 
ſelbſt den Anſpruch auf Proviſion geben, ſo iſt der Diurniſt noch 
lange nicht dem definitiven Beamten gleichgeſtellt. 

Er hat keine Dienſtpragmatik, er hat kein Diſciplinarverfahren 
und hängt von dem Wohlwollen oder der Empfindung des unmittel⸗ 
baren Vorgeſetzten ab, der heute berichten kann: Der Mann paſst 
mir nicht mehr — und er iſt ſchon in die Lage geſetzt, mit 40% 
Proviſion ſein Leben friſten zu müſſen. Wenn ein Beamter irgend 
einen Anlass zur Klage gibt, jo mußs ein ausführliches Verfahren 
eingeleitet, es mufs ein Urtheil geſprochen werden, das erſtemal 
kann ihm nur das, das zweitemal nur jenes geſchehen. Der Diurniſt 
wird einfach an die Luft geſetzt. Sie brauchen dem nicht hinzu⸗ 
zufügen, daſs er fein ganzes Leben ein Tagſchreiber bleibt, und 
daſs es, wenn er entlaſſen wird, von der Gnade des Stadtrathes 
abhängig werden ſoll, ob er nach einer 20jährigen Dienſtleiſtung 
eine Proviſion bekommt oder nicht. Da ſtehe ich auf dem Stand— 
punkte eines Vorredners, der geſagt hat: ein beſſerer Geſchäftsmann 
wird das nicht thun, er wird ſelbſt, wenn er einen Hausknecht 
20, 30 Jahre im Geſchäfte hat und der Mann dienſtunfähig wird 
und er gezwungen iſt, ihn zu entlaſſen und er halbwegs noch in 
der Lage iſt, ihm eine Verſorgung zu bieten, die moraliſche Ver— 
pflichtung fühlen, das zu thun. Wir ſollen nicht weniger coulant 
vorgehen und dafür ſorgen, dafs Leute, welche immerhin ein Rad 
in der großen Verwaltungsmaſchine find, wenigſtens wiſſen, dals 
ſie auf ihre alten Tage nicht auf die Straße geſetzt ſind. Ich werde 
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mir dieſen Standpunkt bei § 5 zu vertreten erlauben, glaubte 
aber ſchon bei § 1 darauf aufmerkſam machen zu müſſen, weil wir 
jetzt Vorſorge treffen müſſen, damit man nicht bei § 5 einwende: 
die Stellung der Diurniſten iſt eine proviſoriſche; man kann ihnen 
alſo keinen Anſpruch auf Proviſion geben. 

Gem.-Nath Herold: Ich beantrage Schluſs der Debatte. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter (welcher den Vorſitz über⸗ 
nommen hat): Es wird Schluſßs der Debatte beantragt; die Herren, 
welche dafür ſtimmen, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) An— 
genommen. 

Das Wort haben noch die Herren Gem.-Räthe Silberer, 
Roſenſtingl, Herrdegen, der Herr Bürgermeiſter, 
Dr. Stern, Dr. Friedjung und der Herr Referent. 

Gem.-Nath Silberer: Meine Herren, ich werde mich ſehr 
kurz faſſen, und möchte nur eines zu dieſer Vorlage bemerken, 
dafs mir nämlich der Gehalt für die Kategorie der neu einge— 
tretenen Diurniſten mit 1 fl. 30 kr. zu gering bemeſſen erſcheint; 
der Herr Collega Wimberger hat dies ſchon betont, ich möchte 
aber einen poſitiven Antrag hiezu ſtellen; 1 fl. 30 kr. dreißigmal 
genommen ſind 39 fl. im Monat, und man kann von einem 
Diurniſten noch jo wenig verlangen, aber das eine mußs doch 
verlangt werden, daſs er, wenn er in einem ſtädtiſchen Bureau 
arbeitet, jo gekleidet iſt, daſs er keinen Anſtoß erregt, und daßs er 
ſich auch anſtändig ernähren kann. Mit dieſem Gehalte iſt dies 
aber in der heutigen Zeit ſehr ſchwer, und deswegen möchte ich 
bitten, in der erſten Kategorie mindeſtens 1 fl. 50 kr. zu geben. 
An allem übrigen will ich nichts ändern, und zwar aus folgendem 
Grunde: Ich ſehe ſehr gut ein, daſs es bei der gegenwärtigen 
Neuorganiſation vielleicht nicht recht wäre, mit Rückſicht auf die 
Stellung, welche die Diurniſten im ſtädtiſchen Dienſte haben, ſie 
zu Kanzliſten, alſo zu einer Art definitiver Beamten zu machen; 
ich möchte aber denjenigen Herren Collegen, welche die Furcht 
ausſprechen, daſs die Diurniſten nach Belieben der einzelnen 
Bureauchefs von einem Tag auf den andern entlaſſen werden 
können, auch wenn ſie ſchon zehn oder fünfzehn Jahre gedient 
haben, doch zur Beruhigung ſagen: meines Wiſſens iſt es gar 
nicht Sitte, daſs Diurniſten entlaſſen werden, ſondern fie arbeiten 
ruhig fort wie definitive Beamte. 

Soviel ich weiß, — und das möchte ich ſpeciell dem Herrn 
Collegen Friedjung ſagen, der ein Beiſpiel aus der Geſchäfts⸗ 
welt citiert hat, das aber nicht ſehr glücklich gewählt war, — 
kann ich ſagen, dafs dieſe Geſchäftsdiener und Perſonen, welche er 
unſeren Dinrniſten gleichſtellt, ſich alle Finger abſchlecken würden, 
wenn ſie im communalen Dienſte Diurniſtenpoſten finden würden, 
aus dem einfachen Grunde, weil man gerade weiß, dass hier zwar 
per Tag gezahlt wird, dafs aber die Anſtellung ein Definitivum 
iſt, das ruhig fortgeht; ſoviel ich weiß, kommen gar keine Ent— 
lafjungen vor und dieſe Art der Anſtellung iſt vielleicht im Intereſſe 
des Dienſtes, ſonſt wäre wahrſcheinlich bei der humanen Richtung, 
die ja auch das Präſidium verfolgt, etwas anderes beantragt 
worden. Ich werde alſo für die Vorlage ſtimmen, möchte Sie 
aber bitten, den neu eintretenden Diurniſten gleich 1 fl. 50 kr. 
per Tag zu geben, weil dies doch entſprechender wäre. 

Gem.-⸗Rath Roſenſtingl: Meine Herren! Ich hätte zu 
dieſem Paragraphen nicht das Wort ergriffen, wenn nicht wieder 
ein Vergleich gemacht worden wäre, der nicht palst. Ich habe 
ſchon bei einer anderen Gelegenheit bemerkt, wenn man Vergleiche 
macht, ſo muſs man ähnliche Dinge vergleichen. 
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Es geht aber nicht an, unſere Diurniſten mit den Angeſtellten, 
Dienern ꝛc. in einem Kaufhauſe oder Geſchäfte zu vergleichen, das 
ſind abſolut verſchiedene Dinge und laſſen ſich nicht vergleichen. 
Ich habe Leute bei mir, die ſchon 35, 40 und 42 Jahre in der 
Fabrik als Arbeiter dienen, und ich habe trotzdem das Recht, dieſe 
Leute nach achttägiger Kündigung, wie es ausgemacht iſt, zu ent— 
laſſen, und ich möchte es mir gar ſehr verbieten, wenn jemand 
ſagen wollte, du muſst den Mann weiter erhalten, ihm eine 
Penſion geben; derjenige, der das nicht thut, iſt kein reeller 
Geſchäftsmann! Wenn dies zum Geſetze würde, müjste ich es mir 
natürlich gefallen laſſen, aber ich würde mich dagegen wehren, 
und ich muſs mich auch dagegen verwahren, daſs man jo mir 
nichts, dir nichts ſagt — ich bin überzeugt, es war keine böſe 
Abſicht dabei —, aber es geht doch nicht an, kurzweg zu ſagen: 
ich weiß, was ein reeller Geſchäftsmann zu thun hat! (Zuſtimmung.) 
Es ſcheint mir da doch, daſfs Herr Dr. Friedjung in der 
Geſchäftswelt wenig herumkommt und nicht weiß, was ein reeller 
Geſchäftsmann zu thun hat. Jeder wird thun, was er leiſten kann, 
ohne eine Verpflichtung zu übernehmen, und ſo iſt es auch bei der 
Commune. 

Die Commune iſt nicht verpflichtet, ein Übriges zu thun, ſie 


thut es aber, und ſie ſoll ſich dagegen wehren, daſs ſie hiezu ver— 


pflichtet wird. Es muſßs ein Unterſchied gemacht werden zwiſchen 
Beamten und Diurniſten. Ich möchte auf § 4 verweiſen und ſagen: 
was wird von dem Diurniſten verlangt? Es wird lediglich ver— 
langt, das er leſen, ſchreiben und rechnen kann. Nun, meine 
Herren, wenn ein ſolcher Diurniſt in einem Alter iſt, wo er eine 
ſolche Zähigkeit und Agilität hat, das er vielleicht feine Kenntniſſe 
erweitert, jo ſteht ihm nichts im Wege, daßs er hinüberſpringt zum 
Praktikanten und ſo Beamter wird (Rufe: Sehr richtig!) Er 
braucht alſo nicht ſein Lebenlang Diurniſt zu bleiben. Wenn aber 
der Mann nichts gelernt hat als leſen, ſchreiben und rechnen, 
wie kommt denn die Commune dazu, aus reiner Gefühlsduſelei 
fo und ſoviel zu geben. Es mufs denn doch ein Unterſchied gemacht 
werden. Was werden dann unſere Kanzleibeamten dazu ſagen? Sie 
werden jagen: Jetzt müsst Ihr uns wieder extra etwas geben, 
damit wir von den Diurniſten unterſchieden find. 

Meine Herren, ich habe nicht bald eine Vorlage mit einer 
ſolchen Sympathie begrüßt wie dieſe. Es iſt erfreulich, und ich bin 
dafür, daſs fie angenommen werde, denn ich glaube, daßſs die 
Commune hier geradezu ein leuchtendes Beiſpiel von Humanität 
der ganzen Welt gegenüber fein wird. Ich wünſche, daßſs dieſer 
Beſchluſs Nachahmung findet. Mir iſt er deshalb ſehr ſympathiſch, 
weil ich mir einbilde, daſs damit dieſer gewiſſen Diurniſtenwirtſchaft 
ein Ende gemacht wird, daſs man ſich dann die Leute ein bifschen 
genauer anſieht, wenn man ſie zu Diurniſten macht; ich werde 
dann ſpäter beim § 4 auf das wieder zurückkommen. 

Ich möchte aber noch auf etwas aufmerkſam machen. Wir 
haben in unſerer Geſchäftswelt, wenn man nach Mariahilf oder 
in die Stadt geht, eine Menge von 100, 1000, 10.000 jungen 
Leuten, welche die Handelsſchule abſolviert haben und zwei, drei 
Jahre um 35 fl. von 5 Uhr früh bis 9 Uhr abends dienen müſſen, 
zwei bis drei Jahre auch umſonſt, nicht von 8 Uhr früh bis 
2 Uhr nachmittags, ſondern von früh bis in die Nacht. Die 
Commis bei den Specereiwarenhändlern, das ſind Sclaven; ich 
gebe es zu, die Leute werden wirklich furchtbar ausgebeutet, aber 
das geht uns nichts an; wir werden uns weder ein ſchlechtes 
Beiſpiel zum Muſter nehmen, noch ein gutes; jeder ſoll machen, 
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was er will; wir thun, was wir wollen und können. Ich will 
nicht in den Fehler mit den Vergleichen fallen, wenn aber ſolche 
Vergleiche gezogen werden, muſs man darauf antworten. 

Es iſt von einem Hausknechte geſprochen worden. Ja, mein 
lieber Herr, wir haben Hausknechte, deren Chefs ihnen 20.000 fl. 
bis 30.000 fl. in das Portefeuille ſtecken und Wechſel eincaſſieren 
laſſen. Solche Hausknechte wird allerdings der Herr nicht ohne— 
weiters fortſchicken, aber verpflichten lässt er ſich nicht, daßs er das 
und das thun mußs. Ich möchte wünſchen, daſs das vielleicht aus— 
geſprochen würde, vielleicht würden ſich die Herren da eher beruhigen — 
es iſt nur eine Anregung von mir — dafs nämlich ausgeſprochen 
würde, dass die Diurniſten acht- oder vierzehntägige Kündigung 
bekommen, das würde nicht präjudicieren und die Herren wären 
beruhigt. Es geſchieht ohnedies nicht, dafs einer von heute auf 
morgen fortgeſchickt wird, außer wenn er ſich etwas zuſchulden 
kommen läjst. Es könnte aber vielleicht hineingenommen werden 
bei irgend einem Paragraphe, dass die Entlaſſung an eine Friſt 
gebunden ſei, alſo an eine Kündigung. 

Mir iſt es bekannt, wenigſtens ſeinerzeit war es ſo und auch heute 
iſt dies der Fall, dajs man den Diurniſten nicht etwa einen Tag, 
ſondern zwei Monate vorher ſagt: Sie, Herr X., Sie werden in 
zwei bis drei Monaten entlaſſen. Ich weiß, wie das nach der 
Volkszählung war, daſs man zwei bis drei Monate vorher die 
Leute berufen und ihnen geſagt hat: Lieber Herr, ſchauen Sie ſich 
um was um, Sie werden in zwei bis drei Monaten entlaſſen. 
Aber damit man das ſchwarz auf weiß hat und weil auch z. B. 
in Fabriken eine gewiſſe Kündigungsfriſt feſtgeſetzt iſt, könnte 
vielleicht hier auch eine Kündigungsfriſt ausdrücklich feſtgeſetzt 
werden. Aber ich bitte, bei dieſen Beträgen, wie ſie hier ſtehen, zu 
bleiben und nicht ein Monatsgeld anzunehmen, denn Sie würden 
bei der II. Kategorie nur für den Finanzminiſter ſorgen. In dem 
Momente, wo einer in die II. oder III. Kategorie kommt mit 
einem Monatsgehalte, nimmt der Finanzminiſter gleich etwas 
weg und er bekommt weniger, als er von uns bekommen würde. 
Warum ſollen wir für den Finanzminiſter ſorgen? Das ſehe ich 
nicht ein. Monatsgehalte ſollen bloß die Beamten haben; dabei ſoll 
es bleiben. 

Gem.-Rath Herrdegen: Meine Herren! Es iſt eine ganz 
merkwürdige Geſchichte, die ich Ihnen hier mit aller Mäßigung 
und Discretion erzählen werde. Wie ich meinen Antrag wegen der 
Regulierung der Bezüge der Diurniſten hier zur Unterſchrift herum— 
gereicht habe, habe ich jedem einzelnen Herrn geſagt: Ich bitte, 
meinen Antrag nur dann zu unterſchreiben, wenn Sie mit dem⸗ 
selben einverſtanden find und ſich verpflichten, für denſelben einzu- 
treten. Nun, ich conſtatiere, — Namen will ich keine nennen; 
wenn wir in einer vertraulichen Sitzung wären, würde ich es 
thun, — daſs eine Anzahl von Herren, welche ſich der erwähnten 
Verpflichtung ſelber unterzogen haben, nun in ganz entſchiedener 
Weiſe dagegen ſprechen. (Hört! Hört!) Das iſt mir denn doch 
ein Räthſel. 

Ich habe 26 Unterſchriften geſammelt und dieſe 26 Gemeinde— 
räthe haben ſich alle verpflichtet, für den Autrag einzutreten. Heute 
ſprechen ſie dagegen. 

Nun wurde eine ganz merkwürdige Schwierigkeit gemacht und 
geſagt: Es geht abſolut nicht, das man den Diurniſten einen 
Monatsgehalt gibt. Es iſt merkwürdig, was alles nicht gehen 
ſoll. Welche Schwierigkeiten können da vorliegen? Herr St.-R. 
Noske hat bereits betont, daſs damit, wenn den Diurniſten ein 
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Monatsgehalt zuerkannt wird, ihnen noch lange nicht der Charakter 
eines ſtädtiſchen Beamten verliehen wird. Es fehlt die Dienſt— 
pragmatik; ſie haben keinen Jahresgehalt, ſie können gegen Kündi— 
gung entlaſſen werden. Bei den ſtädtiſchen Beamten iſt das nicht 
der Fall, außer es tritt eine Diſciplinarſtrafe ein. 

Alſo, es fehlen hier eine Anzahl wichtiger Kriterien, welche 
nach meinem Vorſchlage den Diurniſten, oder wie ich vorſchlage, 
den ſtädtiſchen Kanzliſten noch immer zum Beamten fehlen. Ich 
habe dieſen Bedenken von vorneherein Rechnung getragen. Es 
iſt mir nie nahegelegen, ſie zu ſtädtiſchen Beamten im wirklichen 
Sinne des Wortes vorzuſchlagen. Sie ſagen, es ſei etwas Unge— 
heuerliches, wie man dazukommt. Nun ſehen Sie, dieſe Unge— 
heuerlichkeit hat Beiſpiele. Die Abtheilung im Handelsminiſterium 
„die General-Inſpection der öſterr. Eiſenbahnen“ hat dieſe Unge— 
heuerlichkeit begangen. Sie hat ihre Diurniſten zu Kanzliſten 
ernannt. 

Die öſterreichiſch-ungariſche Staatseiſenbahn-Geſellſchaft, die 
bei einem anderen Anlaſſe wegen ihres nicht beſonders liebens— 
würdigen Vorgehens gegenüber ihren Bedienſteten öffentlich im 
Reichsrathe angegriffen worden iſt, hat mit der Diurniſtenwirt— 
ſchaft vollſtändig gebrochen. Sie hat alle Diurniſten zu Kanzliſten 
ernannt, und zwar mit Bezügen und Quartiergeldern, die ich hier 
nicht vorſchlagen kann, man würde ſonſt glauben, ich ſei ein 
biſschen übergeſchnappt. Nun will ich die Sache auch vom finan— 
ziellen Standpunkte beleuchten. Richtig iſt, daſs eine Mehrauslage 
reſultiert. Aber gegenüber dem Vorſchlage des Herrn Bürgermeiſters 
iſt dieſe Mehrauslage, die ich allerdings nicht genau berechnen 
kann, weil mir das Dienſtalter der einzelnen fehlt, eine ver— 
ſchwindend kleine, jo klein, das es nicht der Mühe wert iſt, 
darüber zu ſprechen; und wenn Sie ſtrenge auf dem Stand— 
punkte des Sparens ſtehen, ſo werde ich Ihnen heute oder in der 
nächſten Sitzung Gelegenheit geben, ſich einmal als Sparer zu 
zeigen. Man mußs nicht immer bei den Allerärmſten anfangen, 
man kann beim Sparen auch ein biſschen höher greifen. 

Alſo, es iſt gewiss kein Hindernis vorhanden, dieſen Anträgen 
Rechnung zu tragen, dieſe Anträge zu genehmigen, ſondern es 
fehlt eben nur der Wille. 

Nun wurden auch Vergleichungen angeſtellt zwiſchen den 
Verhältniſſen unſerer Diurniſten und jenen von Angeſtellten bei 
Gewerbetreibenden. 

Da mache ich Sie vor allem anderen auf einen ſehr großen 
Unterſchied aufmerkſam. Die Angeſtellten von Gewerbetreibenden 
unterliegen dem Bezirkskrankencaſſengeſetze, und der Geſchäftsinhaber, 
der Gewerbetreibende hat alſo feinen Autheil an den Krankencaſſen— 
geldern zu leiſten. Nur der Magiſtrat und die Commune haben 
das traurige Vorrecht, für ihr proviſoriſches Perſonale keine Alters— 
verſorgung durchführen zu müſſen. Ich nenne das mit vollem Rechte 
ein trauriges Vorrecht. Hier aber könnten Sie eine Ausnahme 
ſchaffen. Ich bemerkte ja, daſs der Herr Bürgermeiſter in ſeinem 
Antrage ſelbſt eine ſolche ſchafft, aber nach dem, was ich gehört 
habe, fürchte ich, daſs wir das eigenthümliche Schauſpiel erfahren 
werden, daſs der Herr Bürgermeiſter in dieſer Anregung bezüglich 
ſeines Elaborates heute eine Oppoſition hier erfahren wird, aber 
nicht von meiner Seite, ſondern von Seite anderer Herren. Sie 
werden nämlich finden, dass der Herr Bürgermeiſter viel zu weit 
gegangen iſt, und daſs er — der Herr Bürgermeiſter möge mir 
dieſen Ausdruck verzeihen — ein biſschen leichtfertig vorgegangen 
iſt, weil er die Proviſionierung der Diurniſten vorgeſchlagen hat. 
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Wenn hier geſagt worden iſt: Ja, das iſt undenkbar; dann haben die 
Herren wahrſcheinlich nicht geleſen, was der Herr Bürgermeiſter 
vorgeſchlagen hat.“ 

Es iſt ja wahr, eines fehlt den Diurniſten, ſie ſind keine 
Wähler und haben keine Ausſicht Wähler zu werden. (Lebhafter 
Widerſpruch. Gem.⸗Rath Frauenberger: Das iſt ein Unſinn! 
Das brauchen wir uns nicht gefallen zu laſſen!) Ich brauche mir 
das aber auch nicht gefallen zu laſſen, daßs Herr Frauenberger 
ruft, das iſt ein Unſinn. (Gem.⸗Rath Frauenberger: Das 
iſt eine Verdächtigung! Das brauchen wir uns nicht gefallen zu 
laſſen. — Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte um Ruhe!) 
Ich möchte denjenigen Herrn, der ja bekannt iſt durch ſeine 
Zwiſchenrufe, denn doch aufmerkſam machen, das ich nicht gewillt 
bin, mir derartige Bemerkungen gefallen zu laſſen. Ich rufe ihm 
nicht dazwiſchen, er möge es bei mir auch nicht thun. Denn auch 
ich bin wehrfähig und auch ich werde eine Ungehörigkeit zurück— 
zuweiſen verſtehen. Und wenn ich geſagt habe, dafs die Diurniſten 
den Fehler haben, dafs fie keine Wähler find, ſo liegt darin gar 
nichts Bemerkenswertes, worüber man ſich aufzuhalten hat. Es iſt 
ja ganz natürlich, daſs diejenige Claſſe, welche keine Vertreter hat, 
hier zurücktritt, und das iſt bei den Diurniſten auch der Fall. 

Haben Sie denn den Muth zu ſagen, dajs der Gemeinderath 
etwas anderes iſt als eine Intereſſenvertretung? Ich habe den 
Muth zu ſagen, der Wiener Gemeinderath iſt eine Intereſſenver— 
tretung. Alſo, wenn das richtig iſt, ſo liegt keine Ungeheuerlichkeit 
darin, wenn ich fage, dafs eine geringere Theilnahme für die 
Diurniſten vorhanden iſt, weil ſie eben keine Wähler ſind. 

Meine Herren! Wir thun ſehr viel. Nehmen Sie die ganze 
Reihe von Subventionen, welche jahraus jahrein an Vereine ge— 
zahlt werden, deren Wirkſamkeit und deren wirkliche Leiſtungen wir 
kaum kennen. Wollen wir nicht im eigenen Hauſe Humanität üben, 
bevor wir hinausgehen? (Beifall.) Ich appelliere an Sie. Wenn 
Sie fo oft Gelegenheit nehmen, für Subventionen und für Er- 
höhung von Subventionen einzutreten, für Nikolo-Vereine und 
weiß der Himmel für was alles, ſo appelliere ich an Sie; wenden 
Sie zuerſt die Humanität im eigenen Hauſe an, ſorgen Sie dafür, 
daſs die armen Teufel von Diurniſten beſſer geſtellt werden! Ich 
glaube, daſs Sie dabei in der Bevölkerung gewiſs keinen Wider— 
ſpruch erfahren werden. 

Bürgermeiſter: Ich werde mich nur an den Gegenſtand 
halten, der auf der Tagesordnung ſteht, und nicht an Sie appellieren, 
dafs Sie für die Diurniſten deshalb ſorgen ſollen, weil Sie für 
jo viele Humanitätsvereine ſorgen. Ich glaube, dafs der Herr Vor— 
redner oſt mitgeſtimmt haben wird, wenn der Gemeinderath zu 
wohlthätigen Zwecken Subventionen bewilligt hat, und er hat 
damit auch ganz recht gethan. Aber die Vorlage, die Sie hier be— 
rathen, ſoll das Los der Diurniſten ſoweit als möglich verbeſſern. 
Was aber von Seite des Herrn Vorredners verlangt wird, iſt 
etwas ganz Unmögliches und etwas ganz Unpraktiſches; das heißt 
ja das ganze Diurniſtenverhältnis auf den Kopf ſtellen; und wenn 
Sie alle miteinander auf den Kopf ſtellen, ſo wird aus dem 
Diurniſten kein Beamter, außer Sie machen ihn künſtlich dazu. 

Es wäre auch wirklich ſehr merkwürdig. Von den Beamten 


in den verſchiedenſten Amtern fordert man gewiſſe Bedingungen, 


die ſie erfüllen müſſen, von den Diurniſten nur Leſen und Schreiben 
— das ſoll ja jeder Menſch können — und ſie werden auch nur 
zu ſolchen Dienſten verwendet, ſie ſind ein fliegendes Corps in 
der ganzen Verwaltung, ſie ſind, wenn Sie wollen, Wallenſteins 
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Lager. (Heiterkeit.) Es iſt richtig, dajs es ſehr viele gibt, die 
im Leben Schiffbruch gelitten haben und auf dieſe Weiſe noch 
irgend einen Verdienſt finden; es gibt aber auch ſehr viele, die eine 
Penſion beziehen und hier nur eine Nebenbeſchäftigung ſuchen; die 
werden ſich beim Herrn Gem.-Rathe Herrdegen bedanken, die 
verlieren alle die Penſionen, wenn wir ihnen einen Monatsgehalt 
geben, dieſe unterliegen dann der Steuer, wenn man ſie Kanzliſten 
nennt, und wenn man ſie definitiv anſtellt, verlieren ſie die Pen— 
ſionen und können dann dem Herrn Gem.-Rath Herrdegen 
eine Dankviſite abſtatten. Wir können das aber auch nicht 
brauchen; wir brauchen die Diurniſten zu gewiſſen Geſchäften, 
und wenn wir die Geſchäfte nicht mehr haben, brauchen 
wir ſie nicht mehr und wollen ſie entlaſſen können, wenn es auch 
nicht geſchieht. — Das iſt wahr. Haben wir einen Diurniſten — 


ihn wegzubringen, iſt nicht mehr möglich. Ich ſelbſt. muss geſtehen, 


ich nehme ſehr oft Anſtand, das zu thun, mir erbarmt der Mann; 
wenn er hier ſchon eine Beſchäftigung gefunden hat, ſoll ich ſie 
ihm nehmen? Aber dieſes gute Herz, das ſich hier in der Ver— 
waltung zeigt, iſt die eigentliche Sicherheit für die Diurniſten. 
(Beifall.) Aber das iſt ſchon geradezu komiſch, dieſe Kategorie von 
Bedienſteten definitiv beſtellen zu wollen; dann werden wir morgen 
mit demſelben Rechte ſagen können, die Straßenkehrer ſtellen wir 
definitiv an, das iſt beinahe dasſelbe, denn wir haben auch dieſe 
Arbeit zu ſchätzen, wenn ſie auch nach dem Tage gezahlt wird. 
Das gibt's nun aber nicht. N 

Wenn ein Herr in ſeinen Idealen die Welt vollſtändig über— 
ſieht und gar nicht weiß, was in den Geſchäften vorgeht und 
ſagt, jeder Geſchäftsmann hat nur definitiv Angeſtellte, ſo braucht 
er nur in das nächſte Geſchäft, in eine Fabrik, zu einem Ad— 
vocaten, Notar, zu den Bahnen zu gehen (Zuſtimmung) und er 
wird ſehen, wie es da zugeht; es fällt gar niemandem ein, das 
zu thun, was heute von uns verlangt wird. Deſſenungeachtet 
entlässt man die Leute doch nicht gern; aber fie definitiv anzu- 
ſtellen, ihnen etwa auch eine Penſion zu verſprechen, das gibt es 
nicht, und auch mit vollſtem Rechte gibt's das nicht; aber uns 
wird das zugemuthet. 

Bedenken Sie noch, wie begehrenswert eigentlich der Herr 
College Herrdegen mit ſeinen Vorſchlägen den Poſten eines 
Diurniſten macht. Mit 18 Jahren kann einer Diurniſt werden, 
wenn er dann 20 Jahre ſchön ſchreibt und correet liest, iſt er 
38 Jahre alt und bekommt nach dem Antrage Herrdegen BOfl, 
Gelernt hat er aber nichts als leſen und ſchreiben; wozu ſoll er 
das auch? Er braucht ja nicht einmal in der Schule beſonders 
brav und tüchtig zu ſein; er braucht nur die Prüfung zu machen, 
die wir hier vorſchreiben, zu leſen und zu ſchreiben und fich in der 
ihm zugewieſenen Dienſtleiſtung wohl zu verhalten, und er hat 
80 fl. Iſt das auch wirklich eine Adminiſtration, die man ver— 
treten könnte? Glaubt Herr College Herrdegen wirklich, dass 
er mit einem ſolchen Antrag, wenn er angenommen würde, etwas 
Gutes ſchafft? Ich glaube das durchaus nicht; man ſollte eher 
Mittel und Wege ſchaffen können, um junge Leute zu bewegen, 
etwas Tüchtiges zu lernen (Beifall), und dieſe tüchtigen Kenntniſſe 
gut bezahlen — wie wir es auch bei unſeren Beamten gethan 
haben — als dajs man noch eine Prämie für das Nichtslernen 
gibt (Beifall). Die Anträge, welche im § 1 geſtellt worden find, 
ſtehen ohnehin auf der Greuze des Zuläſſigen, und zwar deshalb, 
weil wir dieſe Abſtufungen von fünf zu fünf Jahren haben. Wir 
können auch das nur mit Zittern und Bangen vertreten. Nicht, 
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dafs man noch ein Salto mortale macht und darüber in ganz 
unglaublicher Weiſe hinausgeht. (Sehr richtig!) 

Natürlich, das iſt eigentlich auch gar nicht zu widerlegen, 
man ſoll ſie zu Kanzliſten machen, man ſoll ihnen vier Wochen 
Kündigung geben u. ſ. w. Sie ſind keine Beamten, ſie ſollen keine 
Beamten ſein. Und wenn ein Herr ſagt: die Diener werden 
definitiv und die Diurniſten nicht, ſo ſage ich: der Diener iſt 
in der Organiſation der Verwaltung eine Nothwendigkeit; den 
brauche ich definitiv, den muſs ich daher auch anſtellen und pen— 
fion’eren. Der Diurniſt iſt es aber gar nicht; den Diener brauche 
ich immer, den mußs ich haben, den Diurniſten brauche ich aber 
nicht immer. Das iſt ein Unterſchied. Und wenn andererſeits vom 
Collegen Dr. Friedjung geſagt wird: mit der Diurniſtenwirtſchaft 
mufs man aufräumen, man mußs ihm wenigſtens einen Titel geben, 
ſo bitte ich doch dann zu adminiſtrieren. Das iſt alles recht ſchön 
geſagt, aber für gewiſſe Geſchäfte braucht man eben Diurniſten 
und da iſt es nichts mit dem Titel ohne Mittel. Dagegen bin 
ich ganz entſchieden, daßs jemand, der einen Titel hat, glaubt, er 
müſſe nun auch dem Titel gemäß leben; er hat aber nicht die 
Mittel dazu; ſollen wir ihm die dann ohne jeden Grund dazu 
ſchaffen? 

Wir haben das Möglichſte gethan, wir haben geglaubt, dafs 
wir unſere Diurniſten nach unſeren Vorſchlägen beſſer zahlen als 
der Staat, als das Land, als irgend ein Privater, und dajs fie 
ſehr zufrieden ſein können. Ich würde Sie bitten, bei den Vor— 
ſchlägen des Herrn Referenten zu bleiben. (Lebhafter Beifall.) 

Gem.⸗Nath Dr. Stern: Die Einwendungen, welche ſoeben 
der Herr Bürgermeiſter hier vorgebracht hat, haben ſich in 
erſter Linie dagegen gerichtet, dafs die Diurniſten definitiv an- 
geſtellt werden ſollen. Meines Wiſſens iſt aber ein ſolcher Vor⸗ 
ſchlag auf definitive Anſtellung der Diurniſten weder vom Stadt— 
rathe noch vom Collegen Herrdegen geſtellt worden. In der 
Richtung alſo, dass man ſich gegen eine definitive Anſtellung der 
Diurniſten ausſprechen muſs, ſtimmen wir — glaube ich — alle 
überein. Wenn nun weiters geſchäftliche Uſancen in Betracht 
gezogen wurden, fo glaube ich, daſs dieſe Erörterung in gar keiner 
Weiſe hieher gehört und auch uns nicht beſtimmen kann. Denn 
bei den geſchäftlichen Uſancen iſt nicht allein die Lage der Bedien— 
ſteten, ſondern auch die Lage des Dienſtgebers entſcheidend, und da 
find natürlich ganz andere Rückſichten maßgebend als diejenigen, 
welche bei der Commune rückſichtlich der bei ihr Bedienſteten maß- 
gebend zu ſein haben. 

Es iſt nun allerdings richtig, daſs von dem Diurniſten, wenn 
er in den Dienſt der Commune eintritt, ein Minimum von Kennt: 
niſſen gefordert wird: leſen und ſchreiben muss er können, weiter 
nichts. Deshalb iſt es ganz richtig, daſs ihm eine Probezeit von 
einem Jahre gegeben wird, und bin ich ganz damit einverſtanden, 
daſs für dieſe Probezeit nur das Taggeld von 1 fl. 30 kr. be- 
meſſen werden ſoll. Inſoferne werde ich alſo für den Antrag des 
Stadtrathes und gegen den Antrag des Collegen Silberer 
ſtimmen, welcher hier ſchon für das erſte Dienſtjahr gleich eine 
Erhöhung des Diurnums beantragt hat. Was aber die weitere 
Dienſtzeit anbetrifft, ſo ſcheinen mir doch die Anträge des Collegen 
Herrdegen allerdings berückſichtigungswert. In welcher Weiſe 
geſchieht heute die Auszahlung der Diurniſten? Nicht tagweiſe; er 
geht nicht zur Caſſe und holt ſich alle Tage 1 fl. 30 kr. oder 
1 fl. 40 kr., jondern die Auszahlung geſchieht in der Weiſe, dafs 
er im erſten Jahre 14 Tage nachhinein, in den folgenden Jahren 
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14 Tage vorhinein bezahlt wird. Da iſt alſo der Unterſchied 
zwiſchen der Praxis in dem Antrage des Collegen Herrdegen 
nur der, daſs er ſtatt alle 14 Tage alle 4 Wochen bezahlt würde, 
und wäre es nur zu billigen, wenn er monatlich vorhinein bezahlt 
würde. Dieſer Unterſchied ſcheint mir alſo ein ſehr minimer zu ſein. 

Ferner habe ich mich gefragt, welches finanzielle Reſultat hat 
die Vorlage, und welche finanzielle Differenz ergibt ſich zwiſchen 
dieſer Vorlage und den Anträgen des Herrn Collegen Herrdegen. 
Nun iſt mir bekannt, dass das finanzielle Reſultak der Vorlage 
eine Aufbeſſerung um 12.000 fl. gegenüber den bisherigen Ver— 
hältniſſen ergibt; um 12.000 fl. wird alſo durch die Anträge des 
Stadtrathes unſer Budget mehr belaſtet; wenn ich mir nun dieſen 
Betrag vor Augen halte und mir beiläufig die Differenz berechne, 
welche ſich durch die nicht bedeutenden Mehrbeträge ergibt, welche 
Herr College Herrdegen beantragt, ſo dürfte es ſich um wenige 
tauſend Gulden handeln, nicht einmal um die Hälfte, ſondern nur 
um circa 4 bis 5000 fl. mehr, und aus dieſem Grunde erſcheint 
mir der Antrag des Herrn Collegen Herrdegen allerdings be— 
rückſichtigungswürdig; es ſcheint mir aber auch inconſequent, da}s 
man einerſeits den Diurniſten den Titel Kanzliſten oder den 
Charakter einer wirklichen Bedienſtung verweigert, während man 
ihnen andererſeits unter gewiſſen Vorausſetzungen, wie fie § 6 
beſagt, ſogar eine Proviſionsberechtigung gibt. Nach zurückgelegter 
zehnjähriger Dienſtleiſtung hat der Mann Anſpruch auf Proviſion; 
er hat alſo nach zehnjähriger Dienſtleiſtung, mag er nun Diurniſt 
oder wie immer heißen, in Wirklichkeit nicht mehr den Charakter 
eines Diurniſten, ſondern eines proviſionsberechtigten Angeſtellten; 
er kann von da an nur mehr als Kanzliſt angeſehen werden, und 
auch nach dieſer Richtung erſcheint mir alſo der Antrag des Collegen 
Herrdegen berückſichtigungswürdig. 

Ich möchte daher, um die Herren nicht weiter zu ermüden, 
nur bemerken, daſs ich für die Anträge des Herrn Collegen 
Herrdegen ſtimmen werde, ſtelle aber für den Fall, als dieſe 
Anträge nicht die erforderliche Majorität erhalten ſollten, den 
Eventual⸗Antrag, dafs mindeſtens vom 10. Dienſtjahre ab die 
Erhöhung einzutreten habe, welche Herr College Herrdegen 
beantragt hat. Und nun möchte ich noch betreffs der Abſtimmung 
etwas bemerken. Nachdem verſchiedene Abſtufungen beantragt werden, 
welche in das finanzielle Ergebnis mehr oder weniger eingreifen, 
und nachdem die einzelnen Abſtufungen ſich mehr oder weniger 
von den Anträgen des Stadtrathes unterſcheiden — bei den einen 
iſt nur eine Differenz von 1 bis 2 fl., bei den anderen von 15 fl. 
per Monat — kann es ja ſein, daſs ſich vielleicht mehrere Collegen 
für oder gegen die eine oder andere einzelne Abſtufung ausſprechen 
werden, und daher möchte ich jetzt ſchon den Autrag ſtellen, dass 
rückſichtlich der einzelnen Abſtufungen a, b, c, d und auch bezüg- 
lich der neu anzufügenden Abſtufung e — nach vollendetem 
20. Dienſtjahre — ſeparat abgeſtimmt werde. Ich empfehle Ihnen 
nochmals die Anträge des Herrn Collegen Herrdegen zur 
Annahme. . N 

Gem.-Nath Dr. Friedjung: Meine Herren! (Rufe: Schluſs!) 
Ich bitte, ich bin als letzter Redner eingeſchrieben, Sie haben eine 
große Anzahl Redner gegen meine Anträge angehört, und ich 
bitte daher, auch mich anzuhören. Es iſt nichts peinlicher, als 
wenn man eine Sache vertritt, und einen Gegner hat, wie den 
Herrn Bürgermeiſter, und der betreffende Gegner den logiſchen 
Standpunkt verrückt, von dem man ausgegangen iſt und Motive 


bekämpft, welche man niemals angeführt hat, wenn er Gründe 
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widerlegen will, welche man niemals vorgebracht hat. Der Herr 
Bürgermeiſter hat eine Rede gehalten, welche gegen die definitive 
Anſtellung der Diurniſten gerichtet war, und erklärt, es ſei ja 
komiſch, dann müſste man auch die Straßenkehrer definitiv an— 
ſtellen! So hat der Herr Bürgermeiſter wörtlich geſagt. Ich con— 
ſtatiere nun, das niemand die Anſtellung der Diurniſten in dieſem 
Sinne beantragt hat, und dafs demnach niemand und auch der 
Herr Bürgermeiſter nicht berechtigt iſt, das für komiſch und heiter 
hinzuſtellen, was wir beantragt haben, wie es überhaupt höchſt 
peinlich iſt, wenn man gerade von höchſter Stelle, die man ſo 
reſpectiert, mit Ausdrücken und Argumenten regaliert wird, die 
uns geradezu peinlich betreffen müſſen. Das, was wir beantragen, 
kann unrichtig und undurchführbar ſein, ich verwahre mich aber 
dagegen, daſs dasjenige, was von einem Mitgliede des Gemeinde— 
rathes beantragt wird, von irgend jemandem oder auch vom Herrn 
Bürgermeiſter als komiſch oder heiter hingeſtellt werde. Ich ſage, 
meine Herren, wir haben nicht die definitive Anſtellung des Diurniſten 
beantragt, denn wir haben in keiner Weiſe das Recht des Stadt— 
rathes, des Magiſtrates, des Magiſtrats-Directors beeinträchtigen 
wollen, unſere Diurniſten zu entlaſſen, wenn man ſie nicht mehr 
braucht. Es iſt ein großer Unterſchied zwiſchen definitiv Ange— 
ſtellten und nicht definitiv Angeſtellten. Die definitiv Angeſtellten, 
nämlich die Beamten, können nicht entlaſſen werden, oder doch nur 
unter gewiſſen in den Diſciplinarbeſtimmungen vorgeſehenen Fällen. 
Niemand von uns hat das beantragt. Infolge deſſen iſt die Discuſſion 
durch viele Redner auf ein ganz unrichtiges Gebiet gelenkt worden. Ich 
mache weiters darauf aufmerkſam, dass die Argumente, die wir hier 
in dieſem Saale gehört haben, dass niemand verpflichtet werden kann, 
einen ſeiner Hausknechte oder Buchhalter zu penſionieren, dafs dieſer 
Geſichtspunkt nicht mehr in das Ende des 19. Jahrhunderts 
gehört. Wir wiſſen, dafs das Deutſche Reich ein Geſetz gegeben 
hat, welches die Penſionsanſprüche aller Arbeiter regelt und jeden 
Unternehmer zwingt, für die Penſion ſeines Arbeiters einzuzahlen. 
Ich bin weit entfernt, in den zum Theil vorgebrachten Argumenten 
Herzenshärte zu erblicken, aber ſoweit find wir ſocialpolitiſch, doch 
nicht mehr zurück, daſs das für das Ungeheuerlichſte angeſehen 
werden kann, dass jemand für die Penſion ſeines Arbeiters oder 
Buchhalters einzahlt. 

Das iſt ein Geſichtspunkt, der hier feſtzuhalten iſt; that— 
ſächlich übrigens conſtatiere ich, dafs ich nicht behauptet habe, kein 
Geſchäftsmann ſtellt Diurniſten für kurze Zeit an, ſondern ich habe 
nur geſagt, wenn jemand einen Angeſtellten zehn oder zwanzig 
Jahre lang benützt, ſo wird er ihn nicht als Diurniſten behandeln, 
den er Tag für Tag entlaſſen kann. Das war der Sinn meiner 
Worte, und gegen jede andere Unterſtellung muss ich mich auf 
das entſchiedenſte verwahren. Durch dieſe Feſtſtellung glaube ich 
die Discuſſion auf das Gebiet zurückgeführt zu haben, von dem 
Herr College Herrdegen und ich ausgegangen find. Sie können 
ja unſere Anträge ablehnen, aber nehmen Sie nicht an, daßs es 
unſere Abſicht war, die Diurniſten definitiv anzuſtellen. Wir wollen 
nur, dass fie ſtatt eines Taggeldes einen etwas höheren Monats— 
gehalt als bisher beziehen. 

Referent (zum Schlusswort): Ich glaube, es wird inter— 
eſſieren, wenn ich ganz kurz die Stelle aus dem Magiſtrats⸗ 
Referate vorleſe, welche die Frage berührt, um die es ſich jetzt 
handelt. 

Es heißt (liest): „Bei der Frage der Dotierung der Diurniſten 
iſt nicht ausſchließlich der Humanitätsſtandpunkt ins Auge zu 
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faſſen. Es kommen dabei verſchiedene andere, nebſt ökonom iſchen 
Rückſichten auch dienſtliche Fragen in Betracht. Für jüngere ſtreb— 
ſame Leute, die etwas gelernt haben, iſt ein Dinrniftenp often nur 
ein Proviſorium, ein Übergangsſtadium zu einer anderweitigen 
beſſeren Anſtellung (Rufe: Hört!), und es erſcheint gar nicht 
angezeigt, ſolchen Perſonen die Diurniſtenlaufbahn zu einem an— 
nehmbaren Lebensberufe zu machen. Den ſtädtiſchen Diurniſten, 
welche die Eignung für eine Kanzleibeamtenſtelle beſi gen, wird die 
Aufnahme in den Kanzleiſtatus nicht ſchwer gemacht. Bei Beſetzung 
von Kanzleipraktikantenſtellen wird auf Bewerber aus dem Stande 
der ſtädtiſchen Diurniſten immer Rückſicht genommen (Rufe: Nun 
alſo!), und es wird nöthigenfalls vom löblichen Stadtrathe auch 
die Studiennachſicht gewährt, ein Fall, der häufig vorkommt.“ 
(Rufe: Nun alſo!) 

In dem Falle alſo, daſs dieſer Antrag angenommen wird, 
wären die Diurniſten bedeutend beſſer bezahlt als die Kanzlei— 
praktikanten, welche erſt nach acht bis zehn Jahren eine Beamten— 
ſtelle erlangen, und hätten kaum mehr die Ambition, ſich überhaupt 
um Kanzleipraktikantenſtellen zu bewerben. (Sehr richtig!) Es iſt 
ja unendlich ſchwer, gegen ſolche Anträge, wie fie geſtellt wurden, 
zu polemiſieren, weil Einem Grauſamkeit und Herzloſigkeit vorge— 
worfen wird. Man mujs ſich auf den Standpunkt des praktiſchen 
Bedürfniſſes ſtellen. Wenn jemand in den Dienſt der Gemeinde 
eintritt, der nicht die vorgeſchriebenen Studien, die Qualification hat, 
ſo kann ihm, wenn er ſich ſonſt bewährt, wenn er ſich dienſteifrig zeigt, 
die Studiennachſicht gewährt werden. Der Mann tritt dann als 
Kanzleipraktikant ein und hat Auſpruch auf weitere Anſtellung. Nur 
bei denjenigen Individuen, die auch nicht durch Fleiß und guten Willen 
in der Lage ſind, die gute Qualification zu erſetzen, finden überhaupt 
die Beſtimmungen, die hier vorliegen, Anwendung. Und da mufs man 
ſagen, daßs dieſe Vorlage einen Fortſchritt, ein Wohlwollen bekundet, 
wie es die Diurniſten vor zwei Jahren nicht einmal gehofft haben. 
Ich bitte, meine Herren, nennen Sie irgend ein Inſtitut, eine Körper— 
ſchaft, ein großes Amt, eine große Bank, wo ähnliche wohlwollende 


Inſtitutionen beſtehen. Meine Herren! Ich glaube, mit einem ſo 


großen Fortſchritte ſollte man ſich vorläufig begnügen. Ich bin 
überzeugt, daſs die Zukunft weitere erhöhte Anſprüche ſtellen wird, 
aber überlaſſen Sie das der Zukunft. Für heute, glaube ich, thut 
der Gemeinderath hinreichend genug, wenn er das beſchließt. Weiter 
zu gehen, würde die ganzen Verhältniſſe aus dem Gleichgewichte 
bringen, wäre nicht zweckmäßig und würde, wie in dem Magiſtrats— 
Referate geſagt wird, höchſtens nachtheilig auf dieſe jungen Leute 
einwirken, welche heute noch in der Lage ſind, definitive Beamte 
zu werden. Auch der Herr Bürgermeiſter hat darauf hingewieſen. 


Wozu ſoll ſich ein junger Mann beſtreben, die Prüfungen zu 


machen, wenn er weiß, auch ohne Prüfungen durchzukommen? Das 
hebt nicht das geiſtige Niveau der Beamten, die bei uns eintreten, 
ſondern es verſchlechtert ſie, es bringt ſie zu einem gewiſſen Schlendrian. 
Der Betreffende weiß, ein gewiſſes Maximum oder Minimum wird 
er gewiss erreichen; er braucht ſich nicht weiter anzuſtrengen. 

Gem.-Nath Herrdegen (zur thatſächlichen Berichtigung): 
Nochmals erlaube ich mir gegenüber dem Herrn Gem.-Rath Herold 
die Bemerkung, dafs das eine Ausnahme iſt. Ich habe mir die 
Unterſchrift nur jener Herren erbeten, die ſich verpflichtet haben, 
für dieſen Antrag einzutreten. Ich Habe das Früyer ſchon erwähnt 
und ich conſtatiere es nochmals. 

Gem.-Nath Silberer (zu einer perſönlichen Bemerkung): 
Auch ich gehöre zu jenen Unglücklichen, die damals den Antrag 
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unterſchrieben haben und die heute dafür angegriffen werden, weil | 


ſie nicht durch Dick und Dünn mit dem Antragſteller gehen. Ich 
erkläre allen Collegen, daſs ich auch in der Folge bereit bin, ihnen, 
wenn ſie hier oder im benachbarten Kaffeehauſe herumlaufen 
um die vier oder fünf Unterſchriften, die ſie brauchen, um den 
Antrag in die Sitzung zu bringen, mit meiner Unterſchrift dienlich 


zu ſein, wenn der Antrag meinen Anſchauungen nicht gerade zu⸗ 


widerläuft, daſs ich aber damit immer nur bekunden will, dag 


der Antrag berathen und verhandelt werde, dafs ich aber nicht die 


Verpflichtung übernehme, auch in letzter Linie dafür einzutreten. 
Ich komme oft in den Saal hinein, nachdem ich über eine Sache 
nachzudenken wochenlang Zeit gehabt habe; bei der Debatte ergeben 
ſich aber trotzdem neue Geſichtspunkte — 138 Herren ſehen mehr 
wie einer — und ich werde von den Argumenten eines anderen 
überzeugt; dann, glaube ich, iſt es richtiger, wenn ich bei der 
Abſtimmung meine beſſere, neu gewonnene Überzeugung zum Aus— 
druck bringe. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Wir ſchreiten zur Ab: 
ſtimmung. 

Gegen Abſatz 1 iſt vom Herrn Gem.-Rath Silberer ein 
Gegen-Antrag geſtellt worden, welcher lautet (liest): 

„im erſten Jahre ihrer Verwendung ein Tag— 
geld von 1 fl. 50 kr.“ 

Ich bringe dieſen Antrag, da er die höhere Ziffer enthält, 
zuerſt zur Abſtimmung. Ich bitte jene Herren, welche demſelben 
zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. 

Die Vorſchläge ſind reiflich überlegt, ſie gehen vom Stand— 
punkte des äußerſten Wohlwollens aus, gehen Sie heute nicht 
weiter, des Guten allzuviel kann ſonſt möglicherweiſe zum Übel 
werden. | 

Gem.-Nath Frauenberger (zu einer Berichtigung): Ich 
habe nur etwas richtigzuſtellen. Herr Gem.⸗Rath Herrdegen 
hat unter anderem auch die Behauptung aufgeſtellt, dass jo viele 
Herren ſeinen Antrag unterſchrieben haben, heute aber hier dagegen 
ſprechen. Nachdem auch ich gegen ſeinen Antrag geſprochen habe, 
muss ich erklären, daſs ich feinen damals ſchriftlich eingebrachten 
Antrag nicht unterſchrieben habe. 

Gem.-Nath Herrdegen (zu einer Berichtigung): Ich erlaube 
mir zu berichtigen gegenüber den Ausführungen des Herrn Refe— 
renten, welcher beſonders das außerordentliche Wohlwollen, welches 
in ſeinen Anträgen liegt, hervorgehoben hat, dass die neu aufge— 
nommenen Diurniſten um 10 kr. mehr bekommen, dafs ſie ſodann 
nach Ablauf eines Dienſtjahres um weitere 10 kr. mehr, nach 
Ablauf des fünften Jahres gegenüber dem bisherigen Bezuge um 
5 kr. mehr, nach Vollendung des zehnten Dienſtjahres aber um 
keinen Kreuzer, keinen einzigen Kreuzer mehr, und nach Vollen— 
dung des 15. Dienſtjahres — das man bisher meines Wiſſens 
nicht geregelt — ein um 25 kr. höheres Taggeld erhalten. 

Gem.⸗Nath Herold (zu einer Berichtigung): Mein parla— 
mentariſches Gewiſſen läſst mir nicht Ruhe, etwas richtigzu— 
ſtellen. Beim Unterſchreiben eines Antrages ſtimmt man nur zu, 
dass der Antrag der geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung unter- 
zogen werde, nicht aber, dass derjenige, der einen Antrag unter— 
ſchreibt, fein Votum damit beſtimmt und ſich des Rechtes begibt, allen⸗ 
falls dagegen zu ſprechen. Das geht nicht. Dem ſonſt ſo charmanten 
Herrn Gem.⸗Rath Herrdegen gegenüber kann ich doch nicht 
zugeben, dafs durch die Unterfertigung eines Antrages bereits die Zu- 
ſtimmung zu demſelben gegeben und die Abjtimmung beeinflufst wird. 
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Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Ich bringe nun den 
Antrag des Herrn Referenten zur Abſtimmung. Jene Herren, 
welche demſelben zuſtimmen, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Gegen Punkt 2 iſt ein ſyſtematiſcher Gegen-Antrag vom Herrn 
Collegen Herrdegen eingebracht worden. Ich bin der An— 
ſchauung, daßs dieſer Antrag als ein ganzes zu behandeln und 
auch als ein ganzes zur Abſtimmung zu bringen ſei; ich halte 
es nicht für möglich, punktweiſe abzuſtimmen, weil nach meiner 
Anſicht es geradezu monſtrös wäre, wenn ein Beſchluſs zuſtande 
käme, dass ein Diurniſt z. B. nach fünf Dienſtjahren ein Taggeld 
von 1 fl. 80 kr., nach zehn Dienſtjahren einen gewiſſen Monats- 
gehalt und dann wieder ein Taggeld erhielte. Das kann der Ge— 
meinderath nicht beſchließen. Ich bringe alſo, die Zuſtimmung der 
Verſammlung vorausgeſetzt, den Antrag Herrdegen als ganzes 
zur Abſtimmung. 

Gem.-Rath Noskie (zur Abſtimmung): Ich möchte mir nur 
die Bemerkung erlauben, dass mir bekannt iſt, daſs eine Anzahl 
von Herren geneigt iſt, dafür zu ſtimmen, dass nach zehn Jahren 
ein Monatsgehalt bezahlt wird. Es müßste alſo die Abſtimmung 
nach dieſer Richtung geregelt werden. (Widerſpruch.) 

Bice-Bürgermeifter Dr. Nichter: Ich bringe zunächſt zur 
Abſtimmung, ob die Verſammlung wünſcht, dafs über den Antrag 
Herrdegen als ganzes abgeſtimmt werde. Jene Herren, welche 
dafür ſind, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Majo— 
rität. Ich bringe nun den Antrag Herrdegen zur Abſtimmung, 
welcher lautet (liest): 

„2. Bei vollkommen zufriedenſtellender Verwendung: 

a) nach Ablauf eines Jahres einen Monatsgehalt 
von 50 fl.; 

b) nach Vollendung des 5. Dienſtjahres 
Monatsgehalt von 60 fl.; 

c) nach Vollendung des 10. Dienftjahres einen 
Monatsgehalt von 70 fl.; ö 

d) nach Vollendung des 
Monatsgehalt von 75 fl.; 

e) nach Vollendung des 
Monatsgehalt von 80 fl.“ 

Ich bitte jene Herren, welche dem Gegen-Antrage Herrdegen 
zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Minorität. 
Abgelehnt. 

Ich bringe nun den Antrag des Herrn Referenten auch 
als ganzes zur Abſtimmung. 

Ich ſetze voraus, daſs die Verſammlung damit einverſtanden 
iſt, und bitte jene Herren, welche dem Antrage des Herrn Re— 
ferenten ad 2 ihre Zuſtimmung geben, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Wir müſſen die Verhandlung abbrechen; die Fortſetzung folgt 
morgen. 


Es wurde daher beſchloſſen: 
§ 1. 

Die ſtädtiſchen Diurniſten — mit Ausnahme der 
techniſchen Diurniſten, ſowie der techniſch befähigten 
Buchhaltungsdiurniſten — erhalten: 

1. Im erſten Jahre ihrer Verwendung ein Tag— 
geld von 1 fl. 30 kr; | 


einen 


15. Dienſtjahres einen 


20. Dienſtjahres einen 
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2. bei vollkommen zufriedenſtellender Verwendung 
a) nach Ablauf eines Jahres vom Tage des Dienſt— 
antrittes ein Taggeld von 1 fl. 60 kr; 
b) nach Vollendung des 5. Dienſtjahres ein Tag— 
geld von 1 fl. 80 kr.; 
c) nach Vollendung des 10. Dienſtjahres ein Tag— 
geld von 2 fl.; 
d) nach Vollendung des 15. Dienſtjahres ein Tag— 
geld von 2 fl. 25 kr. 
Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Die öffentliche Sitzung 
iſt geſchloſſen, es folgt eine vertrauliche. 
(Schluss der öffentlichen Sitzung um 7 Uhr 30 Minuten 
abends.) 


Beſchluſs- Protokoll 


der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
vom 6. December 1892. 
Vorſitz: 2. Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl. 

1. Bice-Bürgermeifter Dr. Richter referiert über die 
Weiterbewilligung der Functionsgebüren für die Mitglieder des 
Stadtrathes und beantragt, dieſe Gebüren mit je 3000 fl. jährlich, 
vom 1. Jänner 1893 an, feſtzuſetzen. 

(Der Vorſitzende conſtatiert vor der Abſtimmung, daßs ſich 
die Stadträthe an der Abſtimmung nicht betheiligen werden.) 

Der Antrag des Referenten Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter 
wird angenommen. 


Stadtrath. 
Sitzungen des Stadtrathes. 


Dienstag, den 13. December 1892. 
Mittwoch, den 14. December 1892. 
Donnerstag, den 15. December 1892. 
Freitag, den 16. December 1892. 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 29. November 1892. 


Vorſitzende: 1. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 

Boſchan, v. Neumann, 
v. Götz, Noske, 
Hackenberg, Rückauf, 
Dr. Huber, Schlechter, 
Kreindl, Schneiderhan, 
Dr. Lederer, Dr. Stenzl, 
Matthies, Vaugoin, 
Matzenauer, Dr. Vogler, 
Meißl, Wurm, 


Bürgermeiſter Dr. Prix. 
Krank: St.⸗R. Witzelsberger. 
Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Schmidbauer. 
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Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter eröffnet die Sitzung und 
macht der Verſammlung nachfolgende Mittheilungen: 

St.⸗R. Müller erſucht, ſein Ausbleiben aus der heutigen 
Sitzung, eventuell ſein verſpätetes Erſcheinen in derſelben wegen 
Theilnahme an einer Commiſſion zu entſchuldigen. 

St.⸗R. v. Gold ſchmidt erſucht, fein Ausbleiben aus der 
heutigen Sitzung zu entſchuldigen. (Dient zur Kenntnis.) 

Die Belaſtung des Reſervefondes mit 26. November 1892 ſtellt 
ſich wie folgt: | 
IL EIELHEIOND u... a ee ee ae 600.000 fl. — kr. 
Effective Belaſtung. . . . 479.262 fl. 73 ½ kr. 

Belaſtung durch in Ausſicht 
ſtehende, bereits genehmigte, 
jedoch noch nicht effectuierte 
Auslagen. . . 383.204 fl. 74 kr. 


880.467 fl. 47½ kr. 
280.46 7 fl. 47½ kr. 


zuſammen. 


daher um. 
und nach Hinzurechnung der für unvorhergeſehene 
Auslagen bei den Bezirken I bis XIX à 500 fl. 


zu Feſerpieten den 9.500 fl. — kr. 
eigentlich uuu E:: 289.967 fl. 47½ kr. 
überſchritten. 


Außerdem ſtehen für Rechnung des Nefervefonds Anträge im 
Geſammtbetrage von 94.382 fl. 53 ½ kr. in Vormerkung, bezüglich 
deren die Genehmigung noch ausſteht. (Dient zur Kenntnis.) 

Das Executiv-Comité des Vereines zur Errichtung eines öffent— 
lichen Parkes auf der Türkenſchanze übermittelt dem Stadtrathe den 
Dank der General-Verſammlung des Vereines für die Förderung der 
käuflichen Übernahme dieſes Parkes ſeitens der Gemeinde Wien. 

(Dient zur Kenntnis.) 

(7297.) St.-R. Dr. Vogler referiert über die Note des 
Wiener Bezirksſchulrathes vom 18. November 1892, Z. 7705, 
betreffend die Flüſſigmachung der II. Quinquennalzulage für den 
Fachlehrer C. Müller und beantragt, gegen dieſe Verfügung (wie 
in analogen Fällen) den Recurs an den k. k. n.-ö. Landesſchulrath 
zu ergreifen. Angenommen.) 

(7202.) Derſelbe referiert über die Note des Wiener Bezirks- 
ſchulrathes vom 7. Juli 1892, Z. 1653, womit das Sammelwerk 
„Unſer altes Wien“ von dem akademiſchen Maler Konrad Grefe 
zur Anſchaffung für Bürgerſchulen empfohlen wird, und beantragt, 
diefe Anſchaffung zu genehmigen, den zur Beiſtellung dieſes Werkes 
für die 71 ſtädtiſchen Bürgerſchulen erforderlichen Betrag von 568 fl. 
zu bewilligen und dieſen Betrag zur Bedeckung auf das Budget pro 
1893 zu verweiſen. 

St.⸗R. Vaugoin beantragt die Gewährung eines Zuſchuſs— 
credites zur Ausgabs-Rubrik XLIII 38, „Anſchaffung von Lehrmitteln“, 
in der genannten Höhe und die Verweiſung auf den Reſervefond 
pro 1892. 

Mit dieſer Modification wird der Referenten-Antrag an ge— 
| (An den Gemeinderath.) 

7269.) St.-R. Dr. Hackenberg referiert über das Anſuchen 
des Civil⸗Ingenieurs Joſef Müller noe. Martin Jäger um Par⸗ 
cellierung der Realität Einl.-3. 711 im IX. Bezirk, Porzellangaſſe 
und ſtellt folgenden Antrag: 

Die projectierte Abtheilung der Realität Einl.⸗Z. 711 des 
IX. Bezirkes auf eine Bauſtelle A, gebildet durch die Figur pq k a p 
im Ausmaße von 49°99 m? und die Figur a benden o q k a im 


vum A -W. 


Ausmaße von 253864 m?, dann einen Bauſtellenreſt, beſtehend aus 
Figur Ip q i ! im Ausmaße von 7979 m, ferner aus Figur m o 
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d ih em im Ausmaße von 353˙29 m? und dem zur Verbreiterung 


der Porzellangaſſe abzutretenden Grunde 8, beſtehend aus der Figur 
mu fg m im Ausmaße von 34269 m?, wird nach den vorgelegten 
Plänen unter der Bedingung genehmigt, daſs 

1. der zur Verbreiterung der Porzellangaſſe entfallende Grund 
gleichzeitig mit der grundbücherlichen Durchführung der Abtheilung als 
Straßengrund laſten- und gebürenfrei abgeſchrieben und in das Ver— 
zeichnis für das öffentliche Gut übertragen werde; 

2. das Bauſtellenfragment B wegen des mangelhaften Zuganges 
von der Straße ſolange mit dem Bauverbote belegt werde, bis durch 
eine entſprechende Arrondierung ein zur Benützung dieſes Grundes 
günſtigerer Zugang von der Straße geſchaffen wird, welches Bauverbot 


gleichzeitig mit der grundbücherlichen Durchführung der Abtheilung als 


Reallaſt zu Gunſten der Gemeinde Wien grundbücherlich einzuver⸗ 
leiben iſt. 

Die vorläufig mitgetheilte Abſicht, bei der Bauſtelle A einen 
12 m breiten Straßenhof anzulegen, wird mit dem Bemerken zur 
Kenntnis genommen, dafs im Falle der thatſächlichen Realiſierung 
dieſer Abſicht bei Vorlage des Bauprojectes die entſprechenden Bedin⸗ 
gungen zu ſtellen ſich vorbehalten wird. (Angenommen.) 

(7286.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Wiener Bau— 
geſellſchaft um Einwilligung zur Löſchung der auf den Realitäten 
Einl.⸗Z. 2528 — 29, 2628—30, 2641—42, 2657-59, 2661— 76 
—80—81—84—86, 2694 — 2698, 2700 — 2703 und 2722 — 2727 
im III. Bezirk (Gürtelſtraße, Hohlweg⸗, Kölbl- und Kleiſtgaſſe ꝛc.) 
haftenden Reallaſt puncto Straßengrundübergabe und Niveauherſtellung 
und beantragt, dieſe Löſchungserklärung nach dem vorgelegten Entwurfe 
gegen Einhebung der entfallenden Stempel- und Legaliſierungsgebüren 
auszuſtelle n. (Angenommen.) 

(7253.) St.-R. Ritt. v. Neumann referiert über das Er⸗ 
gebnis der Offertverhandlung puncto Reconſtruction der Sohle des 
Favoritener Sammelcanales, X., Simmeringerſtraße und beantragt, 
die diesfälligen Erd⸗ und Sbm e veranſchlagt mit 1824 fl. 
und 100 fl. Pauſchale, ſowie die Lieferung des erforderlichen Portland- 
Cementes im Koſtenbetrage von 500 fl. 50 kr. der Firma N. Rella 
und Neffe gegen den angebotenen 20percentigen Nachlass, und die 
Lieferung der erforderlichen Klinkerziegeln im Koſtenbetrage von 2565 fl. 
der Firma C. Schlimp zum offerierten Preiſe von 96 fl. per 
1000 Stück zu übertragen. (Angenommen.) 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl übernimmt den 
Vorſitz.) 

(7430.) Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter referiert über das 
Anſuchen der Productiv-Genoſſenſchaft der Wiener Fleiſchſelcher um 
käufliche Überlaſſung eines Theiles der Parcelle 2664 im Erdberger⸗ 
mais, III. Bezirk und beantragt, die käufliche Überlaſſung des im 
vorgelegten Plane mit den Buchſtaben à b c a umſchriebenen Theiles 
der ſtädtiſchen Parcelle 2664 im Erdbergermais, III. Bezirk, im 

Ausmaße von circa 117m? um den Einheitspreis von 6 fl. 95 kr. 
per Quadratmeter an die Productiv-Genoſſen ſchaft der Wiener Fleiſch⸗ 
ſelcher gegen dem zu genehmigen, daſs die Käuferin die Vertragskoſten 
und die Vermögens— Übertragungsgebüren trägt und einwilligt, dass 
die dauernde Widmung dieſes Grundes lediglich für Schlachthauszwecke 
durch Einverleibung einer Reallaſt grundbücherlich ſichergeſtellt werde. 

Angenommen.) 

(7365.) St.-N. Dr. Stenzl referiert über das Anſuchen des 

Kaiſer Franz Joſef⸗Kindergartens im IX. Bezirke um eine Subvention 
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zu den Koſten der Chriſtbaumbeſcherung und beantragt die Bewilligung 
einer ſolchen pro 1892 im Betrage von 50 fl. | 
(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
(6951.) St.-R. Wurm referiert über die Baulinienbeſtimmung 
für die ärariſchen Gründe am Rennweg und der Landſtraße Haupt— 
ſtraße, III. Bezirk und beantragt: 
1. Es werden als Baulinien beſtimmt: 
a) Für den Rennweg die Linien g f und e d; 
b) für die Schimmelgaſſe die Linien C D und E F bei einer 
Straßenbreite von 13˙27 m; 
c) für die Gaſſen um die Kirche Maria Geburt die Linien ABC 
und F G H bei einer Straßenbreite von 16 m; 
d) für die Zwingergaſſe die Linien fh und e a“ bei einer Straßen⸗ 
breite von 16 m; 
e) für die Landſtraße Hauptſtraße die Linien a“ b D und Ee 
einerſeits und w w‘, v“ v, z“ VIII und I IX andererſeits bei 
einer Straßenbreite von 2845 m; 
f) für die Rüdengaſſe die Linien I II, III IV einerſeits und 
V VI, VII VIII andererſeits bei einer Straßenbreite 
von 1517 m; 
g) für die Baumgaſſe die Linien II P und III Q bei einer 
Straßenbreite von 1517 m; 
h) für die Baum⸗ und Petrusgaſſe die Ergänzungslinien ! m, 
n o und pa. 
2. Sämmtliche im Punkte 1 angeführten Baulinien ſind dem 
k. u. k. Kriegsminiſterium und die Linie haf für die Zwingergaſſe 
wie die bereits im Jahre 1873 beſtimmte Linie h X für die Land⸗ 
ſtraße Hauptſtraße der um Baulinienbeſtimmung anſuchenden Eigen⸗ 
thümerin der Realität Landſtraße Hauptſtraße Or.-Nr. 144 (Einlage 
zahl 973) ſofort bekanntzugeben. | 
3. Im Sinne der Protokolle vom 19. und 23. Februar 1892 
und der Zuſchrift der k. u. k. Transactionsabtheilung vom 6. Sep- 
tember 1892 ſind alle bei Durchführung der Parcellierung vom 
ärariſchen Grunde abzutrennenden Straßen und Straßentheile im 
richtigen Niveau koſten⸗ und gebürenfrei der Commune zu übergeben; 
nur bezüglich der Übergabe des jenſeits der halben Breite gelegenen 
Theiles der Zwingergaſſe ſind noch weitere Verhandlungen zwiſchen 
dem Arar und der Gemeinde zu führen, wobei auf die im Procefs- 
wege anhängige Streitfrage hinſichtlich des Zwingers und des Durch— 
ganges durch die Artilleriekaſerne, beziehungsweiſe auf die diesbezüglich 
behaupteten Rechte der Commune Rückſicht zu nehmen, und auch eine Ver⸗ 
einbarung bezüglich des dem Arar zu überlaſſenden Grundes zu treffen iſt. 
St.⸗R. Ritt. v. Neumann beantragt, es ſei die Zwingergaſſe 
auf 20 m zu verbreitern. | 
Diefer Antrag wird abgelehnt, der Referenten-Antrag an- 
genommen. (An den Gemeinderath.) 
(4856.) Derſelbe referiert über den Statthalterei-Erlaſs vom 
30. März 1892, Z. 20269, betreffend die Gewährung einer 18jährigen 
Steuerfreiheit für Umbauten. | 
Die Berathung über dieſen Gegenſtand wird fortgeſetzt. 
Referent legt das mit Rückſicht auf die eingelangten Gut⸗ 
achten der Bezirksausſchüſſe zuſammengeſtellte Verzeichnis jener Häuſer 
vor, deren Umbau durch die Intereſſen des öffentlichen Verkehres 
geboten erſcheint, und beantragt, als ſolche Häuſer zu bezeichnen: 
Im J. Bezirke (Innere Stadt): 
Kärnthnerſtraße Nr. 3, 11, 20, 22, 24, 26, 28, 30, 32. 
Rothenthurmſtraße Nr. 5, 7, 9, 15, 17, 19, 21, 23, 25, 29, 31, 
33, 35, 2, 4, 6. 
3* 
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Seilergaſſe Nr. 7, 9, 11, 13, 17, 19, 21. 

Schottengaſſe Nr. 2, 3. 

Bognergaſſe Nr. 1, 3, 5, 7, 9, 11, 13, 15. 
Tuchlauben Nr. 1, 5, 17, 4, 6, 8, 12, 18, 22, 24, 26. 


Wipplingerſtraße Nr. 11, 23, 27, 29, 2, 12, 14, 16, 20, 22, 26. 


Salzgries Nr. 11, 13, 15, 17, 19, 21, 23, 25, 27. 
Tiefer Graben Nr. 23, 25, 27, 29, 31, 37, 36. 
Schulerſtraße Nr. 5, 7, 10, 12, 14, 16, 18, 20. 
Univerſitätsplatz Nr. 1. 

Bäckerſtraße Nr. 1, 13, 30. 

Schönlaterngaſſe Nr. 10, 11, 15. 

Poſtgaſſe Nr. 5, 7, 11. 

Wollzeile Nr. 25, 27, 29, 31, 33, 35, 37, 30, 32. 
Riemergaſſe Nr. 1, 3, 5, 6, 8, 10, 12, 14, 16. 
Stock⸗im⸗Eiſenplatz Nr. 1. 

Neuer Markt Nr. 9, 10, 11, 12, 18, 19. 
Spiegelgaſſe Nr. 2, 4, 6, 8, 10, 11, 13, 15, 19, 21, 23, 25. 

St.⸗R. Matzenauer beantragt, das Haus Seilergaſſe Nr. 15 
in das Verzeichnis aufzunehmen, dagegen die Häuſer Wipplingerſtraße 
Nr. 11 und Spiegelgaſſe Nr. 11 zu ſtreichen. | 

Mit diefen Zuſatz⸗Anträgen wird der Referenten-Antrag an ge— 
nommen und ſohin die Berathung dieſes Gegenſtandes unterbrochen. 

(Während derſelben hat Vice-Bürgermeiſter Dr. 
Richter den Vorſitz übernommen.) 

(5138.) St.-N. Dr. Vogler referiert über den Statthalterei— 
Erlaſs vom 27. November 1892, Z. 77132, betreffend die Geſtattung 
der Vornahme von Planierungsarbeiten an Theilen des Linienwalles 
(zwifchen Lerchenfelderſtraße und Breitenfeldergaſſe und von der Landes— 
Irrenanſtalt bis zur Währingerſtraße) durch die Gemeinde Wien, 
reſpective die Erklärung der Staatsverwaltung, daſs der Gemeinde 
Wien, ſofern ihr für den Fall des Nichtüberganges der Linienwall— 
gründe in das Gemeinde-Eigenthum durch die Ausführung der bezeich— 
neten Arbeiten nach den beſtehenden Geſetzen Erſatzanſprüche erwachſen, 
dieſe Anſprüche vorbehalten bleiben, und dafs ſich die Regierung bei 
einer Auseinanderſetzung hierüber von Erwägungen der Billigkeit leiten 
laſſen wird. 

Referent beantragt: 

Der vorbezeichnete Erlaſs wird zur Kenntnis genommen und 
hätte infolge deſſen und mit Rückſicht darauf, dafs die Planierungs— 
arbeiten in der Strecke zwiſchen der Landes-Irrenanſtalt und der 
Währingerlinie von der Commiſſion für die Verkehrsanlagen in Wien 
ausgeführt werden, der Gemeinderaths-Beſchluſs vom 11. März 1892, 
Z. 1201, folgende Faſſung zu erhalten: 

1. Die Gemeinde Wien übernimmt die Planierungsarbeiten an 
den Linienwallſtrecken zwiſchen der Lerchenfelder- und Breitenfelderſtraße 
gegen dem, daſs ihr die Auslagen für jene Arbeiten, welche unmittelbar 
dem Baue der künftigen Stadtbahn dienlich ſind, aus dem Anlage⸗ 
capitale dieſer Bahn erſetzt werden, wobei es ſelbſtverſtändlich iſt, dass, 
ſoweit die Stadtbahn im Spiegel der Gürtelſtraße läuft, nur jene 
Aufwendungen zu erſetzen kämen, welche nicht ohnehin für die Gürtel— 
ſtraße auch dann gemacht werden müſsten, wenn die Stadtbahn nicht 
im Zuge derſelben erbaut werden würde. | 

2. Wenn die bei dem hohen k. k. Finanzminiſterium in Ver— 
handlung ſtehende Bitte der Gemeinde Wien wegen Überlaffung der 
Linienwälle zu einer Vereinbarung mit der Gemeinde Wien führen 
ſollte, kraft deren die derzeit im bücherlichen Eigenthume des Staates 
befindlichen Linienwallgründe in das Eigenthum der Gemeinde Wien 
übergehen, ſo ſoll die Gemeinde Wien keinerlei Anſpruch an den Staat 


auf den Erſatz für die Planierungsarbeiten zu ſtellen haben, welche fie 
an jenen Gründen des Linienwalles in der obigen Strecke vornimmt, 
welche entweder in die künftige Straße fallen oder Baugründe ſind. 

3. Wenn aber die bei dem hohen k. k. Finanzminiſterium 
ſchwebenden Verhandlungen zu der im Punkte 2 erwähnten Verein- 
barung nicht führen ſollten, fo ſollen der Gemeinde Wien jene Erſatz— 
anſprüche, welche ihr durch die Ausführung der Planierungsarbeiten 
erwachſen, vorbehalten bleiben, wobei zur Kenntnis genommen wird, 
dafs die hohe Regierung ſich bei einer Auseinanderſetzung hierüber 
von Erwägungen der Billigkeit leiten laſſen werde. 

4. Die Gemeinde Wien nimmt auch bezüglich der in Rede 
ſtehenden Linienwallſtrecken diejenigen Cautelen an, welche von Seite 
des hohen k. k. Finanzminiſteriums bei Bewilligung der neuen Durch— 
brüche des Linienwalles gefordert wurden. 

Bürgermeiſter Dr. Prix beantragt: 

1. Es ſei der vorliegende Statthalterei-Erlaſs zur Kenntnis zu 
nehmen und haben infolge deſſen die Punkte 2 und 3 des Gemeinde— 
raths-Beſchluſſes vom 11. März 1892 zu entfallen. | 

2. Es fer der Magiſtrat zu beauftragen, nunmehr die Vorarbeiten 
wegen Durchführung der Planierung der genannten Linienwallſtrecke 
ſofort einzuleiten. 

Dieſer letztere Antrag wird angenommen. 

(An den Gemeinderath.) 

Die Sitzung wird geſchloſſen. 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 30. November 1892. 
Vorſitzender: Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Meißl, 
Boſchan, Müller, 
v. Götz, v. Neumann, 
v. Goldſchmidt, Noske, 
Dr. Hackenberg, Rückauf, 
Dr. Huber, Schlechter, 
Kreindl, Schneiderhan, 
Dr. Lederer, Dr. Stenzl, 
Matthies, Vaugoin, 


Matzenauer, Dr. Vogler, 
Bürgermeiſter Dr. Prix. 


Entſchuldigt: Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter und St-R. 
Wurm. 

Beurlaubt: St.⸗R. Witzelsberger. 

Experte: Baudirector Berger, Magiſtratsrath Kraus. 

Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Appel. 


Vice-Mürgermeiſter Dr. Grübl eröffnet die Sitzung. 

Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter entſchuldigt ſein Ausbleiben 
wegen Unwohlſeins. 

SR. Wurm entſchuldigt fein Ausbleiben wegen Theilnahme 
an der Commiſſion für die Anlage der Station „Michelbeuern“ der 
Gürtelbahn. 

(7377.) St.-R. Weißt referiert über die Herſtellung emer 
Manipulationshütte für die Markteommiſſäre auf dem neuen Markt⸗ 
platze im II. Bezirke und beautragt, die Herſtellung einer Amtshütte 
aus gemauerten Niegelwänden für die Marktcommiſſäre mit dem Koſten— 
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betrage von 600 fl. zu genehmigen, den Bauconſens für dieſes nen- 
herzuſtellende Object zu ertheilen und zur Ausgabs-Rubrik XXVIII 6 a 
einen Zuſchuſscredit von 600 fl. zu bewilligen. ( Angenommen.) 

(6943.) St.-. Müller referiert über das Schreiben der 
Südbahn-Geſellſchaft vom 22. Juni 1892, Z. 4130, betreffend die 
Inanſpruchnahme eines Südbahngrundes zum Zwecke der Herſtellung 
eines Fußweges in der Verlängerung der Hungelbrunngaſſe und be— 
antragt, den Bericht des Magiſtrates, wonach infolge deſſen die mit 
dem Beſchluſſe vom 22. März 1892, Z. 1258, angeſtrebte Durch⸗ 


führung der Hungelbrunngaſſe bis zur Marx-Meidlingerſtraße derzeit 
Angenommen.) | 


nicht möglich iſt, zur Kenntnis zu nehmen. 

7289.) Derſelbe referiert über den Recurs des Jakob Wein— 
berger, I., Weihburggaſſe 5, gegen die vom magiſtratiſchen Bezirks- 
amte erfolgte Abweiſung ſeines Anſuchens um Bewilligung zur Her— 
ſtellung eines Klinkertrottoirs aus Deſſinplatten und Wa dem 
Recurſe Folge zu geben. 


St.⸗R. Dr. Hackenberg beantragt in überrinſtimmung mit 


dem Antrage des magiſtratiſchen Bezirksamtes, den Recurs abzuweiſen. 

Der Referenten-Antrag wird abgelehnt. 

(7480.) Derſelbe referiert über die Demolierung des zweiten 
Reſervoirs der Kaiſer Ferdinands-Waſſerleitung bei der Lerchenfelder— 
linie und beantragt: 

a) die ſofortige Demolierung desſelben zu genehmigen; 

b) die Arbeiten an den Mindeſtfordernden, Fuhrwerksbeſitzer 
Gerhard Kremſer gegen Überlaffung der Altmaterialien mit Aus— 


nahme der im Eigenthum der Gemeinde verbleibenden Rohr- und 
Maſchinenbeſtandtheile und gegen Aufzahlung eines Betrages von 


4113 fl. unter den in der Arbeitsvorſchrift normierten Bedingungen 
und unter der weiteren Bedingung der Aufſtellung eines Wächters, 
welcher unter Verantwortung des Unternehmers für die Hintanhaltung 
jeder Störung des Tramwaybetriebes durch die Materialfuhren und 
für die Reinhaltung der Tramwaygeleiſe vom Abbruchmateriale zu 
ſorgen hat, zu übertragen; 

c) die durch dieſe Caſſierung bedingte Herſtellung der Waſſer⸗ 
leitungsrohr-Verbindungen im Koſtenbetrage von 500 fl. im currenten 
Wege, und 

d) die Weiterführung des auf dem zum Reſervoir gehörigen, an 
die F. Dworaczek'ſchen Erben verpachteten Grunde durch deren 
Subpächterin Maria Weſſely errichteten Eislaufplatzes unter den mit 


den Gemeinderaths-Beſchlüſſen vom 29. November 1887, Z. 7683, 


und 4. December 1888, Z. 7385, feſtgeſetzten und den im Augen— 
ſcheinsprotokolle vom 16. November 1892 neu aufgeſtellten Bedin⸗ 
gungen zu bewilligen. (Angenommen.) 

(7418.) Derſelbe referiert über die Sicherſtellung der Lieferung 
von Röhren und Maſchinenbeſtandtheilen für die Herſtellung von 
Rohrſträngen in den neuen Bezirken (II. Serie) und beantragt, die 
Lieferung der im Koſtenanſchlage A ausgeſchriebenen guſseiſernen Röhren 
II. Serie für das in den neuen Bezirken herzuſtellende Rohrnetz in 
folgender Weiſe zu übertragen: 

1. dem erzherzoglichen Productenverſchleiß, III., Neulinggaſſe 12 
die Lieferung der ſämmtlichen 210 mm, 235 mm und 265 mm A-Röhren 
ſammt den dazu gehörigen Fagonröhren und weiters noch 3000 Stück 
80 mm A-Nöhren, jedoch ohne ein Theilquantum von den dazu ge— 
hörigen Fagonröhren unter Zugrundelegung der Offertpreiſe im buch- 
halteriſch berechneten Geſammtbetrage von 40.031 fl. 43 kr.; 

2. der Witkowitzer Bergwerks- und Eiſenhütten-Gewerkſchaft die 
Lieferung der ſämmtlichen 395 mm, 420 mm, 475 mm, 525 mm, 
630 mm und 950 mm Muffen und Fagonröhren und außerdem noch 
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die Lieferung von 7000 Stück 80 mm A-Röhren nebſt dem Geſammt— 
Quantum der zu dieſer Gattung gehörigen Façonröhren unter Zu— 
grundelegung der Offertpreiſe im buchhalteriſch berechneten Geſammt⸗ 
betrage von 107.545 fl. 7 kr.; 

3. der Firma R. Ph. ee die Lieferung der 55 mm, 
130 mm, 160 mm, 185 mm, 315 mm und 370 mm A- 
Röhren mit den dazu gehörigen Fagonröhren und außerdem noch den 


Reſt der 80 um A-Röhren per 2000 Stück (ohne die dazu gehörigen 
Facgonröhren) unter Zugrundelegung der Offertpreiſe im buchhalteriſch 


berechneten Geſammtbetrage von 79.035 fl. 55 kr.; weiters 
4. die Lieferung der im Koſtenanſchlage B gere Ab⸗ 


ſperrſchieber und Maſchinenbeſtandtheile an die beſtbietenden General: 


| 


Offerenten C. Teudloff und Th. Dittrich mit dem Nachlaffe 
von 32°7 Percent von der Koſtenſumme per 107.500 fl., ſohin um 
die buchhalteriſch berechnete Erſtehungsſumme von 72.347 fl. 50 kr. 
Der bei der Rohrlieferung von der Koſtenanſchlagsſumme per 
258.165 fl. 88 kr. ſich ergebende Nachlass beträgt 31.553 fl. 83 kr. 
Angenommen.) 

(6880.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Anton und 


der Anna Kirlinger um Baubewilligung, Heiligenſtadt, Einl. 


Z. 572, Ackerparcelle 710/2 und beantragt, den Antrag des magi— 
ſtratiſchen Bezirksamtes für den XIX. Bezirk auf Ertheilung des Bau- 


conſenſes unter den Bedingungen zu beſtätigen, dass 


a) für die Verpflichtung zur ſeinerzeitigen Grundeinlöſung des 
Theiles des Beethovenweges, welcher in den Vorgarten fällt, bei 
Eröffnung der Straße und auf Verlangen der Gemeinde, 

b) für die feinerzeitige Grunderwerbung bis zur halben Straßen- 


breite vor dieſer Realität, reſpective bis 23 m bei Eöffnung der Straße 


und auf Verlangen der Gemeinde, 

c) für die Herſtellung des vorſchriftsmäßigen Trottoirs auf Ver— 
langen der Gemeinde eine Caution im Betrage von 1500 fl. beſtellt 
und zur Sicherſtellung dieſer Caution das Pfandrecht für den Betrag 
von 1500 fl. zu Gunſten der Gemeinde Wien auf der Realität ein— 
verleibt werde unter der Vorausſetzung, dass die Einverleibung in 
einer ſolchen Rangordnung bewerkſtelligt werde, dafs eine hinreichende 
Deckung für die Caution vorhanden iſt. 

St.⸗R. Dr. Hackenberg beantragt, vor Beſtimmung der 
Straßenbreite, eventuell Anderung der Baulinie, dann vor Herſtellung 
der halben Straßenbreite und Verbindung der Straßenſtrecke mit einer 
fahrbaren Straße, endlich vor Beſtimmung und Ergänzung der Acker— 
parcelle zu einer Bauſtelle mit einer Zufahrtsſtraße überhaupt im 
Sinne der §§ 3 bis 5 Bauordnung eine Baubewilligung nicht zu 
ertheilen. 


St.⸗R. Ritt. v. Neumann ſtellt zu letzterem Antrage den 
Zuſatz⸗Antrag, es ſei vom Magiſtrate wegen Baulinienbeſtimmung zu 
berichten und Anträge zu ſtellen. 

St.⸗R. Dr. Vogler beantragt, den Bürgermeiſter zu erſuchen, 
die Frage in Erwägung zu ziehen, ob nicht die Hinausgabe der nicht 
vom Gemeinderathe definitiv beſtimmten Baulinien als ſolcher Gegen— 


ſtand zu erklären wäre, welcher in der Geſchäftseintheilung den magi⸗ 


ſtratiſchen Bezirksämtern abzunehmen und dem Magiſtrate zuzutheilen wäre. 
St.⸗R. Matzenauer beantragt, bis dahin alle nicht vom 
Gemeinderathe definitiv genehmigten Baulinienbeſtimmungen zur Reviſion 
dem Stadtrathe vorzulegen. 
Die Anträge des StR. Dr. Hackenberg, Ritt. v. Neu— 
mann, Dr. Vogler und Matzen auer werden angenommen. 


ı (Der Antrag des St.-R. Dr. Vogler mit 12 gegen 8 Stimmen.) 
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7428.) St.-. Schneiderhan referiert über die Sicherſtellung 
des Gemeindefuhrwerkes für den XIV. und XV. Bezirk und beantragt, 
wegen Vergebung der Beſorgung der zum Zwecke der Reinigung und 
Inſtandhaltung der Straßen, Gaſſen und Plätze im XIV. und 
XV. Gemeindebezirke erforderlichen Fuhrwerksleiſtungen für die Zeit 
vom 1. Jänner 1893 (beziehungsweiſe für das Gebiet der beſtandenen 
Gemeinde Sechshaus erſt vom 1. Juli 1893) bis einſchließlich 
30. Juni 1894 auf Grundlage der vorgelegten Vorſchrift eine 
öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung auszuſchreiben. 

Angenommen.) 

(7429.) Derſelbe referiert über die Sicherſtellung der Kehricht— 
abfuhr in den neuen Bezirken und beantragt, die Beſorgung der Ein— 
ſammlung und Abfuhr des Haus- und Markkkehrichtes, dann der 
häuslichen und gewerblichen Abfälle im Bezirkstheile Inzersdorf des 
X. Bezirkes, ferner im XI. und XIII. Bezirke, in den Bezirkstheilen 
Dornbach und Neuwaldegg des XVII. Bezirkes und im XVIII. und 
XIX. Bezirke für die Zeit vom 1. Jänner 1893 bis einſchließlich 
30. Juni 1895 (beziehungsweiſe für Dornbach und Neuwaldegg bis 
einſchließlich 31. October 1893), auf Grund der vorgelegten Vorſchrift 
im Wege einer öffentlichen ſchriftlichen Offertverhandlung zu vergeben 
und die Beſorgung der Einſammlung und Abfuhr des Haus- und 
Marktkehrichtes, dann der häuslichen und gewerblichen Abfälle, und 
zwar des Hauskehrichtes und der gewerblichen Abfälle mit Verwendung 
des von der allgemeinen öſterreichiſchen Transport⸗Geſellſchaft oder des 
von der Firma Ohler & Noſſian neuconſtruierten patentierten 
Kehrichtfammelwagens im XIV. und XV. Bezirke für die Zeit vom 
1. Jänner 1893 bis 30. Juni 1895 auf Grund der vorgelegten 
Vorſchrift im Wege einer öffentlichen ſchriftlichen Offertverhandlung 
zu vergeben. (Angenommen.) 


(7011.) Bürgermeiſter Dr. Prin referiert bezüglich der Be⸗ 
ſtimmungen über die Aufnahme und die Bezüge der ſtädtiſchen 
Diurniſten mit Ausnahme der techniſchen Diurniſten, dann der techniſch 
befähigten Buchhaltungs⸗Diurniſten und beantragt: 

| 81. 

Die ſtädtiſchen Diurniſten — mit Ausnahme der techniſchen, dann 
der techniſch befähigten Buchhaltungs-Diurniſten — erhalten: 

1. Im erſten Jahre ihrer Verwendung ein Taggeld von 
1 fl. 30 kr.; 

2. bei vollkommen zufriedenſtellender Verwendung 

a) nach Ablauf eines Jahres vom Tage des Dienſtantrittes ein Tag⸗ 
geld von 1 fl. 60 kr., 
b) nach Vollendung des fünften Dienſtjahres ein Taggeld von 1 fl. 

80 kr., 

c) nach Vollendung des zehnten Dienſtjahres ein Taggeld von 2 fl., 
d) nach Vollendung des fünfzehnten Dienſtjahres ein Taggeld von 

2 fl. 25 kr. 

St.⸗R. v. Neumann beantragt ad b, e und d ein Taggeld von 
1 fl. 85 kr., 2 fl. 10 kr. und 2 fl. 35 kr. 

St.⸗R. Rückauf beantragt ſtatt 1 fl. 30 kr. ein Taggeld von 
1 fl. 40 kr. und ſtatt 2 fl. 25 kr., 2 fl. 40 kr. 

Die Anträge der St.-R. v. Neumann und Rückauf werden 
abgelehnt und die Referenten⸗Anträge angenommen. 

Referent ſetzt fort: 

8 2. 

Bei der Bemeſſung des höheren Diurnums wird nur die Zeit 
der ununterbrochenen Verwendung als ſtädtiſcher Diurniſt in Anrechnung 
geb racht. Angenommen.) 
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Referent ſetzt fort: 
83. 

Die Anweiſung der höheren Diurnen erfolgt über ſchriftliches 
Anſuchen des betreffenden Diurniſten durch die Magiſtratsdirection. 

St.⸗R. Ritt. v. Goldſchmidt beantragt, auszuſprechen, daſs 
die Anſtellung der Diurniſten durch den Bürgermeiſter erfolgt und 
die Anweiſung des höheren Diurnums durch die Magiſtratsdirection 
bei vollkommen zufriedenſtellender Verwendung des Diurniſten. 

Der Antrag des St.⸗R. Ritt. v. Goldſchmidt wird abge 


lehnt und der Referenten-Antrag angenommen. 


Referent ſetzt fort: 
§ 4. 
Als Diurniſten dürfen nur ſolche Perſonen aufgenommen werden, 
welche 
a) die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft beſitzen, 
b) das 18. Lebensjahr zurückgelegt und das 50. Lebensjahr nicht 
überſchritten haben, 
c) moraliſch unbeſcholten, 
d) geiſtig und körperlich geſund ſind und 
e) die abzulegende Prüfung mit gutem Erfolge beſtanden haben. 
Dieſe Prüfung hat ſich auf Schön- und Schnellſchreiben, Ortho- 
graphie und ſchriftlichen Gedankenausdruck zu beſchränken. 
St.⸗R. Boſchan beantragt, ſtatt des 50. Lebensjahres das 


55. Lebensjahr zu beſtimmen. 


StR. Rückauf beantragt, ftatt des 18. Lebensjahres das 
20. Lebensjahr zu beſtimmen. 

St.⸗R. Ritt. v. Goldſchmidt beantragt, die Worte „und das 
50. Lebensjahr nicht überſchritten haben“ wegzulaſſen. 

Der Antrag des St.⸗R. Ritt. v. Goldſchmidt wird mit 10. 
gegen 7 Stimmen angenommen; im übrigen der Referenten- 
Antrag angenommen. Die Berathung wird abgebrochen. 


Schluſs der Sitzung. 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 1. December 1892. 


Vorſitzende: 1. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter, 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 
Boſchan, v. Neumann, 
v. Götz, Noske, 

v. Goldſchmidt, Rückauf, 

Dr. Hackenberg, Schlechter, 
Dr. Huber, Schneiderhan, 
Kreindl, Dr. Stenzl, 
Dr. Lederer, Vaugoin, 
Matthies, Dr. Vogler, 
Matzenauer, Wurm, 

Meißl, 


Bürgermeiſter Dr. Prix. 


Beurlaubt: St.⸗R. Witzelsberger. 
Schriftführer: Concepts-Adjunet Pfeiffer. 
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Dice-Bürgermeifter Dr. Richter eröffnet die Sitzung und 
gibt den Geſchäftsausweis des Wiener Stadtrathes pro November 1892 
bekannt, wonach 


der Einlauf im Novembeer euer 660 Acten 
die Zahl der Erledigungeddndddddd 442 „ 
betrugen, 
dem Magiſtrate zur Vorberathung, beziehungsweiſe Erle- 
digung würden 3 78 5„ 
zugemittelt, 
demnach find erledigů ee. 520 „ 
und ſtehen in Berathungggzaass 140 „ 
der Einlauf vom 1. Jänner 1892 bis 30. November 1892 

betrun gg e e ee e e 7480 „ 


(Zur Kenntnis.) 

7438.) Sf.-R. Matzenauer referiert über die Enthebung des 
Hausbeſorgers Joſef Marſchalek von der Reinigung und Beheizung 
der Localitäten des magiſtratiſchen Bezirksamtes für den XIV. und 


XV. Bezirk und beantragt, das Dienſtverhältnis mit dem Hausbeſorger 


Joſef Marſchalek iſt bezüglich der demſelben übertragenen Reinigung 
und Beheizung der Bezirksamtslocalitäten im Amtshanſe XV., Gas⸗ 
gaſſe Nr. 8 und 10 aufzulöſen, und ſind dieſe Dienſtleiſtungen, für 
welche gleichzeitig der Betrag von jährlich 520 fl. und zwar der 
Theilbetrag von 360 fl. für die Bureaureinigung ꝛc. und der Theil- 
betrag von 160 fl. für die Beheizung letzterer, zahlbar in den ſechs 
Wintermonaten, bewilligt wird, anderweitig zu vergeben. 
(Angenommen.) 
7362.) St.-R. Nückauf referiert über das Anſuchen der 
freiwilligen Feuerwehr in Neuſtift a. W. um Subvention zur Be— 
gleichung einer reſtlichen Forderung der Firma Roſenberg und 
Kalman für gelieferte Monturen und beantragt, derſelben die ange— 
ſuchte Subvention im Betrage von 226 fl. 60 kr. zu obigen Zwecken 
gegen dem zu gewähren, dafs dieſe Feuerwehr ſich über die entſprechende 
Verwendung des Subventionsbetrages beim Magiſtrate ausweiſe. Dieſe 
Auslage iſt auf den Reſervefond pro 1892 zu verweiſen. 
(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
7364.) Derſelbe referiert über die Leitung der unentgeltlichen 
Arbeitsſchulen im XIV. Bezirke, Herklotzgaſſe 35, um einen Beitrag 
zur Weihnachtsfeier und Kinderbetheilung. Derſelbe beantragt, der 
Leitung obiger Schulen den von den beſtandenen Gemeinden Fünfhaus, 
Sechshaus und Rudolfsheim zur Weihnachtsfeier und Kinderbetheilung 
gewährten Koſtenbeitrag von zuſammen 110 fl. auch für das Jahr 1892 
neben Gewährung eines Zuſchuſscredites zur Rubrik XXXVIII b zu 
bewilligen. (Angenommen; an den Gem einderath.) 
7374.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Ottakringer 
Frauen⸗Wohlthätigkeitsvereines um einen Beitrag zu Chriſtbaumfeier 
und beantragt, obigem Vereine auch für die pro 1892 zu veranſtaltende 
Chriſtbaumfeier einen Betrag von 30 fl. zu bewilligen und einen 
Zuſchuſscredit in dieſer Höhe zu bewilligen. 
(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
(7420.) St.-N. Dr. Vogler referiert über die Unterbringung von 
Schulkindern des X. Bezirkes in der Volksſchule in Oberlaa und 
beantragt, den Betrag von 534 fl. zahlbar an die Gemeinde Oberlaa 
für das Schuljahr 1892/93 für obigen Zweck zu bewilligen. 
(Angenommen.) 
(7417.) St.-N. v. Götz referiert über die Verbindung des Bauamtes 
mit der Centrale der Poft- und Telegraphendirection im Falle einer 
Überſchwemmung und beantragt: 
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1. Die Herſtellung einer directen Ruhſtromlinie zwiſchen dem 
Telegraphenzimmer und Stadtbauamte und der Centrale der k. k. Poſt⸗ 
und Telegraphendirection durch die erforderlichen Apparate im ver- 


anſchlagten Koſtenbetrage von 160 fl. zu genehmigen; 


2. die Lieferung dieſer Apparate wäre der Firma Teirich und 
Leopolder, III., Erdbergſtraße 60 zu übertragen, welche die 
Inſtandhaltung der im Rathhauſe vorhandenen Telegraphen-Apparate 
beſorgt; 

3. es ſei die Poſition der Ausgabs-Rubrik XXI 7 zur Deckung 
der bereits vorhandenen ſowie der zukünftigen Überſchreitungen bei der 
Ausgabs⸗Rubrik XXI 5, insbeſondere des obigen Koſtenbetrages per 
160 fl. heranzuziehen. (Angenom men.) 


7378.) St.-R. Schlechter referiert über das Anſuchen des Hans 
Bodenſteiner um Waſſerabgabe für ſeinen Eislaufplatz am 
Mariahilfergürtel, XV. Bezirk, und beantragt die Abweiſung aus den 
vom Stadtbauamte entwickelten Gründen. Angenommen.) 

(7380.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Pfarrers 
Ignaz Flandorfer in Neulerchenfeld um Rückvergütung eines Drittels 
der Waſſerbezugsgebüren für den Pfarrhof in Neulerchenfeld anläſslich 
des Bezuges des Waſſers aus demſelben Auslaufe ſeitens communaler 
Bedienſteter des Hauſes Kirchſtetterngaſſe Conſer.-Nr. 155 und 
beantragt, dem Geſuchſteller den Betrag von 27 fl. 50 kr. als Rück— 


vergütung des Drittels der im Jahre 1891 bezahlten Waſſerbezugs⸗ 


koſten auszubezahlen, welcher Betrag in der Rubrik XII 6 c, „Be— 
ſtallungen und Waſſerbezugsgebüren zu verrechnen wäre und für die 
Zukunft und zwar vom Jahre 1892 an die Rückvergütung eines 
Drittels der von ihm jeweilig zu bezahlenden Waſſergebüren inſolange 
zu bewilligen, als nicht die Waſſerverſorgung der ehemaligen Vororte 
zur Durchführung gelangt iſt. Angenommen.) 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl übernimmt den 
Vorſitz.) f 

(7414.) SE-R. Dr. Stenzl referiert über die Vorſtellung des 
Matth. Gibitz gegen Aufträge wegen ſanitärer Übelſtände in dem 
Haufe Nr. 23 Rinnböckſtraße, XI. Bezirk, und beantragt, diefe Vor⸗ 
ſtellung abzuweiſen. (Angenommen.) 

(7361.) Derſelbe referiert über den Recurs des Johann Wychera 
gegen Aufträge zum Baue eines Canales, Simmering, Hauptſtraße 46, 
XI. Bezirk, und beantragt, den Recurs abzuweiſen. 

( Angenommen.) 

(7349.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der k. k. Bauleitung 
des Kaiſer Franz Joſef⸗Spitales in Betreff der Entrichtung eines Re⸗ 
cognitionszinſes für den Beſtand der Baumpflanzungen längs der 
Front des Spitales an der Trieſterſtraße im X. Bezirke und beantragt, 
von der Entrichtung des mit Stadtraths-Beſchluſs vom 5. Auguſt 
1891, Z. 1713, fixierten Recognitionszinſes im Betrage von 5 kr. 
ö. W. per Baum ſeitens des Wiener Krankenanſtaltenfondes an die 
Commune Wien rückſichtlich der Baumpflanzungen längs der Front 
des Kaiſer Franz Joſef⸗Spitales an der Trieſterſtraße im X. Bezirke 
unter der Vorausſetzung der Fertigung des vorgelegten Reverſes und 
Tragung der Koſten der Ausſtellung desſelben durch den Wiener 
Krankenanſtaltenfond Umgang zu nehmen. Angenommen.) 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz.) N 

(4306.) St.-N. Ritt. v. Neumann referiert über den Statt⸗ 
halterei-Erlafs Z. 69026, betreffend die Begutachtung des Kirchenbau— 
projectes für Ottakring durch die Gemeinde Wien und beantragt, es 
werde dem vorgelegten Projecte der Architekten v. Wilemanns und 
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Reuter für den Bau einer Pfarrkirche auf dem Stephanieplatze im 
XVI. Bezirke zugeſtimmt. 

Der Magiſtrat wird beauftragt, hinſichtlih der Situierung der 
Kirche, ſowie über die von der Gemeinde angeſprochenen Beitrags- 
leiſtungen zu berichten. 

St.⸗R. Dr. Huber beantragt, das Referat zu vertagen, bis 
der Magiſtrat über die genaue Darſtellung der Situierung der Kirche, 
ſowie über die Eigenthumsverhältniſſe der Gemeinde berichtet hat. 

Der Antrag des St.-R. Dr. Huber wird ange 
nommen. 

(7340.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Franz Springer 
um Conſens für den Bau eines Hauſes in Nuſsdorf, Hauptſtraße 
Parc. 438, Einl.⸗Z. 416 im XIX. Bezirke, den Antrag des magi— 
ſtratiſchen Bezirksamtes für den XIX. Bezirk auf Ertheilung des Bau— 
conſenſes zu verwerfen. Angenommen.) 

(7406.) Derſelbe referiert über das Offert des Friedrich Wagner 
um käufliche Überlaſſung der Bauſtelle 6 der Hühnerhof-Realität 
E.⸗Z. 1755 des V. Bezirkes und beantragt, das Offert wegen geringen 
Preisanbotes mit dem Bemerken abzulehnen, daſs der Stadtrath geneigt 
wäre, bei einem Anbote von 26 fl. per Quadratmeter den Verkauf der 
Bauſtelle dem Gemeinderathe zu empfehlen. (Angenommen.) 


7335.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Franz Lindner 
um Aufbeſſerung der durch die Realität XI., Hirſchengaſſe Nr. 26 
führenden Straße und beantragt, die nach dem Baulinienplane pro— 
jectierte Quergaſſe durch das Haus Nr. 26 Hirſchengaſſe in der Rich- 
tung gegen den Wiener-Neuſtädter Canal iſt aufzulaſſen. 

Das Niveau der Straße „Am Canal“ wird von der Gaygaſſe 
bis zur Eiſenbahnunterfahrt mit der Höhencote 23:30 m bei der 
Weintraubengaſſe mit 23°60 m über Null und von letzterer Gaſſe im 
Anſchluſſe an die Eiſenbahnunterfahrung bei der Geiſelberggaſſe mit 
23:53 m beſtimmt. ( Angenommen.) 


(7432.) St.-R. Wurm referiert über die Plauauswechslung für 
den Bau auf der parcellierten Realität Or.-Nr. 10, Seegaſſe, IX. Bezirk, 
und beantragt, die Baubewilligung für die geänderte Riſalitanlage zu 
beſtätigen. ( Angenommen.) 

(4856.) Derſelbe referiert über die Zuſammenſtellung des Ver— 
zeichniſſes jener Häuſer, deren Umbau durch die e des öffent⸗ 
lichen Verkehres geboten erſcheint. 

Fortſetzung der Berathung.) 

Referent beantragt: 

I. Bezirk, Innere Stadt (Fortſetzung): 

Freiſingergaſſe Nr. 1, 3, 5. 

Bauernmarkt Nr. 8, 9, 10, 13, 15. 

Laurenzerberg Nr. 2, 4. 

Lichtenſteg Nr. 4, 6. 

Salvatorgaſſe Nr. 6, 8, 9, 10, 11, 12. 

Am Geſtade Nr. 1, 3, 4, 5, 6, 8. 

Stephansplatz Nr. 11. 

Kohlmarkt Nr. 1, 3, 5, 26. 

Schauflergaſſe Nr. 2, 4, 6. 

Stallburggaſſe Nr. 2, 4. 

Plankengaſſe Nr. 4, 6. 

Johannesgaſſe Nr. 2, 6, 8. 

Renngaſſe Nr. 1, 3. 

Krugerſtraße Nr. 4, 6, 8, 10, 12. 

Goldſchmiedgaſſe Nr. 14 

Schulhof Nr. 2. 
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St.⸗R. Matzen auerbeanutragt, Stephansplatz Nr. 11 zu ſtreichen. 

Der Antrag des St.-R. Matzen auer und im Übrigen die 
Referenten-Anträge werden angenommen. 

St.⸗R. Dr. Lederer beantragt, die Häuſer in den einzelnen 
Gaſſen entweder topographiſch oder alphabetiſch zu ordnen. 

St.⸗K. Matzenauer u die alphabetiſche Anordnung 
der Häuſer. 

StR. Dr. Lederer accommodiert ſich dem Antrage des 
St.⸗R. Matzenauer, welcher Antrag angenommen wird. 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl hat zu Beginn 
des Referates den Vorſitz übernommen, denſelben 
jedoch während der Erſtattung des Referates an Vice— 
Bürger meiſter Dr. Richter übergeben.) 

(7011.) Bürgermeiſter Dr. Prix referiert über die Be⸗ 
ſtimmungen, betreffend die Aufnahme und die Bezüge der ſtädtiſchen 
Diurniſten mit Ausnahme der techniſchen und der Buchhaltungs— 
Diurniſten. (Fortſetzung der Berathung.) 

Referent beantragt als § 5 

8 5. 

Die ſtädtiſchen Diurniſten haben im Falle der während ihrer 
Dienſtleiſtung eingetretenen Dienſtunfähigkeit oder ihrer ohne ihr Ver— 
ſchulden erfolgten Entlaſſung Anſpruch auf eine Proviſion, wenn ſie 
mindeſtens durch zehn Jahre ununterbrochen als Diurniſten im ſtädtiſchen 
Dienſte ſtanden und ihre Dienſtleiſtung eine zufriedenſtellende war. 

St.⸗R. Dr. Vogler beantragt, der Bürgermeiſter wird erſucht, 
die Frage zu ſtudieren, ob nicht die Errichtung einer Unterſtützungs— 
und Altersverſorgungscaſſa für ſämmtliche proviſoriſch Bedienſteten 
mit namhafter Unterſtützung der Gemeinde ins Auge zu faſſen ſei. 

St.⸗R. Schlechter beantragt, die Worte „oder ihrer ohne 
ihr Verſchulden erfolgten Entlaſſung“ zu ſtreichen. 

St⸗R. Dr. v. Billing beantragt: Der Bürgermeiſter wird 
eingeladen, den Magiſtrat zu beauftragen, über die Errichtung einer 
anderwärtigen Verſorgungsanſtalt für proviſoriſch Angeſtellte der Ge— 
meinde Bericht zu erſtatten. 

St.⸗R. Dr. Vogler beantragt, die SS 5 bis 8 in suspenso 
zu belaſſen. 

St.⸗R. Dr. Huber beantragt die Einfchiehung der Worte 
„ohne ihr Verſchulden“ nach Dienſtleiſtung. 

Referent modificiert feinen Antrag bezüglich des § 
maßen: 

Der Stadtrath kann den ſtädtiſchen Diurniſten, wenn dieſelben i 

während ihrer Dienftleiftung ohne ihr Verſchulden dienſtunfähig, oder 
ohne ihr Verſchulden entloſſen werden, dann eine Proviſion gewähren, 
wenn ſie mindeſtens durch zehn Jahre ununterbrochen als Diurniſten 
im ſtädtiſchen Dienſte ſtanden und ihre Dienſtleiſtung eine zufrieden- 
ſtellende war. 
Der modificierte Antrag des Referenten, ſowie der Antrag des 
St.⸗R. Dr. Vogler, betreffend das Studium der Frage über die 
Errichtung einer Unterſtützungs⸗ und Altersverſorgungscaſſa werden 
angenommen. 

Referent beantragt als & 6: 

Die Proviſion darf nach zurückgelegter zehnjähriger Dienſtzeit nicht 
weniger als 40 Percent des bezogenen Diurnums betragen und kann 
für jedes weitere ununterbrochen zurückgelegte Dienſtjahr um zwei Percent 
bis zum zurückgelegten 40. Dienstjahre ſteigen. 

St.⸗R. Boſchan beantragt die Beſtimmung der Grenze nach 
oben, ſo daſs es zu lauten hätte: Die Proviſion darf nicht mehr als 
40 Percent ꝛc. 


5 folgender⸗ 


Referent accommodiert ſich dieſem Antrage. 
Der Referenten⸗Antrag lautend: 
§ 6. 

Die Proviſion darf nach zurückgelegter zehnjähriger Dienſtzeit nicht 
mehr als 40 Percent des zuletzt bezogenen Diurnums betragen und 
kann für jedes weitere ununterbrochen zurückgelegte Dienſtjahr um zwei 
Percent bis zum zurückgelegten 40. Dienſtjahre ſteigen — wird a n⸗ 
genommen. 

Referent beantragt als §S 7: 

§ 7. 

Die Proviſion wird auf Lebenszeit verliehen, beginnt mit dem 
auf die Proviſionsverleihung folgenden Kalendermonate und wird 
monatlich im vorhinein ausbezahlt. Die Proviſion wird eingeſtellt, wenn 
der betreffende Diurniſt wieder in den Dienſt eintritt. 

St.⸗R. Schlechter beantragt folgende Abänderung: 

„Die Proviſion . . .. beginnt mit dem auf die eingetretene 
Dienſtentlaſſung oder Dienſtunfähigkeit folgenden ꝛc.“ 

Der Referent beantragt, den § 7 zu ſtreichen. 

Der Referenten⸗Antrag auf Streichung wird ange 
nommen. 

87 (s der Vorlage) wird in der Faſſung des Referenten, 
lautend: 

8 7. 

Wird ein wegen Dienſtuntauglichkeit proviſionierter Diurniſt wieder 
dienſttauglich, ſo hat derſelbe über Aufforderung wieder in den Dienſt 
einzutreten, widrigens er der Proviſion verluſtig wird. 

Als § 8 beantragt Referent: 

88. 

Im Falle einer durch Erkrankung verurſachten, gehörig nach⸗ 
gewieſenen, vorübergehenden Dienſtunfähigkeit wird dem Diurniſten 
noch durch längſtens zwei Monate das Taggeld im vollen Betrage 


und bei länger andauernder Dienſtunfähigkeit noch durch weitere zwei 


Monate die Hälfte des zuletzt bezogenen Taggeldes ausbezahlt. 
St.⸗R. Noske beantragt, nach den Worten: „wird den Diur⸗ 
niften“ „noch durch längſtens drei Monate“ einzuſchalten. 
Der Antrag des St.-R. Noske wird abgelehnt, der Refe⸗ 
renten⸗Antrag angenommen. 
89 lautend: | 
8. 95 
Dieſe Beſtimmungen treten mit 1. Jänner 1893 in Kraft; auf 
Diurniſten, welche an dieſem Tage bereits im ſtädtiſchen Dienfte ſteher, 
findet der S 4 keine Anwendung. 
wird nach dem Referenten-Antrage angenommen. 
(An den Gemeinderath.) 


Sohin wird die Sitzung geſchloſſen. 


Allgemeine Nachrichten. 


Approviſtonierung. 


(Borſtenviehmarkt vom 6. December 1892.) 


1. Auftrieb 
auf dem freien Markte: 
Jungſchweine 3814 Stück 
Fettſchweine 5853 „ 


Summa. 9667 Stück 
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Angekauft wurden: 


für Wien . . 7177 Stück 
für das Land . . 1140 „ 
unverkauft blieben . . 1350 „ 


2. Preisbewegung: 
Jungſchweine . . von 30 bis 42 kr. 
Fettſchweine . . „ 30 „ 39 „ 
Die Kaufluſt war im allgemeinen, beſonders aber für Fett⸗ 
ſchweine flau, daher Jungſchweine um 1 kr. und Fettſchweine um 
3½ kr. per Kilo im Preiſe gefallen ſind. 


* * 
+ 


(Stechviehmarkt vom 7. December 1892.) 


1. Auftrieb: 
Kälber Waidner 3027, Kälber lebend 33, Lämmer 
Waidner 291, Lämmer lebend —, Schafe Waidner 573, 
Schafe lebend 3646. 


2. Preisbewegung: 


per Kg. Lebendgewicht. 


Kälber Waidner per K ieee von 32 bis 58 kr. 
Kälber lebend . . .. „ 30 „ 37 „ 
Lämmer Waidner „ Paar von 5 bis 10 fl. 

Schafe Waidner „ ggg. „von 20 bis 36 kr. 


Schafe lebend . „ Paar von 5 bis 17½ fl. 


Auf dem Jungviehmarkte wurden um 183 Stück Kälber 
weniger zugeführt. Die Kaufluſt war infolge des erhöhten Feiertags— 
bedarfes etwas lebhafter und haben die Preiſe eine Steigerung 
von 1 kr. per Kilo erfahren. 

Auf dem Schafmarkte wurden gegen die Vorwoche um 
1207 Stück Schafe weniger aufgetrieben. Bei ſehr flauer Kaufluſt 
iſt ein Preisrückgang von 75 kr. per Paar eingetreten. 

Auf dem Schlachtviehmarkte wurden am 7. December 1892 
176 Stück Maſt⸗ und 58 Stück Beinlvieh aufgetrieben. 


Gewerbeangelegenheiten. 


Gewerbeanmeldungen vom 30. November 1892. 


Sockel Julius — Auſtreichergewerbe — XVIII., Währing, Eduardg. 4. 

Weiß Julius — Auskocherei — XIV., Rudolfsheim, Arnſteingaſſe 29. 

Leutner Leopold — Bilderhändler — X., Bürgerplatz. 

Hummel Karl — Brantwein- und Theeſchank — XIV., Rudolfsheim, 
Herklotzgaſſe 40. 

Finko Giovanni — Deichgräber — XI., Simmering, Rinnböckſtraße 45. 

Klerr Johann — Friſeur und Raſeur — XVIII., Währing, Stern- 
warteſtraße 8. | 

Haug Stephan — Wirt — XVIII., Währing, Auaſtaſius-Grüngaſſe 20. 

Köhler Anton — Gaſt- und Schankgewerbe — XIV., Rudolfsheim, 
Märzſtraße 39. 

Kräll Heinrich — Wirt — IX., Kolingaſſe 6. 

Juran Emanuela — Handel mit Geflügel im Umherziehen — XVI., 
Ottakring, Engerthgaſſe 2. 
0 19 5 Adolf — Gemiſchtwaren-Verſchleis — XVIII., Währing, Kreutz⸗— 
gaſſe 66. 

Hutter Siegmund — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Am Tabor 15. 

Mayer Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Neudeggergaſſe 1. 

ö u Karl — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, Stift- 

gaſſe 35. 

Burner Thereſe — Kaffeeſiederin — XVIII., Währing, Hauptſtraße 2. 

ö u Anna Marie — Kaffeeſiederin — XVIII., Währing, Herren⸗ 

gaſſe 25. 

Meſchko Eruſt — Kaffeehausgewerbe — V., Hundsthurmerſtraße 23. 

Poévak Franz — Damenkleidermacher — IX., Berggaſſe 22. 

no Franz — Hauſierhandel mit Obſt und Gebäck — II., Streff⸗ 
leurgaſſe 10. 

Endl Johanna — Pfaidlergewerbe — VI., Windmühlgaſſe 10. 
fraß mn: Barbara — Pfaidlergewerbe — XVIII., Währing, Haupt- 
raße 68. i 
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Leſſak Stephan — Erzeugung von Schuhwichſe und Waſchblau — X., 
Götzgaſſe 3. ö 

Tymal Katharina — Selchwaren-Verſchleiß — IX., Sechsſchimmelg. 10. 

Storch Joſef — Steinkohlen⸗, Coaks⸗ und Brennholzhandel en gros — 
VIII., Lerchengaſſe 7. | 

Schwarz Ignaz — Verſchleiß von Zucdh- und Schafwollwaren — VII., 
Kirchengaſſe 24. = 

Podhrasky Joſef — Victualienhandel — V., Siebenbrunnengaſſe 67. 

Hirſchmaun Johann — Verſchleiß von getrocknetem Viehfutter — XVI., 
Ottakring, Hanptſtraße 206. | 

Hoblik Heinrich — Zuckerbäcker — XIV., Rudolfsheim, Goldſchlagſtr. 40. 

Tögl Johann — Zuckerbäckerwaren⸗Verſchleiß — XIX., Unter-Döbling, 
Grinzingerſtraße 4. | 

Wilfinger Joſefa — Kuchen- und Zuckerbäckerwaren-Verſchleiß — XVII., 
Hernals, Leopoldigaſſe 36. 

* 
+ 


Gewerbeanmeldungen vom 1. December 1892. 


Knobl Johann — Bäcker — V., Arbeitergaſſe 35. 

Mareiner Friedrich — Brantweinſchank — II., Rafaelgaſſe 2. 

Guttmann Pauline — Kleinhandel mit Holz, Kohlen und Coaks — II., 
Obere Donauſtraße 10. 

Kolar Johann — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — 
IX., Schubertgaſſe 16. 

Ploskonka Franz — Brot- und Gebäck-Verſchleiß — III., Auguſtiner— 
markt. 

Wana Amalie — Geflügel- nnd Butter⸗Verſchleiß — XII., Gandenz⸗ 
dorf, Storchengaſſe 2. 

Czerny Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleis — XVI., Neulerchenfeld, 
Gürtelſtraße 10. 

Hafrant Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, 
Reindorfgaſſe 3. 

Wagner Karl — Gemiſchtwarenhaudel — VII., Burggaſſe 71. 

Wrede Heinrich — Ausſchank gebrannter geiſtiger Getränke — XI., 
Simmering, Feldgaſſe 4. ö 

Fröſchl Karoline — Hadernhandel — XVI., Ottakring, Schottengaffe 43. 

Ringelmann Georg — Handſchuhmacher — XVII., Hernals, Ottakringer— 
ſtraße 48. 

Frank Matthias — Kaffeeſchank — XIV., Sechshaus, Hauptſtraße 27. 

Atlasz Ludwig (Lajos) — Kaſtanienbrater — II., Taborſtraße 62. 

Libal Johann — Herrenkleidermacher — V., Rüdigergaſſe 19. 

Dirnberger Joſef — Koſtgebung — X., Van der Nüllgaſſe 28. 
Hromadka Marie — Milch-, Gebäck und Canditen-Berſchleis — IX. 
Schlagergaſſe 6. N 

Schlederitzka Leopoldine — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — VII., Sieben- 
ſterngaſſe 56. s 
Kroupa Joſef — Handel mit Obſt im Umherziehen — XVI., Ottakring, 
Wurlitzergaſſe 40. 

Sobotka Hermine — Pfandleihgewerbe — J., Lobkowitzplatz 1. 

Benes Anton — Schloſſergewerbe — XV., Fünfhaus, Pelzgaſſe 12. 

Mann Joſef — Selchwaren-Verſchleiß — IX., Nufsdorferſtraße 88. 

Rofßkosny Wenzel — Selchwaren-Verſchleiß — X., Lagerſtraße 4. 

Wohlfahrt Joſef — Traiteur — X., Ober⸗Laa C.-Nr. 175. 

Koch Michael — Trödlergewerbe — VIII., Lercheufelderſtraße 148. 

Schmid Roſalia — Victualien⸗Verſchleiß — III., Erdbergſtraße 37. 

Kafenda Magdalena — Wäſcheputzerei — XVI., Ottakring, Huberg. 13. 
he Pawlon Anna — Verſchleiß von Wein in Flaſchen und Gebinden — 
III., Marxergaſſe 7. 

* P * 


Gewerbeanmeldungen vom 2. December 1892. 


Duliba Johann — Einſpäunergewerbe — XVI., Ottakring, Ecke der 
Eisnerſtraße und Annagaſſe. | 

Lutz Thereſia —- Einſpännergewerbe — IV., Alleegaſſe. 

Ruszitszka Alfred — Färbergewerbe — VII., Zollergaſſe 17. 

Dreſcher Marie — Ausſchank von Flaſchenbier — XII., Gaudenzdorf, 
Plankengaſſe. 1 

Arbeiter Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Breitenfelderg. 2. 

Hudecek Francisca — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Rüdigergaſſe 12. 

Egart Adolf — Gaſtwirt — III., Rennweg 26. 

Janiſch Thereſia — Gaſthausgewerbe — III., Ungargaſſe 67. 

Klepp Francisca — Gaſtwirtsgewerbe — VII., Faſsziehergaſſe 19. 

Kotatko Matthias — Gaſtwirtsgewerbe — VII., Siebenſterngaſſe 58. 

Wieſinger Friedrich — Gaſtwirt — II., Untere Augartenſtraße 13. 

Wondra Wilhelm — Gaſtwirt — II., Rueppgaſſe 8. 

Lutzker Betti — Kaffeeſchank — XIV., Rudolfsheim, Prinz Karlgaſſe 16. 

Gnapp Joſef — Kanalräumer — XVI., Ottakring, Wagnergaſſe 46. 

Michales Auna — Herrenkleidermachergewerbe — VII, Schottenfeldg. 95. 

Niederndorfer Anton — Maurermeiſter — IV., Freihaus, III. Hof, 
Stiege 15, Thür 125. | 

Kirſchmann Heinrich — Verſchleiß von unedlen Metallabfällen — V., 
Matzleinsdorferſtraße 45/47. 

Schwaiger Matthias — Handel mit Obſt, Honig und Fruchtſäften im 
Umherziehen — XII., Unter⸗Meidling, Neuwallgaſſe 16. 

Neubauer Leopoldine — Semmelbröſel-Erzeugung — VI., Aegidig. 16. 


* 
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Axamit Ludwig — Strohhut-Erzeugung — VII., Lindengaſſe 25. 

Bratmann Erneſtine. — Thee⸗ und Brantweinſchenkerin — XVII., 
Hernals, Kirchengaſſe 48. 

Parzer Hermine — Zuckerbäckerwaren-Verſchleiß — I., Freyung 6 


(Schottenhof). 


* * 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 3. December 1892. 


Weingar ten Albert, Dr. — Advocat — VI., Mariahilferſtraße 59. 
Riſchka Emilie — Beherbergung von Dienſtſuchenden höherer Kategorie 
und Verabreichung von Speiſen — I., Kärnthnerſtraße 21. 
Nießner Anton — Verſchleiß von Bilderbüchern — VII., Kirchengaſſe 9. 
Leitgeb Michael — Verſchleiß von Blumen, Kränzen und Chriſtbäumen — 
XIV., Sechshaus, Gürtel. 4 
Hradetzky Antonia — Brantwein- und Theeſchank — XIV., Rudolfsheim, 
Neugaſſe 19. ME u 0 
Pfeiffer Anton — Betrieb von Börſegeſchäften — I., Wiener Börſe. 
Roſenfeld Ludwig — Betrieb von Börſegeſchäften — I., Wiener Börſe. 
Waizner Moriz — Buchdruckergewerbe — IX., Kolingaſſe. N 
Schnabl Emil — Abhaltung von Concerten gegen Entrée — II., k. k. 
Prater, Kaiſergarten. | FR 
Schwamberg Bohuslav, — Druckſchrift-Herausgeber — VII., Neuſtift⸗ 
gaſſe 102. 8 
0 ger Franz — Druckſchrift⸗-Herausgeber — V., Obere Amtshaus— 
gaſſe 37. 
Fuchs Joſef — Erzeugung von Fiſchconſerven — II., Schüttelſtraße 19. 
Bauer Johann — Fleiſch-Verſchleiß — V., Wimmergaſſe 233. 
Huppmann Fanny — Friſeurgewerbe (Fortbetrieb) — XVI., Reu⸗ 


lerchenfeld, Koppſtraße 31. 


Iveſa Stefan — Friſeur — IV., Belvederegaſſe 36. 

Teltſcher Alexius — Friſeur — J., Hohenſtaufengaſſe 10. f N 

Ehm Joſef — Gaſtwirtsgewerbe — XVI., Ottakring, Veronikagaſſe 17. 

Hauer Willibald — Gaſtwirtsgewerbe — XVI., Ottakring, Joſefigaſſe 18. 

Kehler Ignaz — Pachbetrieb des Gaft- und Schankgewerbes — XIX., 
Nuſsdorf, Hauptſtraße 40 und Bockkeller. .. * 

Schiffböck Joſef — Gaſtwirt — III., Marokkauergaſſe 5. 

Schodl Jakob — Wirt — III., Kolonitzplatz 8. g 

Schieder Sylveſter — Geflügel- und Wildbrethandel — XVI., Ottakring, 
Eisnerſtraße 15. 
6 Ambruſch Stephan — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Hundsthurmer— 
ſtraße 87. | 0 

Bauer Felix — Gemiſchtwarenhandel — J., Tuchlauben 7. 

Buch Joſef Schulem — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Schmelzgaſſe 7. 

Dobner Thereſe — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Sechsſchimmelgaſſe 8. 

Dvorak Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Tichtelgaſſe 15. 

Gutfreund Roſa — Gemiſchtwaren-Verſchjeiß — V., Griesgaſſe 6. 

Hudecek Francisca — Gemiſchtwaren-Berſchleiß — V., Rüdigergaſſe 12. 

Lau Joſefine — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Tandelmarktgaſſe 17. 

Leiner Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß. — VII., Zollergaſſe 20. 

Neu Thereſia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Czerningaſſe 13. 

Perlmaun Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Glockengaſſe 9. 

Roſſeau Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Leyſtraße 128. 

Rudolf Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleis — V., Ziegelofengaſſe 12. 

Szidon Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, Lerchen— 
felderſtraße 44. | m 

Terz Karoline — Gemiſchtwarenhandel — II., Obere Douauſtraße 6. 

Wagner Veronica — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Staudingergaſſe 7. 

Wachsmann Guſtav Adolf — Gürtler und Bronzearbeitergewerbe — 
IX. Maximilianplatz 14. a 

Lichtenſtern Ernſt — Handelsagentie — II., Rembrandtſtraße 39. 

Weiß Moriz — Handelsagentie — II., Leopoldsgaſſe 6. 

Salter Siegfried — Handel mit Häringen und ruſſiſchen Sardinen — 
II., Prager Reichsſtraße 16. | 

Nebesky Leopoldine — Kleinverſchleiß von Holz, Kohlen und Coaks — 
XV., Fünfhaus, Sperrgaſſe 1. 

Zeiſsl Johann — Kaffeehaus — XIV., Sechshaus, Hauptſtraße 52—54. 

Jiraut Antonia — Kleidermacherin — II., Mayergaſſe 8. 

0 e Hermine — Damenkleidermacherin — VIII., Stolzenthaler⸗ 
gaſſe 5. N 
Löwy Hermann — Kleidermacher — II., Zwerggaſſe 4. 

Schulz Franz — Herrenkleidermacher — II., Rembrandtſtraße 33. 

Tocker Iſaak — Kleidermacher — II., Othmargaſſe 11. 

Wagacs Johaun — Kürſchner — IL, Schreigaſſe 4. 

Kaiſer Marie Eliſabeth — Kurzwaren- und Canditen⸗Verſchleiß — V., 
Fockygaſſe 16. N oo 

Reichel Marie — Marktfierautie — II., Wallenſteinſtraße 35. 

Schwarz Samnel — Marktvictualienhandel — II., Karmelitermarkt. 

Freitag Johaun — Maurergewerbe — IX., Säulengaſſe 15. 

Sturm Eduard — Fabriksmäßige Erzeugung von Metallwaren und 
Uniformierungsgegenſtänden — VII., Neuſtiftgaſſe 94. 

Moſer Karl — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — VI., Marchettigaſſe 14. 

Klouéek Hermine — Modiſtengewerbe — VI., Barnabitengaſſe 9. 

Weinberger Regina — Modiſtengewerbe — II., Blumauergaſſe 16. 

Spinngarn Karoline — Ein- und Verkauf von Möbeln und Kleidern — 
VIII., Schlöſſelgaſſe 52. ER (Das Weitere folgt.) 


— — K 
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Kundmachung. 


(Coneurs zur Beſetzung der Directorſtelle an der Volks⸗ und 
Bürgerſchule für Knaben in Wien, XVIII., Klettenhofergaſſe 3.) 


Im Wiener Schulbezirke kommt die Directorſtelle der Volks— 
und Bürgerſchule für Knaben in Wien, XVIII., Klettenhofergaſſe 3, 
zur Beſetzung. 
Mit dieſer Stelle iſt der Jahresgehalt der II. Gehaltsclaſſe 
von 1400 fl. und eine Quartiergeldentſchädigung jährlicher 500 fl., 
ſowie der Anſpruch auf Dienſtalterszulagen von je 100 fl. nach 
einer Dienſtzeit von je fünf Jahren im Sinne der geſetzlichen 
Beſtimmungen verbunden. 


— a 


Die Bewerber haben ihre Geſuche an den Wiener Stadtrath 


zu richten und längſtens bis 29. December 1892 im vorgeschriebenen 
Dienſtwege bei dem Ortsſchulrathe des XVIII. Bezirkes einzubringen. 

Die Geſuche find zu belegen mit: dem Tauf-, beziehungsweiſe 
Geburtsſcheine bei ſolchen Bewerbern, welche im Wiener Schul— 
bezirke noch nicht definitiv angeſtellt find, dem Heimatſcheine unter 
derſelben Vorausſetzung, dem Reifezeugniſſe (beziehungsweiſe dem 
Maturitätszeugniſſe einer Mittelſchule) oder der Dispens von der 
Ablegung der Reifeprüfung, dem Lehrbefähigungszeugniſſe für Volks⸗ 
und für Bürgerſchulen, den Nachweiſen der Dienſtleiſtung (An- 
ſtellungs⸗, Enthebungsdecreten u. dgl.), ſowie der Befähigung zum 
Religionsunterrichte des katholiſchen Glaubensbekenntniſſes im 
Originale oder in geſetzlich beglaubigten Abſchriften, endlich mit 
der in den Rubriken 1—5 auszufüllenden Dienſt⸗Tabelle. 

Verſpätet einlangende oder innerhalb des Concurstermines 
nicht gehörig documentierte Geſuche können nicht berückſichtigt werden. 

Vom Bezirksſchulrathe der Stadt Wien, 
am 21. November 18922. 


Der Vorſitzende-Stellvertreter: 


Dr. Schindler. 


Prot.⸗Nr. 166972 
1994 ex 1892. IV. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 

Wegen Vergebung der Zimmerputzerarbeiten in den inner⸗ 
halb der Gemeindebezirke I bis XVIII befindlichen ſtädtiſchen Amts⸗ 
localitäten vom 1. Jänner 1893 ab anf ein oder, je nach Wahl 
der Gemeinde Wien, auf drei Jahre wird vom Magiſtrate der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien, am Mittwoch den 
14. December d. J., prätiſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau 
des Herrn Magiſtratsrathes Philipp, im neuen Rathhauſe 
(4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Dffertverhand- 
lung abgehalten werden. Die Beſtellung erfolgt in der Art, dass 
ni der Regel je ein Contrahent für jeden Bezirk beſtellt wird; 
doch werden auch Offerte für mehrere oder für alle in die Aus⸗ 
ſchreibung einbezogenen achtzehn Bezirke entgegengenommen. 

Unternehmungsluſtige können die Ausmaße und die Vorſchrift 
im Stadtbauamte (Bureau der Rathhausverwaltung, Feſtſtiege 1, 
Parterre) während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen, ſowie 
Eremplare der letzteren um den Preis von zehn Kreuzern per 
Stück, bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa beziehen. 6 
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Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Be⸗ 
ſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa er folgten Erlag 
desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 3. December 1892. 2—3 


G.. 190689 
XIV. | 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Sicherſtellung der Reinigung und Ausbeſſerung der 
Wüſcheſtücke für die ſtädtiſche Feuerwehr vom 1. Jänner 1893 
angefangen auf die Dauer von drei Jahren wird vom Magiſtrate 
der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien am 15. December 
d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags im Bureau des Herrn 
Magiſtratsrathes Stenzinger im Rathhauſe (3. Stiege, II. Stock), 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Bedingniſſe beim ſtädtiſchen 
Feuerwehr-Commando, J. Bezirk, Am Hof Nr. 9, während der 
gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Dem mit einem 50 kr.⸗Stempel zu verſehenden Offerte iſt 
das vorgeſchriebene Vadium im Werthe von mindeſtens 100 fl. 
anzuſchließen; der Erſteher hat dasſelbe auf 200 fl. zu ergänzen. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtraih vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 

Wien, am 5. December 1892. 1—2 


Ad Prot.⸗Nr. 187310 
Ref.⸗Nr. 2874 ex 1892 V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Beſorgung der zum Zwecke der Reini⸗ 
gung und Inſtandhaltung der Straßen, Gaſſen und Plätze im 
XIV. Gemeindebezirke erforderlichen Fuhrwerksleiſtungen für die 
Zeit vom 1. Jänner 1893 (reſp. für das Gebiet der beſtandenen 
Gemeinde Sechshaus erſt vom 1. Juli 1893) bis incluſive 
30. Juni 1894 wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien am 12. December d. J., präciſe um 10 Uhr 
vormittags, im Burean des Herrn Magiſtrats- Secretärs 
Linsbauer, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche 
ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

4 * 
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Unternehmungsluſtige können die bezügliche ſtädtiſche Vorſchrift 
im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amts— 
ſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtäd tiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckten Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshanpt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 1. December 1892. 3—3 


8. 220036 
- 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Beſtellung eines Contrahenten für das Schneeab⸗ 
führen, die Material⸗ eventuell Waſſerzufuhr, dann für die Be⸗ 
ſpannung der Straßenwalzen, ſämmtlich Leiſtungen im Wiener 
Central⸗Friedhofe für die Jahre 1893, 1894 und 1895 wird vom 
Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 
13. December 1892 präciſe um 10 Uhr vormittags im nenen 
Rathhauſe im Bureau des Herrn Magiſtrats⸗Rathes Leki ſch 
(im Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung ab⸗ 
gehalten werden. | | 

Unternehmungsluſtige können die für dieſe Leiſtungen beſtimmte 
Vorſchrift in dem oben bezeichneten Bureau oder in der Verwaltungs 
kanzlei des Central⸗Friedhofes während der gewöhnlichen Amts— 
ſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Haupteaffa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Die Offerenten haben ein derartiges Exemplar und die am 
Schuſſe desſelben beigefügte Erklärung entſprechend auszufüllen und, 
mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu 
überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen. 

Auf verſpätet einlangende oder mit dem vorgeſchriebenen 
Vadium nicht verſehene Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Gemeinde hat ſich jedoch die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmt⸗ 
lichen Offerenten vorbehalten. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 6. December 1892. 1—2 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 97, 9. December 1892. 


AAL = 


r —Z— ———— NEN/ NEN NN 


Ad Prot.⸗Nr. 192770 
Ref.⸗Nr. 2983 ex 1892. F. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Banmeiſterarbeiten für die 
Neconftruction der Sohle des Choleracanales im VI. Bezirke von 
Or.⸗Nr. 2 Magdalenenſtraße bis zur Einmündung des Ottakringer⸗ 
bachcanales und eines Theiles in der Magdalenenſtraße aufwärts 
der Rudolfsbrücke mit dem Koſtenbetrage von 1663 fl. 20 kr., 
ferner der Lieferung von Portlandcement im Koſtenbetrage von 
169 fl. 40 kr. wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien am 12. December d. 3., präciſe um 10 Uhr vor: 
mittags, im Burean des Herrn Magiſtrats⸗Secretärs Lin sbauer, 
im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche 
Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Koſtenanſchlag und die dem 
Projeete beigeſchloſſene Vorſchrift im Stadtbauamte ebendaſelbſt 
während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Originalvorſchrift genau in übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Magiſtrat vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 30. November 1892. 
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Ad Prot.⸗Nr. 130508 
Ref.⸗Nr. 1914 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Beſorgung der Abfuhr des im Stein— 
bruche am Exelberg erzeugten Schotters anf die Straßen, Gaffen 
und Plätze des XVII. Bezirkes für die Zeit vom 1. Jänner 1893 
bis incluſive 31. December 1893 wird vom Magiſtrate der k. k. 
Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 10. December d. J., 
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präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtrats⸗ 
Secretärs Linsbauer, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die bezügliche ſtädtiſche Vor⸗ 
ſchrift im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen 
Amtsſtunden einſehen. N 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Haupteaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckten Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 29. November 1892. 3—3 


Ad Prot. Nr. 200300 
Ref.⸗Nr. 2071 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Sicherſtellung der Lieferung von circa 10.000 Curreut⸗ 
Metern geſchwefelter Bleiröhren für die im Jahre 1893 zur 
Ausführung kommenden Abzweigungen der Kaiſer Franz Joſefs⸗ 
Hochquellenleitung in die Häuſer, dann des Rückkaufes nener Ab: 
fälle und ſchadhafter Bleiröhren wird vom Magiſtrate der k. k. 
Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am Dienstag den 13. De⸗ 
cember d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des 
Herrn Magiſtratsrathes Stadler, im Rathhauſe (7. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können die Vorſchrift im Stadtbauamte 
(III. Abtheilung) ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke per Bogen verſehen, als Offert 
verſiegelt zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium von 1000 fl. 
anzuſchließen, oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa erfolgten Erlag desselben der Offertverhandlungs⸗ 
Commiſſion zu übergeben. 
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Die Lieferung wird nur Gewerbeberechtigten übertragen und 
vom Stadtbauamte ſtrenge überwacht werden. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Natification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. -k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 22. November 1892. 3—8 


Ad Prot.⸗Nr. 187312 
Ref.⸗Nr. 2876 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung 1. der Beſorgung der Einſammlung und 
Abfuhr des Hans: und Marktkehrichtes, daun der häuslichen und 
gewerblichen Abfälle in dem Bezirkstheile Inzersdorf des X. Be⸗ 
zirkes, ſerner im XI. und XIII. Bezirke, in den Bezirkstheilen 
Dornbach und Neuwaldegg des XVII. Bezirkes und im XVIII. 
und XIX. Bezirke für die Zeit vom 1. Jänner 1893 bis incluſive 
30. Juni 1895 (reſpective für die angeführten Theile des XVII. 
Bezirkes nur bis incluſive 31. October 1893); 2. der Be⸗ 
ſorgung der Einſammlung und Abfuhr des Haus⸗ und Markt⸗ 
kehrichtes, dann der häuslichen und gewerblichen Abfälle, und 
zwar des Hanskehrichtes und der häuslichen und gewerblichen 
Abfälle mit Verwendung des von der allgemeinen öſterreichiſchen 
Transport⸗Geſellſchaft oder des von der Firma Ohler & Noſſian 
nen conſtrnierten patentierten Kehrichtſammelwagens im XIV. und 
XV. Gemeindebezirke für die Zeit vom 1. Jänner 1893 bis 
inehrfive 30. Juni 1895 wird vom Magiſtrate der k. k. Reichs- 
haupt- und Reſidenzſtadt Wien am 14. December d. J, präciſe 
um 10 Uhr vormittags, im Burean des Herrn Magiſtrats⸗Setretärs 
Linsbaner, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffent⸗ 
liche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan und die bezüglichen 
ſtädtiſchen Vorſchriften im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der 
gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchriften können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der am 
Schluſſe dieſes Exemplares beigedruckten Erklärung entſprechend 
auszufüllen und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert 


verſiegelt zu überreichen. 


Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten 
behält ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 1. December 1892. 3—3 
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Kundmachung. 


(Eiiblung der Hundeſtruer für das Jahr 1893, 


Zur Einzahlung der Hundeſteuer für das Jahr 1893 wird 
der Termin vom 15. December 1892 bis 15. Jänner 1893 
feſtgeſetzt. 

Demgemäß werden die Beſitzer von Hunden eingeladen, den 
Steuerbetrag, welcher jährlich mit vier Gulden für jeden Hund 
geſetzlich beſtimmt iſt, innerhalb des Termines einzuzahlen. 

Dieſe Einzahlung kann täglich, mit Ausnahme der Sonn— 
und Feiertage, und zwar im I., VIII. und IX. Bezirke in der 
ſtädtiſchen Hauptcaſſa im Rathhauſe, in den übrigen Bezirken aber 
in der ſtädtiſchen Hauptcaſſa-Abtheilung des Bezirksamtes in den 
Amtsſtunden von 8 Uhr früh bis 2 Uhr nachmittags geleiſtet 
werden, worüber die Quittung mit der Marke ſogleich ausgefolgt 
werden wird. Nach Ablauf des bezeichneten Termines iſt der Waſen⸗ 
meiſter beauftragt, jeden auf den Straßen und Plätzen ohne eine 
für das Jahr 1893 giltige Marke vorfindigen Hund einzufangen. 

5 Um ein genaues Verzeichnis der in Wien befindlichen Hunde 
für das Jahr 1893 zu erlangen, werden wie im Vorjahre an die 
Herren Hauseigenthümer oder deren Stellvertreter Conſcriptions⸗ 
bögen mit dem Erſuchen zugeſtellt werden, für die entſprechende 
Ausfüllung der darin bezeichneten Rubriken zu ſorgen und die 
ausgefüllten Bögen binnen acht Tagen zur Abholung durch die 
ſtädtiſchen Diener bereit zu halten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 15. November 1892. 1—3 


3. 199708 


Kundmachung. 
Eehrſtelle. 


Auf Grund des Beſchluſſes des Wiener Stadtrathes vom 
26. November l. J., Z. 6864, kommt vom Beginne des II. Se⸗ 
meſters des laufenden Schuljahres 1892/93 an der Gumpendorfer 
Communal⸗Oberrealſchule in Wien eine definitive Lehrſtelle für 
Franzöſiſch und Dentſch zur Beſetzung. 

Bewerber, welche auch für den Unterricht in der engliſchen 
Sprache befähigt ſind, haben den Vorzug. 

Mit dieſer Lehrſtelle find die für definitive Lehrperſonen an 
ſtaatlichen Mittelſchulen in Wien normierten Bezüge, nämlich ein 
jährlicher Gehalt von 1200 fl., fünf Quinquennalzulagen à 200 fl. 
und eine Activitätszulage von 500 fl. verbunden. 

Die Verleihung dieſer Lehrſtelle iſt auch an die Bedingung 
geknüpft, dafs ſich die Competenten rückſichtlich der Lehrverpflichtung 
(des Ausmaßes an wöchentlich zu ertheilenden Lehrſtunden u. ſ. w.) 
in Gemäßheit des Gemeinderaths⸗Beſchluſſes vom 3. Juli 1883, 
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3. 2907, den für das Lehrperſonale an den k. k. Staats⸗Mittel⸗ 
ſchulen geltenden geſetzlichen Beſtimmungen und zufolge Gemeinde⸗ 
raths⸗Beſchluſſes vom 9. October 1888, Z. 455, der für die com⸗ 
munalen Beamten und Diener beſtehenden Dienſtpragmatik unter⸗ 
werfen, daher ſich insbeſondere auch an andere cammunale Mittel- 
ſchulen Wiens verſetzen laſſen und weiters ſich reversmäßig ver— 
pflichten, den Communaldienſt niemals während der Dauer eines 
Schuljahres zu verlaſſen und gelegentlich der ſeinerzeitigen Über— 
nahme in den Staatsdienſt die Dienſt- und Carenztaxe zu ent- 
richten. 

Bewerber um dieſe Stelle haben ihre vollſtändig, insbeſonders 
auch mit dem Ausweiſe der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft und 
mit dem ſtaatsgiltigen Lehrbefähigungszeugniſſe und den. Ver- 
wendungszeugniſſen inſtruierten, an den Stadtrath gerichteten Geſuche 
bis längſtens 31. December 1892 beim Magiſtrate der Stadt 
Wien zu überreichen. | 

Auf verjpätet einlangende oder nicht gehörig belegte Geſuche 
kann keine Rückſicht genommen werden. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 30. November 1892. 13 


M.⸗Z. 209102. 


Kundmachung. 


(Einhebung der Tanz⸗ und Mnſik⸗Impoſtgebüren im Verwaltungs⸗ 
jahre 1893.) 


Nach den beſtehenden Verordnungen wird der Tanz- und 
Muſik⸗Impoſt in dem Verwaltungsjahre 1893 in folgenden drei 
Abſtufungen abgenommen werden: 

J. Abſtufung. 

Siebenzehn ½ Kreuzer öſterr. Währung für jeden Muſicie⸗ 

renden. Dieſer Gebür unterliegen Wirte und Gaſtgeber bei gewöhn— 


lichen Tanzunterhaltungen. 


II. Abſtufung. 

Sechs und zwanzig ½ Kreuzer für jeden Muſicierenden. 
Dieſe Gebür haben Privatperſonen zu entrichten, wenn ſie in ihren 
Wohnungen Tanzunterhaltungen unentgeltlich geben. 

III. Abſtufung. 

Neun und ſiebenzig Kreuzer für jeden Muſicierenden. Dieſer 
Gebür unterliegen: 

a) alle Wirte und Gaſtgeber, wenn fie außergewöhnliche Tanz— 
oder Muſikunterhaltungen gegen Bezahlung eines beſtimmten 
Eintrittsgeldes geben; 

b) alle Privatperſonen, wenn dieſelben in ihren Wohnungen Tanz⸗ 
unterhaltungen gegen Bezahlung abhalten; 

c) Unternehmer von Glücksſpielen, Theaterunterhaltungen und 
anderen mit Muſik verbundenen Beluſtigungen, wenn die Gäſte 
bei dergleichen Unterhaltungen beſtimmte Beiträge leisten. 
Die Parteien, welche eine der Entrichtung des Tanz- und 

Muſik⸗Impoſtes unterliegende Muſikunterhaltung geben wollen, 
haben davon im I., VIII. und IX. Bezirke bei der ſtädtiſche u 
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Haupteaffa im Rathhauſe, in den übrigen Bezirken aber in der 
ſtädtiſchen Haupteaſſa-Abtheilung des Bezirksamtes die Meldung 
zu machen, woſelbſt ihnen die tarifmäßige Gebür bemeſſen und 
bekanntgegeben wird, und wo dieſelbe ſogleich auch gegen Aus— 
händigung einer Juxta⸗Quittung bar zu berichtigen iſt, indem die 
k. k. Bezirks⸗Polizei⸗Commiſſariate nur gegen Vorweiſung dieſer 
Juxta⸗Quittung die daſelbſt anzuſuchende Bewilligung ausfertigen 
werden. | 

Auf die Bevortheilung des Gefälles iſt durch die beſtehenden 


„ e \ 


Übrigens iſt es den Parteien unbenommen, um Pauſchalie⸗ 
rung der Tanz⸗ und Muſik⸗Impoſtgebür einzuſchreiten, und find 
derlei Geſuche im Einreichungsprotokolle des Magiſtrates zu über⸗ 
reichen. | | 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
| Wien, am 1. December 1892. 1—3 


M.⸗Z. 174869 


XI. 


Kundmachung. 


CJohannesſpital⸗Stiftplätze ) 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiermit bekanntgemacht, daſs beim Johannesſpital— 
Stiftungsfonde nachſtehende Stiftplätze in Erledigung gekommen ſind. 


1. Ein Johann Anton v. Bernhard Johannesſpital⸗Stiftungs⸗ 


platz für eine arme alte Manns- oder Weibsperſon. 

Laut Fundationsbrief vom 22. Juli 1779 hat der Stifter 
das Präſentationsrecht ſich, ſeinen Erben und Erbenserben vorbe— 
halten. 

2. Ein Maria Anna Gräfin v. Canal (geb. Gräfin v. 
Palfy) Johannesſpital⸗Stiftungsplatz monatlich 5 fl. 30 kr. für 
eine arme Manns⸗ oder Weibsperſon. ö 


Laut Fundationsbrief vom 27. Februar 1783 hat die Stifterin | 


ſich, ihrem Univerſalerben und nach deſſen Tod immer den Eltern 
der Stifterin Kinder und derſelben Nachkommen, vorzüglich aber 
dem männlichen und dann erſt dem weiblichen Geſchlechte, das 
Präſentationsrecht vorbehalten. 

3. Ein Johann Paul v. Brean'ſcher Johannesſpital⸗Stif⸗ 
tungsplatz für eine alte arme Perſon mit monatlich 3 fl. 30 kr. 

Fundationsbrief vom J. Juli 1776. Das Präfentationsrecht 
wurde von dem Herrn jubil. k. k. Hof⸗Kriegsſecretär Paul Prean 
v. Zahlungen ausgeübt. 

4. Ein Johann Joſef v. Neuff' ſcher Johannesſpital⸗Stiftungs⸗ 
platz für eine „eraltet mühſelige Perſon“ mit monatlich 3 fl. 60 kr. 

Laut Stiftbrief vom 12. März 1734 und 16. Auguſt 1735 
hat der Stifter das Präſentationsrecht ſich, ſeiner Ehegattin und 
nach derſelben Hintritt für ſeine Familie vorbehalten. 

5. Ein Auna Magdalena Mansrieder'ſcher Johannesſpital⸗ 
Stiftungsplatz monatlich 4 fl. 35 kr. für eine Weibsperſon. 

Laut Fundationsbrief vom 6. Jänner 1763 iſt das Präſen⸗ 
tationsrecht zu dieſer Stiftung „dem Anna Johanna Vogl und 
deſſen Erben“ zuerkannt. 
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6. Ein Maria Anna Freiin v. Imbſen'ſcher Johannesſpital⸗ 
Stiftungsplatz „für eine arme eraltete Mannsperſon“ mit 5 fl. 
40 kr. monatlich. ͤp— ne 

Laut Fundatiorstrief hom 4. März 1730 hat die Stifterin 
ſich und ihren Erben das Präſentationsrecht vorbehalten. 

7. Ein Carl Joſef de Grand' ſcher Johannesſpital⸗Stiftungs⸗ 
platz „für eine alte, hier erarmte mühſelige Perſon“ mit monatlich 
2 fl. 85 kv e Std a | en 

Laut Fundationsbrief vom 15. Februar 1732 hat ſich der 
Stifter das Präſentationsrecht vorbehalten. 

8. Ein Maria Thereſia Binan'ſcher Johannesſpital⸗Stif⸗ 
tungsplatz für eine alte arme Perſon mit monatlich 6 fl. 60 kr. 

Laut Fundationsbrief vom 30. December 1769 hat die 
Stifterin das Präſentationsrecht der Maria Anna verw. Freiin v. 
Buol, geb. Freiin v. Kirchner und ihren Töchtern übertragen 
und hat zuletzt Anton Karl Freiherr v. Barten ſtein dieſes 
Recht ausgeübt. 

Diejenigen Perſonen, welche auf das Präſentationsrecht zu 
einer dieſer Stiftungen Anſpruch erheben zu können glauben, wollen 
unter Nachweis ihres Rechtstitels bis längſtens 1. Jänner 1893 
eine ſtiftbriefmäßig geeignete Perſon anher präſentieren. 

Nach fruchtloſem Ablaufe dieſes Termines wird die Beſetzung 
der vorerwähnten Stiftplätze von amtswegen erfolgen. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſideuzſtadt 
Wien, am 1. December 1892. 1 
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X. 


Kundmachung. 
(Moriz Goldberger'ſche Studien- und Küuſtler⸗Stiftung.) 


Im Studienjahre 1892/93 gelangen vier Moriz Goldberger⸗ 
ſche Stipendien im Betrage von je fünfzig (50) Gulden b. W., 
und zwar: 
a) Für einen mittelloſen Candidaten der mediciniſchen Doctor⸗ 
würde als Beitrag zu den Taxen der Promotion; 
b) in gleicher Weiſe für einen Candidaten der juridiſchen Doctor⸗ 
würde; 
c) desgleichen für einen Candidaten der philoſophiſchen Doctor⸗ 
würde, und endlich en 
d) für einen Maler als Beitrag zu einer Reiſe nach Italien 
zur Verleihung. 3 5 . 
Die Bewerber um dieſe Stipendien haben ihre mit dem 
Tauf⸗ oder Geburts, ſowie dem Impfſcheine, dem Armuts⸗ oder 


Mittelloſigkeitszeugniſſe, dem Sittenzeugniſſe und den Nachweiſen 


über die Ablegung der für die einzelnen Facultäten vorgeſchriebenen 
Rigoroſen, reſpective mit den im Vorſtehenden sub d) geforderten 


Nachweiſen, insbeſondere über die Inſeription an einer öffentlichen 


bei dem Wiener Magiſtrate zu überreichen. 5 
Nur die mit einem legalen Armutszeugniſſe verſehenen 

Geſuche find ſtempelfrei. ee 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 16, November 1892. 3 3 


Malerſchule belegten Geſuche bis längſtens 22. December 1892 
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XI. 


Kundmachung. 


(Stiftung für nothleidende Kleingewerbetreibende. 


Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekanntgemacht, das am 4. März 1893 die 
Jutereſſen der Anguſt Zang'ſchen Stiftung für nothleidende Klein⸗ 
gewerbetreibende im Betrage von 2512 fl. 60 kr. zur Vertheilung 
gelangen werden. 

Auf den Genufs dieſer Stiftung haben jene Kleingewerbe- 
treibenden Anſpruch, welche ohne ihr Verſchulden in eine Nothlage 
gerathen find, ohne Rückſicht auf ihre Confeſſion oder Heimats⸗ 
berechtigung, doch müſſen dieſelben in Wien wohnen und ihr 
Gewerbe noch betreiben. 

Bewerber um dieſe Stiftung haben ihren Geſuchen den Tauf-, 
reſpective Geburtsſchein, eventuell den Trauungsſchein, die Tauf⸗, 
reſpective Geburtsſcheine der Kinder, ferner den Gewerbeſchein oder 
das Conceſſionsdecret, den Erwerbſteuerſchein und ein legales Mittel⸗ 
loſigkeitszeugnis, Witwen aber außerdem den Todtenſchein des 
Gatten, beizulegen. 

Die in ſolcher Weiſe belegten Geſuche ſind längſtens bis 
17. December 1892 im Einreichungsprotokolle des Wiener Magi- 
ſtrates zu überreichen. 

Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche 
wird keine Rückſicht genommen werden. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 19. November 1892. 3—3 
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X. 


Kundmachung. 


(Franz Joſef Pisko'ſche Lehramts⸗Candidaten⸗Stiftung.) 


Zu Beginn des Schuljahres 1892/93 gelangt ein Franz Joſef 
Pisko'ſches Stipendium im Betrage von vierzigfünf (45) Gulden ö. W. 
für einen armen, in Wien abſolvierten Lehramtscandidaten für 
Mittelſchulen, welcher ſeine Lehramtsprüfung bereits mit gutem 
Erfolge abgelegt hat, noch keine mit Gehalt, Adjutum oder Remu⸗ 
neration dotierte öffentliche Stellung bekleidet und ſittlich tadellos 
iſt, zur Verleihung. Unter ſonſt gleichen Umſtänden haben zunächſt 
Verwandte des Stifters den Vorzug vor anderen Bewerbern. Der 
Genußs dieſer Stiftung dauert ein Jahr. 

Die Bewerber um dieſes Stipendium haben ihre ordnungs— 
mäßig belegten, insbeſondere mit dem Lehramtszeugniſſe für Mittel⸗ 
schulen, dem Tauf⸗ oder Geburtsſcheine, dem Armuts- oder Mittel⸗ 
loſigkeitszeugniſſe, dem Impfſcheine und einem Sittenzeugniſſe ver 
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ſehenen Geſuche bis längſtens 29. December 1892 beim Wiener 
Magiſtrate zu überreichen. | 

Nur die mit einem legalen Armutszeugniſſe belegten Geſuche 
ſind ſtempelfrei. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 25. November 1892. 2—3 
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